
Polen hat das Treffen der soge-
nannten Visegrad-Gruppe in

Jerusalem boykottiert. In einem
theatralischen Auftritt begrün-
dete Premierminister Mateusz
Morawiecki diesen Schritt, indem
er dem israelischen Außenmini-
ster Israel Katz „rassistische, und
vollkommen unannehmbare“
Äußerungen vorwarf. Dabei
hatte Katz nichts als die histori-
sche Wahrheit ausgesprochen, als
er im israelischen Fernsehen
sagte, es habe „viele Polen“ ge-
geben, die „mit den Nazis kolla-
boriert haben“. Katz, der selbst
ein Sohn von Holocaust-Überle-
benden ist, verwies zudem auf
eine Aussage des ehemaligen Mi-
nisterpräsidenten Izchak Schamir:
„Die Polen haben Antisemitismus
mit der Muttermilch aufgeso-
gen.“ Dazu muss man wissen,
dass Schamirs Vater während der
deutschen Besetzung Polens in
seinem Heimatort Ruschany Zu-
flucht vor der Deportation ins
Vernichtungslager gesucht hatte
und von den Dorfbewohnern zu
Tode gesteinigt wurde. 
Tatsächlich gibt es viele Bei-

spiele für durch Polen verübte an-
tisemitische Gewalttaten. So das
Pogrom in Jedwabne. Es waren
polnische Täter, die am 10. Juli
1941 rund 400 Juden niedermet-
zelten, nicht die Deutschen, wie
es die polnische Geschichtschrei-
bung jahrzehntelang behaup-
tete. Heute ist der Ort Sinnbild
des zerbrochenen Narrativs, dass
die Polen im Zweiten Weltkrieg
ausschließlich Opfer und Helden
des Widerstands waren. Irgend-
wann wird das auch der sturste
polnische Nationalist einsehen
müssen. Da helfen weder das so-
genannte Holocaust-Gesetz, das
eine Strafe für all jene vorsieht,
die dem polnischen Volk oder
Staat eine Mitverantwortung für
vom NS-Regime während des
Zweiten Weltkrieges in Polen be-
gangenen Verbrechen zuschrei-
ben, noch politische Eklats.

JAN HEITMANN:

Nicht nur Opfer

Nackt in die Krise
Nach langem Boom geht es abwärts, doch die Gegenmittel sind längst verpulvert

Die Konjunktur schwächelt, jetzt
müsste gegengesteuert werden.
Doch Politik und Notenbank haben
ihr Pulver längst verschossen.

Mit einem derart heftigen Ein-
bruch hatten weder Topmanager
noch Ökonomen gerechnet. Die
Zahl der Gewinn- und Umsatz-
warnungen großer deutscher Kon-
zerne schoss zum Ende des Jahres
2018 dramatisch in die Höhe. Die
Konjunkturaussichten haben sich
entsprechend verdüstert. Nur der
Immobilienbranche geht es, zu-
mindest derzeit, noch gut.
Ursachen gibt es viele. Die Auto-

branche beispielsweise  leidet an
der Kampagne gegen den Diesel
oder unter Handelskonflikten. Iro-
nischerweise werden die Unter-
nehmen aber auch Opfer der
gefeierten Globalisierung. In dem
Maße, wie sich die Betriebe
immer stärker international veran-

kert haben, machten sie sich anfäl-
lig für Erschütterungen in anderen
Weltregionen. 
Eine unglückliche Rolle spielt

die deutsche Politik. Sie hat die
Jahre der guten Konjunktur ver-
streichen lassen und die Früchte,
wie die rekordhohen Steuerei-
nahmen, verfrüh-
stückt, statt für
schlechtere Zei-
ten vorzusorgen. 
S c h l i m m e r

noch: Die pro-
zentuale Steuer-
belastung der
Deutschen ist auch 2018 weiter
angestiegen (siehe Meldung S. 7).
Eigentlich könnte eine solche
Quote bei guter Wirtschaftslage
gesenkt werden, denn:  Bei hoher
Beschäftigung fallen normaler-
weise die Sozialausgaben, wäh-
rend das Steueraufkommen selbst
bei sinkender prozentualer Bela-

stung der Bürger und Unterneh-
men anstiege, einfach weil sie
mehr verdienen. 
Stattdessen sind die Sozialabga-

ben trotz guter Beschäftigung ge-
stiegen, doppelt so schnell wie die
Wirtschaftsleistung. Dies liegt
unter anderem an teuren Wahlge-

schenken und der
milliardenschwe-
ren Zusatzlast
durch Asylsucher.
Und obwohl die
Steuereinnahmen
sprudelten wie
nie zuvor, wuchs

der Investitionsstau bei Schulen,
Straßen, Verteidigung, innerer Si-
cherheit etc. immer mehr an.
Dass es nach langem Auf-

schwung auch wieder abwärts
geht, ist normal. Doch noch nie in
der Geschichte der Bundesrepu-
blik ist dieses Land so miserabel
vorbereitet an den Rand einer

Krise geraten. Die Konjunkturab-
kühlung könnte die Sozialkosten
noch weiter ansteigen lassen, ob-
wohl sie bereits auf Rekordniveau
liegen. Zu allem Überfluss hat die
Politik mit ihren Verträgen dafür
gesorgt, dass Deutschland über
das Euro-System mit atemberau-
benden Risiken belastet wird, die
in Billionenhöhe lauern („Target“,
Rettungsschirme). 
Apropos Euro: Um einer Krise

zu begegnen, senkt die Notenbank
gewöhnlich die Zinsen. Das macht
Kredite günstiger, „weckt“ Spar-
guthaben und beflügelt somit In-
vestitionen. Doch die Zinsen
liegen bereits bei null, so niedrig
wie nie in der 5000-jährigen Ge-
schichte des Kreditwesens, wie die
Bank von England errechnet hat. 
Deutschland steht quasi nackt

vor einer möglichen Wirtschafts-
krise. Das wird eine neue Erfah-
rung. Hans Heckel
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Spaniens langjährige Zweiparteienherrschaft ist zu Ende
Nachdem sein Haushaltsentwurf abgelehnt wurde, hat Ministerpräsident Pedro Sánchez für den 28. April Neuwahlen angesetzt

Vorletzten Mittwoch lehnten
im spanischen Abgeordne-
tenhaus katalonische und

baskische Separatisten, zwei wei-
tere Regionalparteien, die konser-
vative Partido Popular (PP,
Volkspartei), die eher liberalen Ciu-
dadanos (Bürger) und zwei abtrün-
nige Linke den vom sozialistischen
Ministerpräsidenten Pedro Sán-
chez für 2019 vorgelegten Haushalt
ab. Zwei Tage später setzte dieser,
2016 als Generalsekretär der Spa-
nischen Sozialistischen Arbeiter-
partei (PSOE) geschasst und 2017
überraschenderweise wiederge-
wählt, knapp vor dem regionalen
und kommunalen „Supersonntag“
am 26. Mai Neuwahlen für den
28. April an.

Nach seinem Amtsantritt im Juni
2018 versuchte Sánchez, der ledig-
lich 84 Abgeordnete der PSOE
hinter sich hatte, mithilfe der kom-
promisslosen Befürworter einer
Unabhängigkeit Kataloniens unter
Führung des Präsidenten der Ge-
neralitat de Catalunya (Regionalre-
gierung von Katalonien), Quim
Torra, um jeden Preis an der
Macht zu bleiben. Auf einem Tref-
fen zwischen Sánchez und Torra
Ende letzten Jahres in Barcelona
verlangte letzterer die Einsetzung
eines internationalen Vermittlers,
um die Verhandlungen auf eine
zwischenstaatliche Ebene zu stel-
len. Dies sorgte landesweit für Em-
pörung, und in Madrid ging man
erwartungsgemäß darauf nicht ein.

Schließlich veröffentlichte die ka-
talonische Autonomieregierung
Anfang dieses Monats 21 Punkte
und stimmte wie angekündigt
wegen deren Nichtbeachtung in

der haushaltspolitischen Debatte
mit der Opposition.
Der für sein Stehvermögen be-

kannte Sánchez hofft nun, diese
wegen ihrer Ablehnung von Maß-
nahmen wie einem Mehrangebot
an öffentlichen Stellen, Gehaltser-

höhungen für Beamte, Erhöhung
des Mindestlohns auf 900 Euro
und einem zwei Milliarden Euro
teuren Programm gegen die Ju-
gendarbeitslosigkeit im Wahl-

kampf als unsozial darstellen zu
können.
Als wichtigste Gegenspieler gelten

nach wie vor die jetzt von Pablo Ca-
sado geführte Volkspartei und die
Ciudadanos von Albert Rivera, im-
merhin seit der Regionalwahl 2017

mit 36 von 135 Sitzen die stärkste
Fraktion im katalonischen Parla-
ment. Neu dabei ist die 2013 vom
abtrünnigen PP-Abgeordneten San-
tiago Abascal mit gegründete For-
mation Vox (Stimme), die als
Sammlungsbecken für Enttäuschte
gewisse Ähnlichkeiten mit der AfD
aufweist.
Die Unitaristen streiten für die

Abschaffung der autonomen Ge-
meinschaften und die traditionelle
Familie sowie gegen Masseneinwan-
derung und einseitige Geschichtsbe-
trachtung. In Andalusien errangen
sie im Dezember entgegen allen Pro-
gnosen auf Anhieb fast elf Prozent
und zwölf der 109 Sitze und halfen
dabei, die Sozialisten aus ihrer
Hochburg zu vertreiben.

Podemos (Wir können), unter
Pablo Iglesias mit den Kommunisten
von Izquierda Unida und der Öko-
partei Equo seit 2016 in einem lin-
ken Bündnis vereint, schwächelt
zwar in letzter Zeit, war aber schon
zweimal für eine Überraschung gut.
Das endgültige Ende der Zwei-

parteienherrschaft und gravierende
innerspanische Konflikte, die sich
im gerade begonnenen Prozess
gegen einige Verantwortliche des
katalonischen sogenannten Un ab-
 hängigkeitsreferendums im Okto-
ber 2017 widerspiegeln, lassen
politische Stabilität bis auf Weiteres
nicht erwarten – trotz der am
19. Februar erscheinenden Auto-
biografie des Stehaufmännchens
Sánchez. Markus Matthes

Das Ende der Zweiparteienherrschaft 
und der Streit um Katalonien lassen politische
Stabilität bis auf Weiteres nicht erwarten



Der Erzbischof von Bangassou ist
ein Geistlicher an der Frontlinie
zwischen Christentum und Islam.
PAZ-Mitarbeiter Bodo Bost inter-
viewte den spanischen Amtsinha-
ber Juan-José Aguirre Muñoz bei
dessen Aufenthalt in Köln über die
Situation in der Zentralafrikani-
schen Republik und die sogenann-
ten Friedensverhandlungen, die un-
ter der Schirmherrschaft der Afri -
ka nischen Union vom 24. Januar
bis 5. Februar in Sudans Haupt-
stadt Khartum stattfanden.

PAZ: Sie sind seit 2000 Bischof
in der Zentralafrikanischen Repu-
blik. Seit Jahren gibt es dort einen
Bürgerkrieg, wie schwer sind die
Kämpfe dort im Moment?

Bischof Juan-José Aguirre Mu-
ñoz: Ich bin Spanier und stamme
aus Cordoba. Seit 38 Jahren lebe
ich als Comboni-Missionar in Zen-
tralafrika, seit 18 Jahren bin ich
Erzbischof von Bangassou. Früher
war das Land ein sehr ruhiges
Land. Die Situation ist kompli-
zierter geworden aufgrund von
menschlichen Begehrlichkeiten.
Seit sechs Jahren leben wir in ei-
nem blutigen Bürgerkrieg. Dieser
Krieg ist ein wirklicher Leidens-
weg für die Menschen im Lande.
Vor sechs Jahren sind aus dem
Norden, vor allem aus dem Tschad,
radikale islamische Söldner ins
Land gekommen. Diese Rebellen,
die sich den Namen „Séléka“ ga-
ben, wurden unterstützt von rei-
chen arabischen Ländern wie Ka-
tar und Saudi-Arabien, die das
Land plündern und ausrauben
wollten. Wir sind wirklich eine ver-
folgte Kirche geworden. Allein
2018 wurden mindestens fünf ka-
tholische Priester ermordet. Viele
Hunderte Kirchen wurden zerstört
und Tausende von Katechisten er-
mordet oder vertrieben.

PAZ: Es gibt jedoch nicht nur die
radikalen muslimischen Milizen,
sondern auch die sogenannten
Anti-Balaka-Milizen, die aus der
christlichen Bevölkerung kommen
sollen. Was sind das für Leute?
Aguirre: Während die Séléka mit

radikalen islamischen Netzwerken
wie IS oder al-Kaida vernetzt sind
und von diesen ihre hochmoder-
nen Kriegswaffen beziehen, ent-
standen in der lokalen mehrheit-
lich christlichen Bevölkerung loka-
le Milizen, die zunächst nur mit
einfachen Jagdgewehren und Ma-
cheten bewaffnet waren. Diese wa-
ren Selbstschutzeinheiten, sie
nannten sich Anti-Balaka-Milizen
und hatten mit der Kirche gar
nichts zu tun. Mit der Zeit sind die-
se Einheiten auch verroht und kri-
minell geworden, aber eben nur als
Folge auf die Angriffe der Séléka.
In Afrika gibt es ein Sprichwort,

das sagt: „Wenn zwei Elefanten sich
miteinander streiten, leidet am
meisten das Gras, auf dem sie
stampfen“. Dieses Gras ist die Be-
völkerung, zu der auch die Kirche
gehört. Wir verteidigen die Men-
schen, wir versuchen ihnen Mut zu
machen. 

PAZ: Warum sind viele Kirchen-
gemeinden in Zentralafrika auch
zu Flüchtlingslagern geworden?
Aguirre: Das gesamte Volk Zen-

tralafrikas wurde von dem Bürger-
krieg in Mitleidenschaft gezogen.
Oft sind die Menschen nur mit
dem, was sie am Leibe trugen, ge-
flüchtet, oft sogar in den Urwald.
Millionen Menschen sind auf der
Flucht. Allein in Bangassou haben

wir vier Flüchtlingslager. Wir ha-
ben in der Kathedrale sogar ein
Flüchtlingslager mit 2000 Musli-
men. Die Flüchtlinge sind auf ihren
eigenen Wunsch hin in die Kathe-
drale gekommen, wo sie jetzt si-
cher sind. Seit anderthalb Jahren
kümmern wir uns um diese Men-
schen. Die Menschen in Zentral-
afrika wissen, dass wenn alle ge-
hen, die Kirche bleibt. Die Kirche
ist die einzige noch funktionieren-
de Institution in vielen Regionen
des Landes. Wir versuchen in un-

seren Schulen auch bewusst christ-
liche und muslimische Kinder ge-
meinsam zu unterrichten, damit
der von den radikalen Muslimen
gesäte Hass bei der Jugend nicht
auf fruchtbaren Boden fällt.

PAZ: Wollte die Séléka aus Zen-
tralafrika, das zu 80 Prozent ein
christliches Land ist, einen radikal-
islamischen Staat machen? 
Aguirre: Der Beginn des Konflik-

tes in unserem Land war der Ein-
fall der ausländischen Séléka-Mili-

zen, die das Land, vor allem die
Bodenschätze wie Diamanten und
Kobalt, im Auftrag ausländischer
islamischer Mächte ausrauben
sollten. Um dies zu vertuschen, hat
man den Konflikt als religiösen
Konflikt dargestellt. Heute kontrol-
lieren die Séléka-Rebellen und ihre
Nachfolgeorganisationen schon
80 Prozent des Landes. Die offiziel-
le Regierung kontrolliert nur noch
20 Prozent des Landes. Es gibt ra-
dikale Kräfte im Islam, die in der
Lage sind, ihre Sicht der Mehrheit
aufzudrängen. Die moderaten Kräf-
te in Zentralafrika sind abwartend,
sie warten ab wie sich die Dinge
entwickeln, wenn die radikalen
Kräfte die Überhand gewinnen,
werden sie, wie auch in Syrien und

im Irak, auf deren Seiten wechseln.
Dann wird es keine Moderaten
mehr geben. Das war bereits der
Fall im Jahre 2013, als die Séléka
für neun Monate die Macht in Ban-
gui übernommen hatte. Damals
wurden bereits Vorbereitungen ge-
troffen, um aus dem Islam die
Staatsreligion zu machen, aus den
Christen wurden bereits damals
Bürger zweiter Klasse.

PAZ: Warum ist es den interna-
tionalen Truppen, zunächst den

Franzosen, dann den UN nicht ge-
lungen, den Frieden im Lande
wieder herzustellen?
Aguirre: Die Anwesenheit der

15000 UN-Soldaten und Mitarbei-
ter in Zentralafrika ist sehr zwei-
deutig. Für viele Soldaten ist das
ein großes Geschäft. Diese Men-
schen verdienen sehr viel Geld,
sie haben kein Interesse, dass sich
ihr Auftrag schnell erledigt. Wir
haben zum Beispiel in Bangassou
viele marokkanische Soldaten, die
in einem eigenen Viertel sehr gut

leben und kein Interesse daran ha-
ben, zu der Lösung des Konfliktes
beizutragen. Ähnliches könnte
man über die UN-Kontingente aus
Mauretanien, Ägypten und Pa-
kistan sagen, alles mehrheitlich
muslimische Länder, die bei den
ersten Kampfhandlungen sofort
die Szene verlassen. Nur die UN-
Soldaten aus Portugal, Ruanda
und Burundi setzen sich wirklich
für den Schutz der Bevölkerung
ein und versuchen, ihren Beitrag
zum Frieden in Zentralafrika zu
leisten. Diese bilden jedoch nur
eine Minderheit der Truppe der
Minusca (Multidimensionale Inte-
grierte Stabilisierungsmission der
UN in der Zentralafrikanischen
Republik). Die große Mehrheit der

internationalen Truppe sieht ihren
Einsatz als Business zur Selbstbe-
reicherung. 

PAZ: Sind diese Verhältnisse bei
der Leitung der MINUSCA-Trup-
pe bekannt und auch bei der UN?
Aguirre: Ich habe persönlich mit

dem UN-Generalsekretär Antonio
Guterres gesprochen über die Pro-
bleme bei der MINUSCA. Alles
läuft ab wie in einer großen Ma-
schinerie. Guterres hat behauptet,
dass ohne die Soldaten der UN
die Situation in Zentralafrika noch
schlimmer wäre. Mit solchen UN-
Einsätzen bereichern sich viele ar-
me Staaten, weil die Gehälter der
Soldaten nicht an diese gehen,
sondern an deren Heimatstaaten,
für die diese eine wichtige Ein-
nahmequelle darstellen.

PAZ: In Khartum fanden vor
Kurzem Friedensgespräche statt.
Welche Erwartungen haben Sie
daran?
Aguirre: Die Konferenz von

Khartum war bereits der achte
Versuch einer Verhandlungslö-
sung. Immer hatten bislang nach
den Verhandlungen wieder die
Waffen die Oberhand gewonnen.
Diesmal ging die Initiative von der
Afrikanischen Union aus, deren
Sitz in Addis Abeba in Äthiopien
ist. Dort hatte man ursprünglich
die Verhandlungen führen wollen.
Vor Kurzem wurden zwei christli-
che Anti-Balaka-Führer an den
Internationalen Strafgerichtshof
überstellt. Das hat den muslimi-
schen Kriegsherren einen Schre-
cken versetzt. Weil viele dieser
14 Kriegsherren, die diese Ver-
handlungen führen, auf der Fahn-
dungsliste des UN-Strafgerichtes
in Den Haag stehen, hat man die-
se Verhandlungen in den Sudan
verlegt, dessen Präsident Umar al-
Baschir, ebenfalls auf der Fahn-
dungsliste des Gerichtes steht.
Diskutiert wurden zwei Punkte,
einmal eine Amnestie für die
14 muslimischen Bandenchefs,

die alle vom Internationalen Straf-
gerichtshof in Den Haag gesucht
werden, und eine Aufteilung des
Landes anhand einer Linie von
Kabo im Norden nach Alindao im
Süden. Der Ostteil dieser Linie,
der heute schon zum größten Teil
in der Hand der muslimischen Re-
bellen ist, soll ein islamischer
Staat werden, der nach Mekka
ausgerichtet wird. Mein Bistum
Bangassou liegt in diesem öst-
lichen bald muslimischen Staat.
Wir werden als Priester und Bi-
schöfe auch in diesem zukünftigen
muslimischen Staat bleiben. Wir
werden uns den Argumenten der
Waffen, auch wenn diese schein-
bar stärker sind, nicht beugen,
weil wir auf der Seite der Men-
schen sind. 
Zentralafrika wird immer mehr

auch in den globalen Konflikt mit
der nicht sesshaften Fulbe-Bevöl-
kerung hineingezogen, die in ganz
Westafrika lebt. Die Fulbe sind ei-
ne Mischung aus der weißen Ber-
berbevölkerung Nordafrikas und
afrikanischen Völkern. Viele der
derzeitigen Probleme der Region
gehen von dieser Nomadenbevöl-
kerung aus, die jetzt von islami-
schen Fundamentalisten mit Öl-
geldern aus dem Golf zu radikalen
Muslimen umerzogen wird und
dabei ist sich sesshaft zu machen.
Zentralafrika ist ein fruchtbares,
aber sehr verwundbares Land, das
zweitärmste der Welt, ohne Ar-
mee. Deshalb haben einige politi-
sche Schwergewichte in den ara-
bischen Ländern wohl entschie-
den, die Fulbe im Osten Zentral-
afrikas anzusiedeln. Ihr Anteil un-
ter den Séléka-Rebellen ist des-
halb sehr groß. 

PAZ: Warum unterstützt die UN
nicht die Bildung einer neuen
starken Zentralregierung in der
Hauptstadt Bangui?
Aguirre: Schon während der

Intervention der Franzosen, der
Mission Sangaris, gab es einen Be-
schluss zu einem Waffenembargo
für Zentralafrika. Dieser Beschluss
wurde von der UN fortgeführt, mit
einer Ausnahme. Man hat einer
russischen Söldnertruppe, der
Wagnertruppe, einer Truppe mit
125 Mann, im letzten Jahr erlaubt,
eine bewaffnete Sicherheitsmis-
sion im Lande durchzuführen und
zwei Bataillone der Regierungsar-
mee, „FACA“ (Forces Armées Cen-
trafricaines) genannt, auszurüsten.
Auf diese Truppe, die von der Be-
völkerung enthusiastisch begrüßt
wurde und welche die Präsiden-
tengarde ausbildet, setzen viele
Einheimische jetzt ihre Hoffnung. 

PAZ: Sind diese Hoffnungen be-
gründet und legitim?
Aguirre: Die Franzosen sind viel

zu schnell aus Zentralafrika abge-
zogen und die UN tut im Grunde
nichts, um das Land zu befrieden.
Deshalb sind die Russen die einzi-
gen, die übrigbleiben als Hoff-
nungsträger. Aber wir wissen alle,
dass die Russen keine neutralen
Entwicklungshelfer sind, man
sieht es in Syrien. Sie haben ihre
eigenen Interessen und auch ih-
nen wurden große wirtschaftliche
und finanzielle Zusagen gemacht.
Zwei Abteilungen der russischen
Wagner-Truppen sind sogar bis zu
uns nach Bangassou gekommen,
wo sie euphorisch von der nicht
muslimischen Bevölkerung be-
grüßt wurden. Die Russen sollen
vor allem die FACA-Soldaten aus-
bilden, die Soldaten der nationa-
len Armee Zentralafrikas, aber
diese verfügen über keine Waffen,
um sich irgendwelchen Rebellen
in den Weg zu stellen. Frankreich
hatte zuletzt an diese Armee eine
dreistellige Anzahl von Kalaschni-
kows geliefert, aber ohne die ent-
sprechende Munition. Eine Farce.
Wir befinden uns in einem großen
schwarzen Loch.
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Akw-Weiterbau
mit Russen?

Kiew – Das ukrainische Parlament
will über den Weiterbau des Kern-
kraftwerks Chmelnizkij entschei-
den. Zwei Reaktoren produzieren
Strom für den heimischen Markt.
Mit dem Bau der – inzwischen ver-
alteten – Reaktoren drei und vier
wurde 1986 begonnen, wegen der
Katastrophe von Tschernobyl, fi-
nanziellen Problemen und Konflik-
ten mit den russischen Partnern
aber nie fertiggestellt. Investoren
bemühen sich nun um den Auftrag
zum Weiterbau, der 2,3 Milliarden
Euro kosten soll. Den in den beiden
Blöcken produzierten Strom will
die Ukraine an die EU verkaufen.
Da Kiew den preiswerten Reaktor-
typ WWER 1000 bevorzugt, kämen
als Auftragnehmer jedoch nur die
russische Firma Atomstrojexport
und die tschechische Skoda JS in-
frage, die zu großen Teilen der Gaz-
prombank gehört.  MRK

In einem großen schwarzen Loch
Zentralafrika bleibt blutig zerrissen − Erzbischof erhofft wenig Gutes von »Friedensverhandlungen« 

Fabritius traf 
Gaida in Berlin

Berlin – Bernd Fabritius, Präsi-
dent des Bundes der Vertriebenen
(BdV) und Beauftragter der
Bundesregierung für Aussiedler-
fragen, hat das Projekt eines „Ta-
gungs- und Dokumentationszen-
trums“ im oberschlesischen Op-
peln begrüßt. Dies sagte er bei ei-
nem Treffen mit dem Vorsitzen-
den des Verbandes der deutschen
sozial-kulturellen Gesellschaften
in Polen, Bernard Gaida, in Berlin.
Das Zentrum soll durch vielfältige
Aktivitäten die Geschichte der
Deutschen in die polnische Ge-
sellschaft tragen. Mit Nachdruck
sprach sich Fabritius dafür aus,
die Landsmannschaften in die
Verwirklichung eines solchen
Zentrums einzubeziehen und be-
tonte dabei deren Brückenfunk-
tion. Des Weiteren ging es bei dem
Treffen um die Raumnot der deut-
schen Schule in Oppeln. Grund
ist eine Reform des polnischen
Schulrechts, die eine Verlänge-
rung der Grundschulzeit von
sechs auf acht Jahre vorsieht.PAZ

Mehr Ausländer
im Gefängnis

Düsseldorf – Der Anteil ausländi-
scher Strafgefangener in deutschen
Gefängnissen hat einen neuen Re-
kordwert erreicht. Einer Umfrage
der „Rheinischen Post“ bei den 
Justizministerien der Länder zu-
folge begann der Anstieg der Zahl
der im Ausland geborenen Häftlin-
ge im Jahr 2015, als Bundeskanzle-
rin Angela Merkel mehr als eine
Million Asylsucher aus Afrika, dem
Nahen Osten und Asien unkontrol-
liert ins Land ließ. So stieg der Aus-
länderanteil in den Gefängnissen
seit 2016 in Hamburg von 55 auf 61,
in Berlin von 43 auf 51, in Nieder-
sachsen von 29 auf 33, in Rhein-
land-Pfalz von 26 auf 30, in Baden-
Württemberg von 44 auf 48, in Bre-
men von 35 auf 41, in Schleswig-
Holstein von 28 auf 34 und im
Saarland von 24 auf 27 Prozent
deutlich an. In Hessen stieg er
leicht von 44,1 Prozent auf 
44,6 Prozent, in Bayern seit 2012
von 31 auf 45 Prozent. In Sachsen
hat sich die Zahl der ausländischen
Häftlinge seit 2016 mehr als ver-
doppelt. Die meisten der ausländi-
schen Insassen dort stammen aus
Polen, Tunesien, Libyen, der Tsche-
chischen Republik und Georgien. In
Mecklenburg-Vorpommern gibt es
derzeit 160 ausländische Insassen,
die aus 66 Staaten stammen. Weil
die Bundesländer ihre Statistiken
nach unterschiedlichen Vorgaben
erstellen, ist die bundesweite Ge-
samtzahl schwer zu berechnen. J.H.

MELDUNGEN

AKTUELL

Aus Anlass der 
sogenannten 
Friedensverhand-
lungen in 
Khartum: 
Pressekonferenz
des sudanesischen
Außenministers
Al-Dirdiri 
Mohamed 
Ahmed

Bild: Imago

Erzbischof von Bangassou: Juan-José Aguirre Muñoz Bild: Bost
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AfD von V-Leuten
infiltriert?

Berlin – Der stellvertretende AfD-
Bundessprecher und Berliner
Landeschef Georg Pazderski geht
davon aus, dass der Verfassungs-
schutz „Schläfer“, „V-Leute“ und
„Provokateure“ in seine Partei
eingeschleust hat. Das parteischä-
digende Verhalten einzelner Mit-
glieder könne er sich anders nicht
erklären, so Pazderski gegenüber
dem „Focus“. Die Einschleusun-
gen seien vorgenommen worden,
lange bevor der Geheimdienst die
Junge Alternative (JA) und den
rechten Flügel der AfD zum „Ver-
dachtsfall“ erklärt habe. Verfas-
sungsschutz-Chef Thomas Hal-
denwang ist in die Kritik geraten,
weil die Erklärung der AfD zum
„Prüffall“ öffentlich gemacht wur-
de. Normalerweise wird so etwas
dienstintern vertraulich behan-
delt.   H.H.

Die Anzeichen mehren sich, dass
die Große Koalition in Berlin ih-
ren Zenit überschritten hat. Die
SPD verstört mit ihrem Linkskurs
die Union, diese macht sich Ge-
danken um die Merkel-Nachfolge.

Nach schier endlosen Debatten,
Diskussionen und Streit will die
SPD die vom damaligen Bundes-
kanzler Gerhard Schröder einge-
führten Sozialgesetze unter dem
Namen „Hartz IV“ durch ein soge-
nanntes Bürgergeld ersetzen. „Ein
neuer Sozialstaat für eine neue
Zeit“, heißt das 17-seitige Papier,
das der Parteivorstand kürzlich
beschlossen hat. 
Kevin Kühnert, Bundesvorsit-

zender der Jungsozialisten und
bisheriger Chefkritiker der Par-
teiführung, äußerte sich prompt
derart begeistert, dass im Lager
der Union alle Alarmglocken
schrillten. „Quantensprünge“
nannte er die Ideen gegenüber
dem Berliner „Tagesspiegel“ und
fügte hinzu: „Wir lösen uns aus ei-
ner bleiernen Debatte der letzten
Jahre.“ 
Die Grundrichtung ist klar. Die

Umfragen waren in der Vergan-
genheit für die Genossen derart
verheerend, dass sie nichts mehr
zu verlieren zu haben scheinen.
Mit Reformplänen will die schwä-
chelnde SPD nun ihr soziales Pro-
fil schärfen und bereits bei den
anstehenden Europawahlen im
Mai sowie bei den Bürgerschafts-
wahlen in ihrer bisherigen Hoch-
burg Bremen doch noch punkten.
Eckpunkte der internen Vereinba-
rung sind unter anderem Locke-
rungen bei den Hartz IV-Gesetzen
wie weniger Sanktionen für jene,
die einen Job ablehnen, sowie ei-
ne längere Auszahlung des Ar-
beitslosengeldes I. Außerdem will
die SPD eine Grundrente ohne
Bedarfsprüfung durchsetzen. Als
besonders populär schätzen die
Genossen eine neuerliche Debatte
über den Mindestlohn ein. „Unser
Ziel ist die perspektivische Anhe-
bung des Mindestlohns auf zwölf
Euro“, heißt es im Sozialpapier.
Der Mindestlohn könne aber nur
eine „Untergrenze“ sein, das ei-

gentliche Ziel seien „anständige
Tariflöhne“. Juso-Chef Kühnert ist
begeistert: „Wir sind wieder auf
dem richtigen Weg.“ 
Das sieht die Union naturgemäß

anders. Viele in der Partei fragen
sich, wann die neue Vorsitzende
Annegret Kramp-Karrenbauer aus
der Deckung kommt. Ihre Vorgän-
gerin Angela Merkel hält es der-

zeit wie schon so oft und versucht
die Debatte auszusitzen. Die ver-
bale Kraftmeierei übernehmen
andere. Hessens Ministerpräsi-
dent Volker Bouffier, ein langjähri-
ger Vertrauter der Kanzlerin und
stellvertretender Parteichef, stellte
erbost fest, die SPD plane „die Be-
erdigung der sozialen Marktwirt-
schaft“. Die Partei habe sich „für
einen strammen Linkskurs ent-
schieden“. Besonders die von So-
zialminister Hubertus Heil vorge-
legte Grundrente wird abgelehnt:
„Sie führt zu höheren Steuern und
zwar für alle Arbeitnehmer.“ Mar-
kus Söder, CSU-Chef und bayeri-

scher Ministerpräsident, sagte
gegenüber der Deutschen Presse-
Agentur, die Grundrenten-Pläne
seien „nicht vom Koalitionsvertrag
gedeckt“. Dieser werde nicht neu
verhandelt. Die Grundrente steht
zwar im Koalitionsvertrag; dort ist
aber eine Bedürftigkeitsprüfung
vorgesehen, die in Heils Konzept
fehlt. CSU-Landesgruppenchef

Alexander Dobrindt stellte offen
einen Bruch der Koalition in Aus-
sicht. Die „Hartz-IV-Traumabewäl-
tigung der SPD“ sei keine Arbeits-
grundlage für das schwarz-rote
Bündnis. „Der eine oder andere
scheint vom linken Affen gebissen
zu sein“, ergänzte er. Die Union
setze der Sozialstaatsdebatte der
SPD eine Wachstumsdebatte mit
Forderungen nach Innovationen,
Investitionen und besserer Infra-
struktur entgegen.
Der radikale und auch plötzli-

che Kursschwenk versetzt die po-
litischen Mitbewerber in Aufre-
gung. Auch wenn sie sich betont

gelassen geben. „Ich hatte noch
nie Angst vor der SPD. Insofern
stört mich das nicht, im Gegenteil.
Ich freue mich, wenn die SPD jetzt
zu demselben Ergebnis kommt“,
sagte André Hahn, stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender der
Linkspartei. Und der Fraktions-
vorsitzende Dietmar Bartsch fügte
hinzu: „Die Butter vom Brot neh-

men lassen wir uns mit der sozial-
politischen Offensive der Sozial-
demokraten ganz bestimmt nicht.“ 
Und die CDU? Die poltert, keift

und versucht auszuloten, welche
Konsequenzen die Pirouette der
Sozis haben könnte. Die neue Par-
teivorsitzende ist damit beschäf-
tigt, Wunden aus der Zeit Merkels
zu heilen, obwohl diese noch im
Amt ist. Öffentlich lobt sie die Zu-
sammenarbeit mit der CSU, räumt
Fehler während der Einwande-
rungskrise ein und hält neuer-
dings auch Grenzschließungen für
denkbar. So wie die SPD nach
links ausschert, um verlorenes

Terrain zurückzuerobern, so ver-
sucht Kramp-Karrenbauer im Re-
vier der Alternative für Deutsch-
land zu wildern. 
Die gewöhnlich gut informier-

ten Hauptstadtkorrespondenten
der großen Redaktionen speku-
lierten in der vergangenen Woche
bereits, die Europawahl könne
das Ende der Großen Koalition

bedeuten. Sollte die SPD dort
schlechter abschneiden als die
AfD, sähe sie sich gezwungen, die
Regierung zu verlassen. Dass
Merkel noch einmal Koalitions-
verhandlungen führt, gilt als aus-
geschlossen. Als Alternative kä-
me ohnehin nur ein Jamaika-
Bündnis mit Grünen und FDP in
Frage. Liberalen-Chef Christian
Lindner hat kürzlich noch einmal
beteuert, er werde in keine Regie-
rung Merkel einsteigen. Unter an-
deren personellen Voraussetzun-
gen würde allerdings „eine völlig
neue Lage entstehen.“

Peter Entinger

»Ein neuer Sozialstaat«
Wie die anderen etablierten Parteien auf den Linksruck der SPD reagieren

Warnung vor 
Massendemos

Berlin – Der Vizechef der FDP-
Bundestagsfraktion, Michael
Theurer, warnt davor, dass es auch
in Deutschland zu Massenprote-
sten nach dem Muster der franzö-
sischen Gelbwesten kommen kön-
ne. Die jüngste Kundgebung in
Stuttgart, bei der auch CDU-
Bundestagsabgeordnete mitmar-
schiert seien, gäben einen „Vorge-
schmack“, so Theurer in einem
Gastbeitrag für das „Handelsblatt“
(siehe auch Zitat S. 24). Im extre-
men Falle könne die Unzufrieden-
heit „in einer Vertrauenskrise de-
mokratischer Entscheidungen und
rechtsstaatlicher Institutionen
münden“. Es gehe nicht an, dass
das Kraftfahrtbundesamt erst
sämtliche Fahrzeuge zum Verkehr
zulasse und diese dann mit Fahr-
verboten belegt würden. Hier
müsse „im Grundsatz auch Ver-
trauensschutz gelten“. „Was dem
Land ansonsten blüht, lässt sich in
Frankreich erahnen“, so Theurer,
der auch FDP-Landeschef in Ba-
den-Württemberg ist.  H.H.

Die FDP-Fraktion im Berli-
ner Abgeordnetenhaus
kündigte bereits im Januar

an, den Fall Hubertus Knabe wei-
ter untersuchen zu wollen. Gegen-
über der „Berliner Morgenpost“
sagte FDP-Fraktionschef Sebastian
Czaja, im Fall des entlassenen Lei-
ters der Stasi-Gedenkstätte sei vie-
les noch unklar und habe einen
„faden Beigeschmack“.
Knabe war im September ver-

gangenen Jahres zum Frühjahr
2019 gekündigt und bis dahin frei-
gestellt worden. Knabe  wurde
vorgeworfen, er sei nicht ener-
gisch genug gegen sexuelle Über-
griffe seines Stellvertreters auf
Mitarbeiterinnen vorgegangen.
Mitte Dezember hatten sich beide
Seiten nach gerichtlichen Ausein-
andersetzungen auf einen Ver-
gleich geeinigt. 
Mit ihrer Forderung nach einem

parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses haben die Li-
beralen bei der CDU-Fraktion ei-
nen empfindlichen Punkt getrof-
fen. Noch im Januar zitierte die
„Berliner Morgenpost“ den CDU-
Fraktionssprecher Olaf Wedekind
mit den Worten, es gebe in der
Fraktion niemanden, der den FDP-
Antrag unterstützen werde. In der
ersten Februarhälfte zeigte sich
dann, dass die Haltung unter den
31 Abgeordneten der CDU-Frak-

tion keineswegs so eindeutig ist.
Offenbar wollten sich nicht alle
Abgeordnete der Linie von Frak-
tionschef Burkard Dregger an-
schließen, der sich klar gegen ei-
nen Untersuchungsausschuss po-
sitioniert hatte. Als Kompromiss
einigte sich die Fraktion darauf,
zunächst bei Kultursenator Klaus

Lederer (Die Linke) weitere Ak-
teneinsicht zu beantragen. 
Für die CDU steckt in der For-

derung nach einem Untersu-
chungsausschuss politische Bri-
sanz. Kulturstaatsministerin Moni-
ka Grütters (CDU) hatte nämlich
die Entlassung von Knabe mitge-
tragen. Grütters, die zugleich Che-

fin der Berliner CDU ist, müsste
daher damit rechnen, vor einem
Untersuchungsausschuss als Zeu-
gin auszusagen. Einige Fraktions-
mitglieder sehen wiederum noch
erheblichen Klärungsbedarf im
Fall des entlassenen Gedenkstät-
tenleiters. 
In einer gemeinsamen Presse-

mitteilung kritisierten etwa die
beiden CDU-Abgeordneten Rob-
bin Juhnke und Adrian Grasse die
Rolle von Lederer als Stiftungs-
ratsvorsitzender der Gedenkstätte
Hohenschönhausen. Die beiden
bezogen sich dabei auf mittlerwei-
le vorliegende Antworten der Kul-
turverwaltung auf eine parlamen-
tarische Anfrage der CDU. Dem-
zufolge soll der Senator den Ge-
denkstättenchef erst unmittelbar
vor seiner Kündigung am 25. Sep-
tember über den Inhalt von Mitar-
beiterbeschwerden informiert ha-
ben. 
Laut den beiden Unionspoliti-

kern wurde Knabe auch über die
Ergebnisse einer im Juni 2018 vom
Kultursenator veranlassten Unter-
suchung erst wenige Tage vor sei-
ner Kündigung unterrichtet. Juhn-
ke und Grasse werfen dem Sena-
tor von der Linkspartei insgesamt
vor, er habe der Gedenkstätte „aus
durchsichtigen Motiven einen
massiven Imageschaden be-
schert“. Norman Hanert

Von den 50000 in Deutsch-
land lebenden Tschetsche-
nen gelten laut Verfassungs-

schutz 500 als radikalislamische
Gefährder. Verfassungsschutzchef
Hans-Georg Maaßen warnte, bis er
abgesetzt wurde, unablässig vor
den Eliteeinheiten des Dschihad.
Im Jahr 2007 installierte die rus-

sische Staatsmacht Ramsan Kady-
row als Republikchef. Mit seiner
Hilfe konnte Russland den Tschet-
schenen-Terror im Nordkaukasus
in den Griff bekommen, zahlte  im-
mense Rubelmilliarden und stattete
Kadyrow mit Sondervollmachten
aus, die dieser diktatorisch einsetzt.
Viele Tschetschenen fliehen vor
ihm, beantragen in der EU und vor
allem in Deutschland politisches
Asyl.
Unter Kadyrow riefen islamische

Rebellen das „Emirat Kaukasus“
aus, verübten Terroranschläge in
Russland, schworen später dem IS
die Treue. Radikale Moslems aus
Tschetschenien kämpfen mit dem
IS in Syrien und im Irak und mit
den Taliban in Afghanistan an vor-
derster Front. Die beiden Männer,
die 2013 eine Bombe beim Boston-
Marathon zündeten, waren Tschet-
schenen. Der „Allahu Akbar“-Mes-
serstecher in Paris, der einen Pas-
santen tötete, stammte aus der
Nordkaukasusrepublik. Auch in
Deutschland geraten Tschetsche-

nen immer wieder in die Schlagzei-
len. Einige IS-Heimkehrer standen
schon vor deutschen Gerichten. 
Der beste Kenner der Tschetsche-

nenclans in Deutschland war Maa-
ßen. Er hat wiederholt öffentlich
vor einem „hohen Gefährdungspo-
tenzial“, das von kampferprobten
radikalen Moslems aus dem Nord-
kaukasus ausgeht, gewarnt. 
Die in Deutschland lebenden

Tschetschenen sind im besten
Mannesalter zwischen 20 und 
50 Jahren. Mindestens 500 davon

sollen Kampferfahrung haben. Sie
sind gut vernetzt in der Terrorszene
von IS und al-Kaida, wo sie zur
Kampfelite gehören. Nach außen
leben sie abgeschottet, ideal für ty-
pische Schläferkarrieren. Geografi-
sche Schwerpunkte sind Berlin,
Brandenburg und Nordrhein-West-
falen. In Brandenburg stammt die
Hälfte aller erfassten radikalislami-
schen Gefährder aus dem Nord-
kaukasus.
Charakteristisch für Nordkauka-

sier ist neben der extremen Gewalt-
bereitschaft eine Orientierung an

Clan-Strukturen, die eine strikte
Abgrenzung gegenüber anderen
Ethnien einschließt. Obwohl
Tschetschenen also eher zu den Tä-
tern als zu den Opfern zählen, ge-
nießen Zigtausende von ihnen poli-
tisches Asyl oder werden geduldet.
Viele der asylberechtigten Tschet-
schenen stehen auf russischen
Fahndungslisten, weil sie an terro-
ristischen Aktivitäten beteiligt wa-
ren und sich durch die Flucht ins
Asyl der Strafverfolgung entziehen
wollten. 
Im Jahr 2016 hat Russland 

16 Auslieferungsersuche wegen
Terrorverdachts von Tschetschenen
an die Bundesrepublik gestellt.
Grundlage ist das Europäische
Auslieferungsübereinkommen des
Europarates. Nur die Hälfte der
Auslieferungsanträge aus Russland
wurde bewilligt, vor allem die
wegen Betäubungsmitteldelikten,
Gewalt oder Diebstahl, mit denen
radikale Moslems in Europa zu-
meist ihre Aktivitäten finanzieren. 
Deutsche Behörden dürfen nicht

ausliefern, wenn der betreffenden
Person, auch wenn sie in Deutsch-
land kriminell war, in der Heimat
politische Verfolgung droht. Die
persönlichen Schutzrechte eines
ausländischen Gewalttäters sind
demnach größer als die Rechte der
Allgemeinheit auf Schutz vor die-
sen Gewalttätern. Bodo Bost

Radikale Moslems
stehen in Russland 
auf Fahndungslisten

Dschihad in Deutschland
Politisches Asyl schützt kampferprobte Tschetschenen 

Berlins CDU gespalten
Union streitet über Untersuchungsausschuss zur Knabe-Entlassung

DEUTSCHLAND

Die SPD wendet
sich von Altkanz-
ler Gerhard
Schröder ab: 
Die Parteifüh-
rung will sich von
seinen
Sozialreformen
wie das 
ungeliebte
„Hartz-IV“ 
verabschieden

Foto: Imago

Hubertus Knabe Bild: Imago
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Kuba ist ein harter Polizeistaat.
Es gibt keine Pressefreiheit und
keine freien Wahlen. Nur die
kommunistische Partei ist zuge-
lassen. Das bleibt auch im Ent-
wurf einer neuen Verfassung fest-
geschrieben, über die am 24. Fe-
bruar in einem Pseudo-Referen-
dum abgestimmt werden soll.
Mächtigster Mann ist weiterhin
Raúl Castro, der 86-jährige Bru-
der Fidel Castros.

Kuba ist auch bei deutschen
Touristen ein beliebtes Reiseziel.
Sonne und Strände locken. Die
Hauptstadt Havanna zeichne sich
durch „maroden Charme“ aus,
heißt es schönfärberisch in Reise-
führern. Dabei wird inzwischen
sogar das Brot für die normale
Bevölkerung knapp. Die Härte
des Polizeistaats bleibt den mei-
sten Touristen verborgen. Dabei
wird in Kuba auch der Touris-
mussektor vom Militär kontrol-
liert, und zwar über die Holding
GASEA. Sie umfasst über 50 Un-
ternehmen. Wie das „Handels-
blatt“ berichtet, steht an der Spit-

ze ein Brigadegeneral, ein Ex-
Schwiegersohn von Raúl Castro.
„Die bekannteste Firma aus dem
Konglomerat“, so das „Handels-
blatt“, „ist das Hotel-Unternehmen
Gaviota, das über 29000 Zimmer
im ganzen Land verwaltet.“ Die
Militärs würden viele Hotels ge-
meinsam mit internationalen Ket-
ten wie Meliá, Iberostar und Mar-
riott betreiben. 
2016 habe das

Militär auch
noch das Unter-
nehmen „Haba-
guanex“ über-
nommen, das die
touristischen Ak-
tivitäten in der Altstadt von Ha-
vanna steuere. Die Devisen aus
dem Tourismus sind eine wichti-
ge Einkommensquelle für das
Regime. Viele Touristen fallen
auch noch auf die verlogene Re-
volutionsromantik herein, die
das Regime propagiert. In
Deutschland gibt es auch noch
eine starke linksextreme Szene,
welche die Diktatur Kubas offen
unterstützt. 

Das Europäische Parlament
hat am 15. November 2018 eine
Entschließung zur Menschen-
rechtslage in Kuba verabschie-
det. Die deutschen Medien ha-
ben kaum darüber berichtet. In
der Entschließung heißt es, bei
der Ausarbeitung der neuen Ver-
fassung in Kuba habe es an einer
„echten landesweiten Konsulta-

tion“ gefehlt. Die
kommunistische
Partei behalte ih-
re „mächtige Rol-
le“ in einer Ge-
sellschaft ohne
Mehrparteiensy-
stem. Journali-

sten, friedliche Dissidenten und
Menschenrechtsverteidiger wür-
den „verfolgt, willkürlich inhaf-
tiert oder gefangen gehalten“. Im
Oktober 2018 seien die „Damen
in Weiß“ – die sich für die Frei-
lassung politischer Gefangener
einsetzen – „zum wiederholten
Male die Hauptopfer politischer
Unterdrückung“ gewesen. Eine
UN-Arbeitsgruppe habe klar
festgestellt, dass kubanische Op-

fer einer willkürlichen Inhaftie-
rung das Recht hätten, eine Ent-
schädigung von der Regierung
zu verlangen, wozu „Restitution,
Schadenersatz, Rehabilitierung
und Garantien der Nichtwieder-
holung“ gehörten. 
Die Resolution des Europapar-

laments fordert die EU-Mitglied-
staaten nachdrücklich auf, „alle
notwendigen Maßnahmen“ zu
ergreifen, um die Freilassung po-
litischer Gefangener zu erwirken
und zu erreichen, dass die
„Schikanierung von politischen
Gegnern und Menschenrechts-
verteidigern umgehend einge-
stellt“ wird. Die kubanische Re-
gierung wird aufgefordert, die
„Zensur im Internet und das
Blockieren von Websites“ aus
politischen Gründen zu been-
den. Visa an ausländische Jour-
nalisten werden nur selektiv ver-
geben. Auf der Rangliste der
Pressefreiheit von „Reporter oh-
ne Grenzen“ steht Kuba auf Platz
172 von 180 Ländern.

Michael Leh
(Siehe auch Kommentar Seite 8)

Nie ist es ein Thema in
deutschen Medien und
der Politik: Die Partei

„Die Linke“ unterstützt offen, ak-
tiv und schamlos die menschen-
verachtende kubanische Dikta-
tur. In jedem Verfassungsschutz-
bericht des Bundes wird die offi-
zielle Arbeitsgemeinschaft „Cu-
ba Si“ der Partei „Die Linke“ als
„offen linksextremistisch“ aufge-
führt. Im Verfassungsschutzbe-
richt 2017 heißt es: „Der als Ar-
beitsgemeinschaft beim Partei-
vorstand der Partei ,Die Linke‘
organisierte, offen linksextremi-
stische Zusammenschluss ,Cuba
Si‘ tritt für eine uneingeschränk-
te politische und materielle Soli-
darität mit dem kubanischen Re-
gime ein.“ Die AG „Cuba Si“
unterhalte Kontakte zu zahlrei-
chen kubanischen Organisatio-
nen und Einrichtungen, unter
anderem zur Kommunistischen

Partei Kubas sowie zum Kommu-
nistischen Jugendverband. 
Sitz der 1991 gegründeten Ar-

beitsgemeinschaft ist Berlin.
Laut Verfassungsschutzbericht
hat sie 536 Mitglieder. Die Zahl
der Sympathisanten dürfte aber
weit höher sein. Allein „Cuba

Si“ hat mehrere Regionalgrup-
pen. Weitere Vereinigungen wie
das linksextreme „Netzwerk Cu-
ba“ kommen hinzu. Eine deut-
sche Ausgabe der offiziellen Par-
teizeitung der KP Kubas „Gran-
ma“ kann beim Verlag „Junge
Welt“ abonniert werden. „Be-
reits fünf Tage nach Redaktions-

schluss in Havanna ist die kuba-
nische Zeitung bei den Lesern in
Deutschland“, heißt es auf der
Website von „Cuba Si“. Hier
wird auch zur Unterstützung des
Maduro-Regimes in Venezuela
aufgerufen. 
Gerade erhielt Hans Modrow,

der Vorsitzende des Ältestenrats
der Partei „Die Linke“, den „Or-
den für Solidarität“ aus den Hän-
den des Leiters der Abteilung für
Internationale Beziehungen im
Zentralkomitee der Kommunisti-
schen Partei Kubas. Anfang Janu-
ar war der Botschafter Kubas –
neben dem Venezuelas – auch
Teilnehmer der linksextremen
„Rosa-Luxemburg-Konferenz« in
Berlin. Kommunisten, Linksex-
tremisten, auch gerade von der
Linkspartei, gaben sich hier er-
neut ein Stelldichein. Ebenfalls
waren Vertreter des Zentralkomi-
tee der KP Kubas anwesend.M.L.

Zeitzeugen

In deutschen Medien wurde zu-letzt nur die Zahl von 139 poli-
tischen Gefangenen in Kuba ge-
nannt. Nur 139 politische Gefan-
gene bei einer Bevölkerung von
elf Millionen und einem harten
Einparteienregime? Fast nie wird
berichtet – und genau das ist das
Ziel des Regimes in Havanna –,
dass es die Methode perfektio-
niert hat, monatlich Hunderte po-
litisch Missliebiger für nur kurze
Zeit zu inhaftieren. Es fällt inter-
national kaum auf, wenn zum Bei-
spiel präventiv vor geplanten Pro-
testkundgebungen Verhaftete
schon nach wenigen Tagen oder
Stunden wieder freigelassen wer-
den. Die in Kuba illegale „Kuba-
nische Kommission für Men-
schenrechte und nationale Ver-
söhnung“ versucht regelmäßig
über die Verhaftungen Buch zu
führen und listet sie pro Monat
auf. Im Jahr 2017 waren es dem-
nach 5155 Verhaftete, im Jahr
2016 sogar 9940, im Jahr 2015
insgesamt 8616 Menschen. Bei
einer Haft von nur wenigen Ta-
gen können sich die Betroffenen
auch noch nicht durch einen An-
walt vertreten lassen. 

Das kommunistische Regime
wendet aber auch viele andere
Repressionsmaßnahmen an. Da-
zu gehört insbesondere, Opposi-
tionellen ihre berufliche Stellung
zu nehmen und sie in prekäre
Verhältnisse zu stürzen. Der Mo-
lekularbiologe und Naturschüt-
zer Ariel Ruiz, der wegen Kritik
an der Regierung seine Stelle als
Professor verloren, erklärte dazu
im Gespräch in Havanna: „Wenn
man in Kuba etwas Produk-
tives unternehmen will und
stimmt dabei nicht mit den
Machthabern überein, dann
wird man gestoppt. Sie stecken
einen ins Gefängnis. Man wird
bekämpft und zerdrü� ckt wie ei-
ne Küchenschabe.“ 
Ariel Ruiz weist immer wieder

auf mangelnden Naturschutz in
Kuba hin, auf die Überfischung
des Meeres, auf die Gewässer-
verschmutzung. In ganz Kuba
gibt es nur etwa elf Kläranlagen.
Die Abwässer der Städte und
Gemeinden fließen meist unge-
klärt ins Meer. Die Bucht von
Havanna ist die am meisten kon-
taminierte Bucht in der Karibik.

M.L.

Ariel Ruiz – Der 44-jährige Mole-
kularbiologe und Naturschützer
wird vom Regime in Havanna
drangsaliert. Zurzeit ist er nur auf-
grund einer Haftverschonung (li-
cencia extrapenales) auf freiem
Fuß. Seine Stelle als Professor an
der Universität Havanna hatte er
2016 wegen seiner Kritik an der Re-
gierung verloren. 2012 war Ruiz zu
einem Forschungsaufenthalt in Ber-
lin am Naturkundemuseum. Der-
zeit darf er Kuba nicht verlassen.

Amir Valle – Der 1967 in der Stadt
Guantánamo in Kuba geborene
Schriftsteller, Journalist und Litera-
turkritiker lebt und arbeitet heute
im Exil in Berlin. Als er 2005 zu ei-
nem Literaturfestival in Spanien
weilte, verweigerte ihm die Regie-
rung in Havanna wegen regimekri-
tischer Äußerungen die Rückkehr.
Valle hat zahlreiche Romane und
Kurzgeschichten veröffentlicht. „Ich
lebe nicht mehr in Kuba: Kuba lebt
in mir“, sagt Valle. 

Rosa Maria Paya – Die sehr aktive
kubanische Menschenrechtlerin
lebt in Florida und Spanien. Sie ist
die Tochter des früheren Oppositio-
nellen Oscar Paya, des Vorsitzen-
den der „Christlichen Befreiungs-
bewegung“, der 2012 bei einem
mutmaßlich fingierten Autounfall
in Kuba ums Leben kam. Wie ande-
re Dissidenten wirbt sie dafür, bei
dem Schein-Referendum über die
neue kubanische Verfassung am 
24. Februar mit „Nein“ zu stimmen.

Jaqueline Heredias Morales – Die
38-jährige schwarze Mutter zweier
Kinder ist eine der „Damen in
Weiß“. Diese engagieren sich für
die Freilassung politischer Gefan-
gener. Wenn sie in weißen Kleidern
zu einer Kirche gehen wollen, um
für die Gefangenen zu beten, wird
dies verhindert. Sie dürfen dann ih-
re Wohnungen nicht verlassen.
Wenn es ihnen doch gelingt, kom-
men sie in Arrest, bis der Gottes-
dienst vorbei ist.

René Gomez – Der 74-jährige
Rechtsanwalt ist einer der bekann-
testen Dissidenten Kubas. Von 1997
bis 2000 war er das erste Mal in-
haftiert, zusammen mit Felix Bon-
ne, Marta Beatriz Roque und Vladi-
miro Roca, dem Sohn des früheren
Kommunistenführers und langjäh-
rigen Gefährten Fidel Castros Blas
Roca. Die Vier hatten gemeinsam
den regimekritischen Text „Das Va-
terland gehört uns allen“ veröffent-
licht.

Linkspartei stützt Diktatur
Die Arbeitsgemeinschaft »Cuba Si« ist offen linksextremistisch

Es bleibt ein Polizeistaat 
Auf der Karibikinsel Kuba haben weiterhin kommunistische Betonköpfe das Sagen

Hunderte
Verhaftungen
jeden Monat

Der Tourismussektor
wird vom 

Militär kontrolliert

Socialismo tropical: In Havannas Stadtteil Centro erhält die Bevölkerung Trinkwasser aus Tankwagen Bild: Leh

KP-Parteizeitung
»Granma« erscheint
auch auf Deutsch

»Zerdrückt wie eine
Küchenschabe«
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Geschichtsklitterung
Von VERA LENGSFELD

In meiner letzten Kolumne hatte ich über
das Vorhaben der Amadeu-Antonio-
Stiftung (AAS) berichtet, eine Fachtagung

zum angeblichen rechten Rand der Aufarbei-
tung der DDR-Diktatur abzuhalten. Geplant
war das Ganze als internes Treffen derer, die
seit Jahren dafür kämpfen, die DDR-Diktatur
zu verharmlosen. Gefördert wurde diese
Tagung von der Berliner Landeszentrale für
Politische Bildung, obwohl im Vorfeld klar
wurde, dass Interessenten verwehrt wurde
teilzunehmen. Das verstößt eindeutig gegen
die Förderrichtlinien der Landeszentrale, was
diese aber ignorierte.

Die Tagung hat unter massivem Polizei-
schutz stattgefunden. Außerdem war im Ge-
bäude der AAS ein Sicherheitsdienst tätig,
der Personen hinauskomplimentierte, die
versuchten, sich nach dem Grund für ihre
Absage zu erkundigen. Wer bezahlt das?
Halten wir fest: Eine öffentliche Veranstaltung
wird von Polizei und Security massiv von der
Öffentlichkeit abgeschottet. 2019 sind in
Deutschland demokratische Regeln offenbar
außer Kraft gesetzt. 

Altparteien und Qualitätsmedien schweigen
weitgehend zu diesem Skandal. Eine rühmli-
che Ausnahme bildete die „BZ“, deren
Mitarbeiter Tomas Kittan ebenfalls nicht an
der Tagung teilnehmen durfte. Gunnar
Schupelius berichtete in seiner Kolumne über
diesen Vorfall und stellte die berechtigte Fra-
ge, ob die öffentliche Förderung für die
AAS unter diesen Umständen aufrecht
erhalten werden kann. 

Im Berliner Abgeordnetenhaus gibt es
einen Antrag auf einen Untersuchungsaus-
schuss, der die Umstände der Entlassung des
Leiters der Gedenkstätte im Zentralen Stasi-
Untersuchungsgefängnis Hohenschönhausen
beleuchten soll. Hubertus Knabe wurde
vorgeworfen, nicht ausreichend auf die ange-
blichen sexistischen Aktivitäten seines Stell-
vertreters reagiert zu haben. Kritiker hatten
von Anfang an befürchtet, dass Knabe aus
anderen Gründen geschasst wurde. 

Hohenschönhausen war nicht nur ein Pro-
jekt der ehemaligen politischen Gefangenen,
die dafür gesorgt haben, dass dieses Gefäng-
nis nicht plattgemacht, sondern als Museum
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurde.
Es war vor allem ein Vorbild für andere Ge-
denkstätten, die in ehemaligen Gefängnissen
entstanden: in Bautzen, Cottbus, Potsdam,
Torgau, Dresden, Erfurt. 

Diese Orte gehören zu den wahrhaftigsten
und wirkungsvollsten Stätten, an denen die
DDR-Diktatur hautnah erfahren werden kann.
Deshalb sind sie den Linken, die nach wie
vor in der DDR das bessere Deutschland
sehen wollen, schon immer ein Dorn im
Auge. Die Fachtagung der ASS bestätigte alle
Befürchtungen: Der antitotalitäre Konsens
soll außer Kraft gesetzt werden. Der Kampf
gegen rechts wird zum Mittel der Geschichts-
klitterung.

In den Parks von Berlin dominieren
Obdachlose aus Polen. Jetzt sollen pol-
nische Sozialarbeiter diese von der
Straße und zurück nach Polen holen.

In keiner anderen Stadt Deutsch-
lands leben so viele obdachlose Men-
schen wie in Berlin. Statistisch erfasst
werden sie nicht, und es gibt keine ver-
lässlichen Zahlen, aber die Schätzun-
gen sozialer Wohlfahrtsverbände rei-
chen von 4000 bis zu 10000 Personen.
Etwa 1000 Schlafplätze in Notunter-
künften stehen bereit.

Obdachlose kommen aus mehr als
80 Ländern. Bis zu zwei Drittel von ih-
nen sind Osteuropäer, die Polen, die
nur 80 Kilometer bis Berlin haben, bil-
den die größte Gruppe. Ein Anrecht
auf Geld vom Staat haben EU-Auslän-
der nur, wenn sie schon fünf Jahre in
Deutschland leben. Wer länger als ein
Jahr gearbeitet hat, bekommt auch Ar-
beitslosengeld. Wohnungslos sind laut
Senatssozialverwaltung rund 50000
Menschen, viermal so viele wie vor
der großen Asylsucherwelle 2015. 

Durch den starken Zuzug aus Polen
und anderen EU-Ländern sind die
Plätze in den Obdachlosenasylen, wo
sich vermehrt auch Asylsucher aller
Nationalitäten einfinden, die der Ab-
schiebung entgehen wollen, knapp ge-
worden. Entsprechend groß ist der
Konkurrenzkampf. Deutsche Obdach-

lose sind in ihrer eigenen Hauptstadt
längst zu einer Minderheit geworden.
Und polnische Obdachlose lassen die
anderen immer mehr spüren, dass sie
die Mehrheit sind. Viele verhalten sich
aggressiv, beleidigen andere, drohen
ihnen. Mit der Aggressivität steigt auch
die Kriminalität.

Abschiebungen innerhalb der EU
widersprechen dem Gemeinschafts-
vertrag und dem Niederlassungsrecht.
Nur Abschiebungen von schwerkrimi-
nellen EU-Ausländern sind laut einem
Urteil des Europäischen Gerichtshofs
aus dem Jahr 2012
möglich, allerdings
müssen dafür sehr
viele Voraussetzun-
gen erfüllt sein. Die
polnische Regierung
könne ihr soziales
Problem nicht in Ber-
liner Grünflächen lösen, hat der Be-
zirksbürgermeister Tiergarten, Ste-
phan von Dassel (Grüne), im Oktober
gesagt. Geändert hat sich nichts.

Polen geht ganz anders mit Obdach-
losen um als Deutschland. Wenn sie im
Stadtbild einer Gemeinde stören, wer-
den sie einfach in eine andere Stadt
weggekarrt, viele müssen dann auch
noch ihre Habseligkeiten abgeben, ei-
ne Unterkunft gibt es nur bei entspre-
chender Mitarbeit. In den vergangenen
Wintern sind in Polen viele Obdachlo-

se erfroren. Deshalb harrt eine große
Zahl von ihnen lieber in der deutschen
Hauptstadt aus, weil sie hier deutlich
besser versorgt werden. Berlin ist für
sie ein Paradies.

Die meisten Polen sind wegen eines
Jobs oder einer Beziehung in Berlin
gelandet. Kaum jemand war schon in
der Heimat obdachlos. Sie sind erst an
der Spree auf der Straße gelandet, als
sie die Arbeit verloren haben oder die
Beziehung zerbrochen ist. Einmal ab-
gestiegen jedoch, wollen die meisten
Obdachlosen in Deutschland bleiben.

Denn sie wissen, dass
Bedürftige in Polen
schlechter versorgt
sind. 

Eigentlich können
in Heimen für woh-
nungslose Ausländer
nur maximal für drei

Monate unterkommen. Viele Osteuro-
päer, die keine Arbeit finden, richten
sich jedoch über Jahre in den Not-
strukturen ein: Sie sammeln Flaschen
oder betteln für ein bisschen Geld, es-
sen in der Suppenküche und stellen
sich jeden Abend aufs Neue für einen
Schlafplatz an.

In Polen gibt es keine Pfandflaschen,
mit denen sich im Notfall schnell et-
was Geld auftreiben lässt. Die Sozial-
hilfe liegt bei 160 Euro im Monat, die
Mieten haben aber mittlerweile fast

deutsches Niveau erreicht. Arbeitslose
müssen in Polen überdies mit
1,5 Millionen Ukrainern um Stellen
kämpfen. Heime sind in der Regel
schmutzig und überbelegt. 

Und es herrscht dort striktes Alko-
holverbot. Das ist zwar offiziell auch in
Berlin so, aber in der Praxis kümmert
es in den Heimen oft niemanden. Des-
halb zieht die Freizügigkeit Obdachlo-
se in Scharen in die deutsche Haupt-
stadt. Die Notunterkünfte und ihre
Mitarbeiter stehen vor großen Heraus-
forderungen, da die Schlafplätze nicht
ausreichen.

Polen schickt jetzt erstmals eigene
Sozialarbeiter nach Berlin zur Stra-
ßensozialarbeit unter polnischen Ob-
dachlosen. Die Organisation „Barka“
will seit einigen Wochen auch hier, wie
in vielen anderen europäischen Städ-
ten, polnische Obdachlose von der
Straße holen und sie in ein Heim in
Polen bringen. Die Organisation hat ih-
ren Sitz in einem kleinen Dorf bei Po-
sen, wo die Obdachlosen mit Landar-
beit und ohne Alkohol resozialisiert
werden sollen. 

Auch in England, den Niederlanden,
Irland, Belgien und Frankreich ist die
Stiftung aktiv, um gescheiterte Lands-
leute zurückzuholen. Nur ganz wenige
lassen sich jedoch darauf ein, das Le-
ben in Berlin ist viel bequemer. 

Bodo Bost

In Polen ist 
die Behandlung
weitaus 
schlechter: 
Obdachlosen-
Schlafplatz unter
einer Brücke am
Wannsee

Bild: Imago

Zwei Berliner Bundespoliti-
ker sind mit Plagiatsvor-
würfen zu ihren Doktorar-

beiten konfrontiert. Dem CDU-
Bundestagsabgeordneten Frank
Steffel wurde bereits der Doktor-
titel aberkannt. Bei Bundesfami-
lienministerin Franziska Giffey
von der SPD steht eine Entschei-
dung darüber noch aus. Die
40-Jährige gilt als Hoffnungsträ-
gerin ihrer Partei, die in einigen
Bundesländern bei Umfragen un-
ter der Zehn-Prozent-Marke liegt.
Ihren schnellen Aufstieg verdankt
sie der Förderung durch den frü-
heren Bezirksbürgermeister von
Berlin-Neukölln, Heinz Busch-
kowsky, dem sie als Bürgermeiste-
rin nachfolgte, als er aus Alters-
gründen in den Ruhestand ging.

Nach dem Studium an verschie-
denen Hochschulen absolvierte
Giffey von 2005 bis 2009 ein Pro-
motionsstudium im Bereich Poli-
tikwissenschaft am Otto-Suhr-In-
stitut der Freien Universität Ber-
lin. Thema ihrer Dissertation:

„Europas Weg zum Bürger – Die
Politik der Europäischen Kom-
mission zur Beteiligung der Zivil-
gesellschaft“. Sie wurde 2010 pro-
moviert. 

Die Plattform „VroniPlag Wiki“
hat in Giffeys Doktorarbeit  auf
49 von 205 Seiten Verdachtsfälle

aufgedeckt. Das wäre immerhin
rund ein Viertel der gesamten Ar-
beit. 73 Fragmente gelten inzwi-
schen als sicher abgekupfert. Ju-
raprofessor Gerhard Dannemann
erklärte, es sei nach seinem eige-
nen Eindruck ein „ernst zu neh-
mender Fall“. Er habe „kleine Tei-
le“ der Arbeit selbst mit gesichtet.
Der Vorgang um Giffey hat für die
am Abgrund stehende SPD er-
hebliche Bedeutung. 

Auch bei der FDP häuften sich
Plagiatsvorwürfe  (gegen die FDP-
EU-Abgeordneten Silvana Koch-
Mehrin und Jorgo Chatzimarkakis
sowie den FDP-Bundestagsabge-
ordneten Bijan Djir-Sarai) gerade
in jener Zeit, als diese Partei in
schwieriges Fahrwasser geriet. 

Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) konnte vor
drei Jahren ihren Doktortitel be-
halten, die betroffenen Stellen be-
fanden sich überwiegend in der
Einleitung der Arbeit. Bildungs-
ministerin Annette Schavan
(CDU) hatte „eine vorsätzliche
Täuschung durch Plagiat“ ge-
nutzt, fiel aber weich. Sie ist heu-
te deutsche Botschafterin beim
Vatikan. Verteidigungsminister
Karl-Theodor zu Guttenberg
(CSU) hingegen musste gehen. 

Politische Motive sind bei der
Causa Steffel nicht zu vermuten.
Er spielt keine Rolle mehr und fiel
im Bundestag in jüngster Zeit nur
mit einer geradezu hasserfüllten
Anti-AfD-Rede auf.  Frank Bücker

Giffey in Not
Die SPD-Bundesfamilienministerin ringt mit Plagiatsvorwürfen

Berlin ist bequemer
Polnische Obdachlose fluten die deutsche Hauptstadt − Stiftung aus Posen will sie zurückholen

Im Land Brandenburg startet
ein Präventionsprogramm ge-
gen den radikalen Islam.

Staatskanzleichef Martin Gorholt
(SPD) sagte bei der Präsentation
des Projekts in Potsdam, das Pro-
gramm mit dem Namen „Reflect“
richte sich an junge Menschen
aus patriarchalisch und musli-
misch geprägten Herkunftslän-
dern. Es wird zunächst am Ober-
stufenzentrum (OSZ) in Cottbus
beginnen, später sollen fünf wei-
tere Schulen hinzukommen. 

Die Projektleitung liegt bei
dem i s rae l i sch-arab i schen
Psychologen und Buchautor Ah-
mad Mansour.  Mansour will den
Schülern mit „Workshops“ und
unter anderem auch Rollenspie-
len nach eigenen Angaben Werte,
Einstellungen und Meinungen zu
Fragen von Gleichberechtigung,
Männlichkeitskonzepten, Islam-
verständnis und Antisemitismus
vermitteln. Er wies darauf hin,
dass „Reflect“ auch bereits in Bay-
ern läuft. 

Gefördert wird das Vorhaben
mit knapp 140000 Euro vom
„Bündnis für Brandenburg“, ge-
gründet im November 2015, um
mit Projekten die Integration so-
genannter Flüchtlinge voranzu-
bringen. Die Region Berlin-Bran-
denburg gilt bereits seit Jahren als

Hochburg radikaler Moslems.
Brandenburgs Verfassungsschutz
nannte im Jahresbericht 2017 die
Zahl von 130 islamischen Extre-
misten, denen sogar Terroran-
schläge zuzutrauen seien.    

Gut die Hälfte der radikalen
Moslems in Brandenburg stammt
aus Tschetschenien. Sorge berei-
tet den Sicherheitsbehörden, dass
die Extremisten aus dem Kauka-
sus oftmals über Kampferfahrung

aus den Tschetschenienkriegen
verfügen. Einige haben zudem auf
der Seite der Terrororganisation
„Islamischer Staat“ in Syrien ge-
kämpft. Vor allem seit dem Jahr
2015 sind islamische Extremisten
dazugekommen, die aus Syrien,
Afghanistan und Nordafrika
stammen. 

Verfassungsschützer haben be-
obachtet, dass auch die „Sächsi-
sche Begegnungsstätte gemein-
nützige Unternehmensgesell-
schaft“ versucht, in Brandenburg
Strukturen aufzubauen. Im Frei-
staat Sachsen soll der Verein be-
reits in mehreren Städten Immo-
bilien angemietet haben, in denen
Gebetsräume eingerichtet wur-
den. Wie unter anderem der „Ta-
gesspiegel“ berichtet, sprechen
Verfassungsschutzbehörden von
Anhaltspunkten dafür, dass der
Verein über Kontakte zur Muslim-
bruderschaft verfügt. Die Muslim-
brüder gelten weltweit als eine
der einflussreichsten Bewegun-
gen radikaler Moslems.  N.H.

Frank Steffel (CDU) 
wurde der Doktortitel

bereits aberkannt

Sie lassen andere
spüren, dass sie in
der Mehrheit sind

PREUSSEN / BERL IN

Gegen radikale Moslems
Die Gefahr wächst − Brandenburg startet Projekt an Schulen

Ahmad Mansour
soll die 

Schüler aufklären
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Minsk sucht 
US-Unterstützung
Minsk – Da Russland an Weißruss-
land verbilligtes Öl  nur noch gegen
eine tiefere Intergration beider
Länder liefern will, spricht der
weißrussische Präsident Alexander
Lukaschenko von einer Bedrohung
der Souveränität des Landes und
zieht Vergleiche zur Ukraine. Luka-
schenko hofft auf Unterstützung
aus dem Westen. Neben Krediten
und Investitionen strebt er be-
sonders eine militärisch-diplomati-
sche Zusammenarbeit mit den
USA an, um ein Gegengewicht ge-
gen die angebliche  russische Be-
drohung zu bilden. Minsk erhält
3,9 Millionen Dollar aus dem
USAID-Programm, das jüngst bis
2022 verlängert wurde. Moskau
zahlt Minsk umgerechnet nur 
1,3 Millionen Euro Hilfe. MRK

Lange sah es so aus, als würden
der Österreicher Heinz-Christian
Strache von der FPÖ und Marine le
Pen vom RN das Rennen unter sich
ausmachen, wer als erster Politiker
einer rechten, EU-kritschen Pro-
testbewegung westlich des ehema-
ligen Eisernen Vorhangs einen eu-
ropäischen Regierungssessel be-
steigen wird. Nun ist ein anderer
vorbeigezogen. Lega-Boss Matteo
Salvini könnte bald Italien regie-
ren.

In der Stunde des Triumphs gab
sich der Innenminister und Vize-
Premier staatsmännisch. „Das Mo-
vimento 5 Stelle hat nichts zu be-
fürchten. Was mich betrifft, ändert
sich in der Regierung nichts“, sagte
Salvini kurz nachdem seine Partei
in der Region Abruzzen, einer eher
ländlichen Region im Zentrum  Ita-
liens, die bisher eher für Erdbeben-
katastrophen als für große politi-
sche Entscheidungen bekannt war,
einen fulminanten Wahlerfolg er-
rungen hatte. Die Regionalwahl ha-
be nichts mit der Regierung zu tun.
Diese setze die Arbeit fort, so Salvi-
ni. 
Die Lega war in der mittelitalie-

nischen Region am zweiten Febru-
ar-Wochenende mit 28 Prozent der
Stimmen als stärkste Einzelpartei
aus den Regionalwahlen hervorge-
gangen. Die Lega trat in den Abruz-
zen mit einer Listenverbindung an,
der neben der konservativen Forza
Italia des ehemaligen Regierungs-
chefs Silvio Berlusconi auch die
nationalkonservative Partei Fratelli
d’Italia angehörte, die zukünftig
den Regionalpräsidenten in den
Abruzzen stellen wird. Garniert
wurde das rechte Stelldichein noch
von Gruppierungen wie der neofa-
schistischen Organisation Casa
Pound Italia (CPI) sowie einigen
Grüppchen, die sich auf das Erbe
des postfaschistischen Movimento
Sociale Italiano (MSI) berufen. 
Auf Landesebene hingegen koa-

liert die Lega bislang mit der linken
Protestbewegung Movimento
5 Stelle (M5S, Fünf-Sterne-Bewe-
gung), die der frühere TV-Komiker
Beppe Grillo ins Leben gerufen hat,

und die mittlerweile von Luigi di
Maio geführt wird, dessen Vater ein
hochrangiger MSI-Aktivist war. Di
Maio und Salvini könnten gut mit-
einander, berichten italienische
Medien. Zumindest offiziell wies
Salvini Avancen Berlusconis zu-
rück. Auf den Appell des Ex-Pre-
miers, die Allianz mit dem M5S zu
beenden, um einen neuen Pakt mit
seiner Forza Italia einzugehen, rea-
gierte Salvini mit einer klaren Ab-
sage. „Ich habe keine Nostalgie für
die Vergangenheit. Ich schaue in
die Zukunft“, so der Innenminister.
Salvinis offizielle Zurückhaltung

hat Gründe. Obwohl oftmals ver-
bal aggressiv und lautstark, gilt der

gelernte Journalist als kühler Stra-
tege. Als großes Zwischenziel hat
er die Europawahlen im kommen-
den Frühjahr auserkoren. Dort will
der Lega-Vorsitzende mit europäi-
schen Partnern in den Wahlkampf
ziehen, allen voran mit der Frei-
heitlichen Partei Österreichs
(FPÖ) und Le Pens Rassemble-

ment National (RN, Nationale
Sammlungsbewegung) aus Frank-
reich. Auch in Richtung Alternati-
ve für Deutschland hat Salvini die
Fühler schon ausgestreckt. 

Der Wahlkampf hat bereits be-
gonnen. Und zwar in den Abruz-
zen. Lega und M5S hatten dort ih-
re seit Wochen unterschwellig aus-
getragenen Meinungsverschieden-

heiten öffentlich gemacht. Sowohl
Salvini als auch M5S-Chef Di
Maio traten persönlich im Wahl-
kampf auf. 
Der Erfolg der Lega ist umso er-

staunlicher, als es sich bei ihr jahr-
zehntelang um eine Partei des
Nordes handelte. Unter dem Na-
men „Lega Nord“ oder ganz früher

„Lega Lombarda“ kokettierte der
Parteigründer Umberto Bossi offi-
ziell mit einer Abspaltung des rei-
chen Nordens vom armen Süden.
Stratege Salvini hatte schnell er-

kannt, dass einer reinen Regional-
partei stets nur die Rolle des Ju-
niorpartners in einer Koalition
bleiben wird. Aufgrund der Strei-
chung des Wortes „Nord“ aus dem

Parteinamen und des für ihn gün-
stigen Umstands, dass sich die alte
italienische Rechte in einem Zu-
stand des Dauerstreits und der
Selbstauflösung befunden hat,
schaffte Salvini die landesweite
Ausdehnung. Schon bei den Parla-
mentswahlen im vergangenen
Frühjahr wurde die Lega stärkste

Partei innerhalb des Mitte-Rechts-
Bündnisses, was Salvini eiskalt
nutzte, um eine „Koalition der Ver-
nunft“ mit dem M5S zu schmie-
den. Nun hat die Lega erstmals be-
wiesen, dass sie auch außerhalb
ihrer eigenen Stammgebiete Wah-
len gewinnen kann. 
Dass die Spitzenkandidatur an

einen regional verankerten Funk-
tionär der alten Rechten ging und
Salvini damit einem kleineren
Bündnis-Partner den großen Tri-
umph überließ, werten Beobach-
ter abermals als cleveren Schach-
zug. Neuer Regionalpräsident in
der Hauptstadt L’Aquila wird der
51 Jahre alte Senator Marco Mar-

silio, der zuvor dem MSI sowie
dessen Nachfolge-Organisation
Alleanza Nationale angehörte.
„Salvini macht die alte Rechte sa-
lonfähig und bildet eine neue
Rechte, um sich alle Optionen of-
fenzuhalten“, analysierte „La Re-
pubblica“, eine der größten Zei-
tungen des Landes. Peter Entinger

Wird Salvini Italiens nächster Premier?
Geschickt verschafft sich der stellvertretende Ministerpräsident und Vorsitzende der Lega viele Optionen

Schauspieler
bald Präsident?

Kiew – In den Meinungsumfragen
zur Präsidentenwahl in der Ukraine
führt der Schauspieler Wladimir
Selenskij deutlich vor seinen Mit-
bewerbern Petro Poroschenko und
Julia Timoschenko. So sieht ihn das
Meinungs forschungs ins t i tu t
Rasumkow-Zentrum mit 23 Pro-
zent klar vor Amtsinhaber Poro-
schenko mit 16,4 Prozent und der
„Gasprinzessin“ Timoschenko mit
15,7 Prozent. Selenskij ist ein rus-
sischsprachiger Jude und gehört
damit einer im Lande historisch
belasteten Bevölkerungsgruppe an,
die seit dem Zerfall der Sowjet -
union zwar regelmäßig die Mini-
sterpräsidenten stellte, sich aber
bisher bei der Kandidatur um das
höchste Amt im Staate sehr zurück -
gehalten hatte. Bekannt wurde Se-
lenskij als Darsteller in einer seit
2015 ausgestrahlten Serie über ei-
nen jungen Geschichtslehrer, der
nach der Massenverbreitung seines
Protests gegen die im Lande gras-
sierende Korruption mittels eines
Videos im Internet zum Präsiden-
ten der Ukraine aufsteigt. T.W.W.

Vom 29. bis 31. März findet
im italienischen Verona der
13. „World Congress of Fa-

milies“ statt. Das Anliegen ist die
Förderung der „natürlichen Ehe
und Familie“ mit Mann, Frau und
möglichst vielen Kindern. Das ge-
fällt nicht allen. Bereits 1997 gab es
den ersten Kongress dieser Art in
Prag. Polen, Australien, die Nieder-
lande, Mexiko und die Schweiz wa-
ren auch schon Gastgeber. Im poli-
tischen Amerika wird der Einfluss
der Russisch-Orthodoxen Kirche –
und damit ist unausgesprochen
Wladimir Putin gemeint – bean-
standet. Da der Kongress aber von
den Evangelikalen in den USA
maßgeblich mitgetragen wird, die
zum Umfeld von Donald Trump ge-
hören, gibt es von der amtierenden
Regierung keinen Druck. 2015 fand
der World Congress of Families in
Salt Lake City statt, während der
für 2014 geplante Kongress in Mos-
kau abgesagt wurde. 
Der italienische Innenminister

Matteo Salvini (Lega) und Fami-
lienminister Lorenzo Fontana (Le-
ga) sind als Teilnehmer angekün-
digt. Der Präsident des Europäi-
schen Parlaments, Antonio Tajani
(Forza Italia), will dort sprechen.
Prominente Unterstützerin aus
Deutschland ist Fürstin Gloria von
Thurn und Taxis.
Linke, Linksextreme und Femini-

sten wollen erwartungsgemäß pro-

testieren. Die italienische Senato-
rin der Partei „Più Europa“ (Mehr
Europa) Emma Bonino und der ita-
lienische Abgeordnete Riccardo
Magi wollten von der italienischen
Regierung wissen, ob es eine finan-
zielle Beteiligung des italienischen
Staates am Kongress gebe und ob
Ministerpräsident Giuseppe Conte
die Schirmherrschaft widerrufen
wolle. Die feministische Initiative

„Non una di meno“ (Nicht eine we-
niger) will Protestaktionen und De-
monstrationen parallel zum Kon-
gress in Verona organisieren. 
Unter den Einwohnern werden

die Protestierer wenig Unterstüt-
zung finden. Der Stadtrat der Hei-
matstadt, Familienminister Font-

ana, hatte im Oktober 2018 mit
21 Ja-Stimmen bei sechs Gegen-
stimmen beschlossen, künftig ka-
tholische Lebensschutz-Organisa-
tionen zu finanzieren und Verona
zur „Stadt des Lebens“ erklärt. 
Zu den Protestkundgebungen

werden einige mehr oder weni-
ger prominente Feministen er-
wartet. Eva von Redecker von der
Berliner Humboldt-Universität
und der Universität Belgrad wer-
den erwartet, und aus Argenti-
nien fliegt die Aktivistin und
Journalistin Marta Dillon ein, um
ihrem Missbehagen Ausdruck zu
verleihen. 
Während in Deutschland Fami-

lienministerin Franziska Giffey
gern jedes Kind in einer Kinderta-
gesstätte unterbringen will, hat
Italien großzügige Programme zur
Unterstützung von Kinderreichen
in die Wege geleitet. Familien, die
in den drei Jahren von 2019 bis
2021 ein drittes Kind bekommen,
erhalten großzügige Kredite und
können sich um die Vergabe eines
öffentlichen oder brachliegenden
Grundstücks bewerben. 
2018 fand der Kongress im mol-

dauischen Kischinau statt. Dazu
sandte der italienische Innenmi-
nister Salvini eine Grußbotschaft:
„Ihr Kampf für die natürliche Fa-
milie ist für das Überleben der
Menschheit unerlässlich“

Frank Bücker

Der sogenannte Retter aus
Pommern, Robert Biedron,
ist einer der populärsten

Politiker Polens. Mit 60 Prozent
der Stimmen wurde er als Partei-
loser 2014 zum Bürgermeister der
pommerschen Stadt Stolp ge-
wählt. Jetzt hat er seine eigene
Partei „Frühling“ in Warschau ge-
gründet. Der Hoffnungsträger der
polnischen Linken will mit der
Bewegung „Frühling“ bei den Eu-
ropawahlen die Dominanz der re-
gierenden Partei Recht und Ge-
rechtigkeit (PiS) beenden. Der 42-
Jährige verwies bei der Partei-
gründung  auf die Ermordung des
Danziger Bürgermeisters Paweł
Adamowicz vor vier Wochen. Er
möchte das Erbe von Adamowicz
antreten. 
Das Programm seiner neuen

Partei basiert auf drei Säulen: dem
Menschen, der Gemeinschaft und
einem Staat, dem die Bürger
vertrauen. Biedron� will für das
Recht auf Abtreibung, den Zuzug
von Asylsuchern und den Ausstieg
aus dem Kohlebergbau bis 2035
sowie gegen die Abholzung der
Wälder kämpfen. 
Der bekennende Homosexuelle

ist, seitdem er als Bürgermeister
von Stolp in nur vier Jahren ein
Modellprojekt der Sanierung um-
gesetzt hat, einer der beliebtesten
Oppositionspolitiker. 2018 kehrte
er der Lokalpolitik den Rücken,

um auf die nationale Bühne zu
wechseln. 
Biedron�  wurde 2011 in den

Sejm, das polnische Unterhaus, ge-
wählt. Er stand auf der Liste von
„Ruch“, einer antiklerikalen Pro-
testpartei, die nur eine Legislatur-
periode im polnischen Parlament
blieb und dann in der Versenkung
verschwand. Als Mitglied des Ju-
stizausschusses erwarb sich
Biedron� im Parlament Ansehen. 
Bis zu Biedrons Wahl zum

„Stadtpräsidenten“ war die dritt-
größte Stadt Hinterpommerns

selbst vielen Polen kein Begriff. Die
Gemeinde ist 20 Minuten mit dem
Auto von der Ostseeküste entfernt.
Deshalb hat es für einen Badeort
und viel Tourismus nicht gereicht.
Stolp gehörte damals zu den am
höchsten verschuldeten Städten in
der Republik Polen. Biedron�
konnte in kurzer Zeit das Haus-
haltsdefizit beseitigen, er führte im
Rathaus gleiche Löhne für Männer
und Frauen ein, senkte die Arbeits-
losigkeit und besetzte offene Stel-
len mit ukrainischen Gastarbei-
tern. Sein Rathaus stammte aus

dem Jahr 1901, als seine Stadt noch
zum deutschen Kaiserreich gehör-
te. Wie das Rathaus, in dem er resi-
dierte, wirkt auch Biedron ziem-
lich deutsch für polnische Verhält-
nisse. Als Alternative zu Korrup-
tion und Misswirtschaft  hat er die
Stadtverwaltung effizienter ge-
macht und durch ein Sparpro-
gramm saniert. Sein eigenes Gehalt
hatte er reduziert. 
PiS hat seit der Machtübernah-

me Ende 2015 die Arbeit regie-
rungskritischer Journalisten sehr
erschwert.  Tausende von Frauen
und Homosexuellen gehen regel-
mäßig auf die Straße, um gegen ei-
ne Verschärfung des Abtreibungs-
verbots und Diskriminierungen
von Homosexuellen zu demon-
strieren.
Der liberale Biedron ist bei die-

sen Protesten das Gesicht der
außerparlamentarischen  Opposi-
tion geworden, weil seit den letzten
Wahlen keine linke Partei mehr im
Parlament sitzt. Biedron�  wurde
bereits mehrfach auf offener Straße
körperlich angegriffen.
Einer nach der Parteigründung

veröffentlichten Umfrage zufolge
käme „Frühling“ bei den Europa-
wahlen jedoch nur auf Platz drei,
mit nur 6,4 Prozent weit abgeschla-
gen hinter der liberalen Bürger-
plattform (PO) mit 30 Prozent und
der Regierungspartei PiS mit
36 Prozent. Bodo Bost

Stolper Bürgermeister
tritt für linke 
Positionen ein

»Retter aus Pommern«
Partei des linken Hoffnungsträgers Biedron tritt gegen PiS an

Für die Normalfamilie
Kongress in Verona wider den Zeitgeist

AUSLAND

Nach der 
Bekanntgabe des
Wahlsiegs der 
Lega bei den
Wahlen in der 
Region Abruzzen: 
Matteo Salvini
stellt sich der
Presse

Bild: Imago

Während Salvinis Koalitionspartner M5S 
schwächelt, wurde seine Lega diesen Monat
bei den Abruzzen-Wahlen stärkste Partei

Antonio Tajani
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Merkel lehnt 
Entlastung ab

Steuerbelastung 
weiter gestiegen

Berlin – Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) lehnt es einem Be-
richt der „Bild“-Zeitung zufolge
ab, Betriebsrentner vom doppel-
ten Krankenkassenbeitrag zu ent-
lasten. Bundesgesundheitsmini-
ster Jens Spahn (CDU) hatte die
„Doppelverbeitragung“ der Be-
triebsrentner als „Ungerechtig-
keit“ bezeichnet und wollte sie ab-
schaffen. Mit den Worten „Das
geht nicht“ soll Merkel den Vor-
schlag in der Unionsfraktion abge-
wiesen haben, wie die Zeitung
von Sitzungsteilnehmern erfahren
haben will. Begründung: Die dafür
von Spahn veranschlagten drei
Milliarden Euro aus dem Steuer-
etat seien nicht finanzierbar.  H.H.

Berlin – Die Steuerbelastung der
Deutschen ist 2018 um 0,4 auf
22,8 Prozent gestiegen. Dies ergab
eine kleine Anfrage der FDP an
die Bundesregierung, wie die
„Rheinische Post“ meldet. Als An-
gela Merkel (CDU) 2005 Kanzlerin
wurde, hatte die Steuerbelastung
bei 19,6 Prozent gelegen. Zusam-
men mit den Sozialabgaben müs-
sen die Deutschen rund die Hälfte
ihrer Bruttoeinkommen an öffent-
liche Kassen abgeben. Unter allen
OECD-Ländern ist die Belastung
nur in Belgien noch höher.  H.H.

Vor dem Ende seiner Amtszeit hat
Airbus-Vorstandschef Tom Enders
angekündigt, die Produktion des
A380 auslaufen zu lassen. Nach-
dem die Produktion schon auf zu-
letzt sechs Flugzeuge pro Jahr ge-
drosselt worden war, soll der Bau
des Superjumbos im Jahr 2021
komplett eingestellt werden. 

Bereits Anfang Februar hatte
die australische Fluggesellschaft
Qantas eine Order zum Kauf von
acht A380 zurückgezogen. Nur
kurze Zeit darauf wurde bekannt,
dass die arabische Fluggesell-
schaft Emirates umdisponiert. Die
Araber reduzierten ihre Bestel-
lungen von ursprünglich 162 auf
123 Stück des Riesenflugzeugs
und orderten dafür A330 sowie
A350. Schon zuvor hatten andere
Fluglinien das Interesse an dem
Riesenflieger verloren, der im Ruf
steht, ein „Kerosinfresser“ zu sein.
Lufthansa-Chef Carsten Spohr
wies etwa darauf hin, dass der
A380 nur auf Strecken profitabel
operiere, die „extrem nachge-
fragt“ seien. Wesentlich interes-
santer sind für die Fluglinien klei-
nere Großraumflugzeuge, die
sparsamer und wartungsärmer
sind. 
Beim Produktionsstopp für den

europäischen Superjumbo spie-
len mehrere Faktoren eine Rolle.
Airbus hat zum einen die Markt-
entwicklung falsch eingeschätzt.
Zu Beginn der Entwicklungsar-
beiten ging man bei Airbus noch
von einem starken Wachstum im
Flugverkehr zwischen den großen
Drehkreuzen wie Frankfurt, Lon-
don und Dubai aus. Für diese Ver-
kehrsströme wollte Airbus ein
Modell anbieten, das viele Passa-
giere befördern kann. Die soge-
nannten Mega-Hubs, besonders
bedeutende Drehkreuze einer Al-
lianz auf einem Kontinent, spie-
len für Umsteiger und Langstrek-
kenflüge noch immer eine wichti-
ge Rolle. Der amerikanische Flug-
zeughersteller Boeing sah aller-
dings richtig voraus, dass vor al-
lem der Direktverkehr zwischen
kleineren Flughäfen stark zulegen
wird. Wie der Erfolg der soge-

nannten Billigflieger zeigt, wächst
der Luftverkehr derzeit durch vie-
le neue Kurzstrecken mit eher ge-
ringerem Passagieraufkommen.
Zu diesem Trend passen weniger
die Großraumjets wie der A380,
sondern eher kleinere und mittel-
große Flugzeugtypen.
Hinzugekommen ist eine tech-

nische Entwicklung. Auf den
Langstreckenrouten über dem At-

lantik haben sich Kerosin sparen-
de Jets mit nur noch zwei Trieb-
werken durchgesetzt. Die moder-
nen Triebwerksgenerationen sind
inzwischen so leistungsfähig, dass
im Notfall auch noch stundenlang
mit nur einem Triebwerk weiter-
geflogen werden kann. Dies er-
laubt es den Fluggesellschaften
zunehmend, auf die vierstrahli-
gen Jumbos zu verzichten.

Angesichts dieser Entwicklun-
gen hat Boeing bereits Ende 2017
die Produktion seines Jumbo Jets
747 als Passagierflugzeug einge-
stellt. Insgesamt war die Boe-
ing 747 für den Flugzeugbauer
aus Seattle ein großer Erfolg. Seit
dem Jungfernflug im Februar
1969 hat der Flugzeugbauer aus
Seattle 1548 Exemplare des Jum-
bos ausgeliefert. Anders sieht die

Bilanz beim Superjumbo von
Airbus aus. Bis zum Jahr 2021
wird der europäische Flugzeug-
bauer insgesamt nur 250 Exem-
plare des weltgrößten Passagier-
flugzeugs ausgeliefert haben. Da-
mit wird der Superjumbo für
Airbus „als gigantischer Verlust-
bringer in die Firmengeschichte
eingehen“, so die Vermutung der
„Wirtschaftswoche“. Tatsächlich

haben die Entwicklungskosten
für den A380 im zweistelligen
Milliardenbereich gelegen. 
Der Fehlschlag von Airbus

kann durchaus auch politische
Auswirkungen haben. Frank-
reich, Deutschland und Spanien
halten gemeinsam einen Anteil
von 26,3 Prozent an Airbus.
Auch bei den Entwicklungs -
kosten haben sich die drei Län-

der über Darlehen beteiligt. Erst
vor Kurzem hat sich Bundeswirt-
schaftsminister Peter Altmaier
(CDU) für die Schaffung von na-
tionalen und europäischen
Champions ausgesprochen. Mitt-
lerweile regelmäßig berufen sich
Politiker auf das europäische
Flugzeugkonsortium Airbus,
wenn es um Pläne für solche
Champions geht.

Welche Auswirkungen das Aus
für den A380 auf die verschiede-
nen Produktionsstandorte haben
wird, ist derzeit noch nicht abseh-
bar. Am Projekt hängen 3000 bis
3500 Stellen. Die Endmontage des
A380 erfolgt weitgehend am Air-
bus-Standort in Toulouse. An der
Produktion mitbeteiligt sind aber
auch Werke in Hamburg, Bremen,
Stade und Augsburg.

Laut Airbus soll es für betroffe-
ne Mitarbeiter in vielen Fällen die
Möglichkeit für einen Stellen-
wechsel innerhalb des Unterneh-
mens geben. Tatsächlich läuft das
Geschäft mit den Airbus Model-
len A320, A330 und A350 sehr
gut. Die zum großen Teil in Ham-
burg gefertigten Mittelstreckenjets
der A320-Familie gelten sogar als
Kassenschlager. Norman Hanert

Das traurige Ende des Giganten
A380: Warum der einstige Imageträger von Airbus nur noch bis 2021 gebaut werden soll

Die Immobilienpreise sind
in den vergangenen Jah-
ren stark gestiegen. Nun

sehen Experten ein Ende der
„fetten Jahre“, andere warnen gar
vor einer Blase. Wiederum ande-
re sehen diese Gefahr nicht.
Der Verband Deutscher Pfand-

briefbanken (VDP) geht bei-
spielsweise davon aus, dass die
Preissteigerungen am heimi-
schen Immobilienmarkt bald ein
Ende finden werden. „Die span-
nende Frage ist, wie lange dieser
nun neunjährige Anstieg der
Preise noch anhalten wird und
ob er abrupt endet oder langsam
ausläuft“, zitiert die „Frankfurter
Allgemeine Zeitung“ aus einem
aktuellen VDP-Bericht. Mit Blick
auf die Entwicklung der vergan-
genen Quartale sei ein langsames
Auslaufen momentan am wahr-
scheinlichsten, heißt es darin.
Auf Basis konkreter Transak-
tionszahlen veröffentlicht der
VDP vierteljährlich Miet- und
Preisindizes zur Entwicklung der
Wohn- und Gewerbeimmobilien-
märkte. Der durch das Analyse-
haus VDP-Research erstellte In-
dex ist Bestandteil der Immobi-
lienpreisbeobachtung der Deut-
schen Bundesbank.
Laut dem Verband sind die Im-

mobilienpreise zwar im vergan-
genen Jahr erneut gestiegen, aber

im Schnitt nur um die acht Pro-
zent. Und im Laufe des Jahres ha-
be sich das Wachstumstempo ab-
geschwächt. „Im ersten Quartal
2018 zogen die Preise um
8,8 Prozent an, im vierten Quar-
tal nur noch um 7,6 Prozent. Das
lag vor allem am langsameren
Preisanstieg bei Gewerbeimmo-
bilien“, heißt es in einer Mittei-
lung. Das „rauer werdende welt-
wirtschaftliche Klima und die
damit einhergehende, nachlas-
sende Nachfrage nach Exporten“
habe zu einer Verlangsamung des
Anstiegs bei den Gewerbeimmo-
bilien geführt, und es sei dann
nur noch eine Frage der Zeit, bis
sich dies auch auf den privaten
Markt auswirken werde.
Die Commerzbank sieht die

Zukunft der Immobilienwirt-
schaft positiver als der VDP. „An-
ders als etliche Analysten sehen
wir 2019 kein Ende des Booms“,
schreibt der Experte Marco Wag-
ner in der Studie der Commerz-
bank. Es gebe keine Anzeichen
für ein baldiges Ende des Immo-
bilienbooms. „Die Rallye geht
weiter.“ 
Im Gegensatz zur Commerz-

bank nicht positiver, sondern ne-
gativer als die VDP schätzt die
Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) die Zu-
kunft der Immobilienwirtschaft

ein. Nach einem Bericht der ARD
ist die BaFin „beunruhigt über
die Entwicklung der Immobilien-
preise in deutschen Großstäd-
ten“. Zudem beobachte die
Bundesbank Preisübertreibungen
in einzelnen Großstädten. Die
Schweizer Bank UBS warnt in re-
gelmäßigen Abständen gar vor ei-
ner neuen Immobilienblase. „Am
größten ist das Blasenrisiko in
Hongkong, gefolgt von München,
Toronto, Vancouver, London und
Amsterdam. In Stockholm, Paris,
San Francisco, Frankfurt und
Sydney bestehen größere Un-
gleichgewichte“, schreiben die
Experten der UBS. Und was das
Tempo der Risikosteigerung an-
geht, heißt es dort: „Das Risiko
einer Immobilienblase ist im ver-
gangenen Jahr in München, Am-
sterdam und Hongkong deutlich
gestiegen. Auch in Vancouver,
San Francisco und Frankfurt sind
die Marktungleichgewichte grö-
ßer geworden.“
Die Commerzbank kontert mit

den Verweis, dass die Einkom-
mens- und Vermögenssituation
vor allem in den westlichen Län-
dern „sehr stabil“ sei. Es sei noch
Luft nach oben. Zudem sei die
Verschuldung der Haushalte
deutlich geringer als in den USA
vor Ausbruch der Finanzkrise.

Peter Entinger

Droht eine Immobilienblase?
Experten uneins über weitere Entwicklung der Wirtschaftsbranche

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.928.408.158.148 €
Vorwoche: 1.928.464.026.390 €

Verschuldung pro Kopf:
23.263 €
Vorwoche: 23.264 €

(Dienstag, 19. Februar 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Die Stunden des A380 sind gezählt: Vorstandsvorsitzender Tom Enders und sein designierter Nachfolger Guillaume Faury (v.r.)
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Politiker wie der venezolani-
sche Präsident Nicolas Madu-
ro machen es ihren Kritikern

mehr als leicht. Sie prä sentieren ei-
ne Fülle an Eigenschaften, die zu lei-
denschaftlichem Widerspruch anre-
gen. Korrupt, inkompetent, klepto -
kratisch, brutal und sozialistisch,
wie sie sind, lassen sie auch einen
emotional nicht beteiligten Beobach-
ter den Reiz erahnen, der darin lie-
gen müsste, so jemandem das Hand-
werk zu legen. Doch davor schützt
ein Staatsoberhaupt das Völker-
recht, die sogenannte Staatenimmunität.
Allerdings ist dieser Schutz in der Wirk -

lichkeit des internationalen Rechts mehr
und mehr brüchig geworden. Wer die Staa-
tenimmunität bemüht, täte gut daran zu for-
mulieren: „Einst schützte …“ Tat sächlich hat
sich der Rechtsbrauch
ein gebürgert, dass bei
sogenannten Kern -
verbrechen wie Völ-
kermord, das Führen
von Angriffskriegen
oder aber Ver bre chen
gegen die Mensch-
lichkeit Straf verfahren vor internationalen
Gremien als rechtens erachtet werden. 
Die aktuelle Ent wicklung in Richtung ei-

ner Einschränkung der Staa tenimmunität
kommt den USA gleich in zweierlei Hin-
sicht entgegen und wird daher von Wa-
shington stark befördert. Zum einen ent-
spricht sie der Neigung der Weltmacht, die
Welt nach eigenem Gutdünken zu richten
und abzuurteilen. Zum anderen bleiben die
USA selbst von jeder Strafverfolgung aus-
ge nom men. Keiner der acht Krie ge, die sie
derzeit offiziell führen, gibt Anlass zur Kla-
geerhebung, auch nicht die Ver nichtung
von Zivilisten in großem Um fang durch die
Drohnen-Bombardements oder aber die
Verwendung von Uran-Muni tion.
Allerdings trifft auch keiner der genann -

ten Tatbestände der sogenannten Kern ver -
brechen auf Maduro zu, den die USA gerne
aus dem Amt jagen möchten. Hier zeigt
sich die Ver einnahmung des Völkerrechts

durch die USA als untauglich. Deshalb
greift man hier zu einem anderen altbe-
währten Mittel. Es ist das, welches man
vorü bergehend als die Farbrevolutionen
bezeichnet hat und das mit dem Putsch in
der Ukraine im Jahre 2014 einen bluti gen

Höhepunkt gefun den
hat. 
Mittlerweile hat sich

die Methodik der Farb-
revolutionen sehr ver-
feinert. Jef ferson Mor-
ley, investigativer Jour-
nalist, der sich seit

über 15 Jahren mit der CIA anlegt, lang -
jähriger Redakteur der „Washington Post“
sowie Chefkorrespondent des „Deep State“,
einem Projekt des Inde pendent Media In-
stitute in Washington, hat sieben Punkte
aufgeführt, die sich stets und zum Teil voll-
zählig in der Ag enda eines von außen in-
szenierten Staats streiches wiederfinden.
Als erstes nennt er die Zusammenarbeit

mit örtlichen Nachrichtendiensten, eine
Aufgabe, die im Regelfall der CIA zu kommt.
Der frühere Präsident Hugo Chavez hatte
zwar die Dienste des Landes von US-infil-
trierten Offizieren gesäubert, doch war die
Infiltration damit nicht zu Ende. Die CIA
rekrutierte immer wieder neue Leute. 
Eine zweite Aufgabe im Rahmen eines

Regierungssturzes ist es, „Demo kra tie-
Bewegungen“ und Aktionen zum „Schutz
der Menschenrechte“ in Gang zu setzen.
Vor allem in diesem Bereich kommt das
„National Endowment for Democracy“

(NED) zum Einsatz. Dabei handelt es sich
angeblich um eine Nichtregierungsorgani-
sation, die sich um die Verbreitung der De-
mokratie müht. Tatsächlich ist sie eine  teils
vom Weißen Haus, teils aus CIA-Drogen-
Geldern finanzierte CIA-Untergliederung,
die in enger Verbindung mit George Soros’
„Open Society“ steht, die ähnliche Vor -
haben vorschützt und dieselben Ziele ver-
folgt, nämlich Umsturz, wo es im Sinne der
USA ist. In der Ukraine waren beide Orga-
nisationen maßgeblich am Putsch beteiligt.
Dazu gehört drittens die Gründung von

neuen örtlichen Gruppierungen, die ge gen
die Regierung arbeiten. So wurde in Vene-
zuela die Partei „Volkswille“ (Voluntad Po-
pular) ge gründet, die sich die Destabilisie-
rung des Landes zum Ziel gesetzt hat. Die
Finan zierung solcher Gruppen geschieht
durch die CIA, soll aber geheim bleiben.
Von 2010 an haben die „United States
Agency for International Development“
(USAID) und das NED jährlich 40 bis
50 Mil li onen US-Dollar an die Opposition
in Vene zuela gegeben, dies berichtet je-
denfalls die spa nische Denkfabrik FRIDE. 
Gen au so verfährt man mit bereits beste -

hen den politischen Parteien aus dem op -
posi ti onellen Lager. Auch sie werden mit
Geld geködert und der Bewegung an -
gegliedert. Hilfe erhalten diese Gruppie-
rungen auch von US-Denkfabriken. Im Fall
Venezuela sind es derzeit vor allem der
„Atlantic Council“ und das „Center for
Strategic and International Studies“, die
den Umsturz vorantreiben. 

Ein Bekenntnis zur Gewalt und  die Mah-
nung, niemals die Niederlage in der kuba-
nischen Schweinebucht zu vergessen,
schließen den Katalog ab, der in Vene zuela
ebenso umfänglich Anwendung findet, wie
er das vorher schon anderswo getan hat,
vor allem in Lateinamerika.
Morley zitiert den früheren CIA-Ana -

lys ten und Fachmann für Lateinamerika
Mel Goodman. Dieser sagt zum aktu ellen
Fall Venezuela: „Anders als in Sy rien und
Afghanistan haben wir hier eine klare
Führerschaft des Präsidenten. CIA-Chefin
Gina Haspel weiß, was von ihr erwartet
wird. Ihre ganze Karriere war Angriff und
Sie können sicher sein: Hier wird das
nicht anders.“ 
Selbstverständlich

tut es bei einem von
außen durchgeführten
Regime Change (Regi-
me-Wechsel) not zu
wissen, wen man an-
stelle des bisherigen
Machthabers installie-
ren will. Die CIA hält ganze Legionen von
Aspi ranten in Reserve, weltweit, und meist
sind es Leute, die man seit ihren Studien-
zeiten begleitet und am langen Faden ge-
führt hat. So auch beim venezola ni schen
Beispiel Juan Guaido. Er studierte an der
George-Washin gton-Universität in Was-
hington D.C. Sein Fach: „Governance and
Political Mana gement Program“ (Pro-
gramm für Kontrolle und politisches Ma-
nagement). Sein Tutor war der neo liberale

Ökonom Luis Enrique Berritz beitia,
früher Executiv-Direktor des Inter-
nationalen Währungsfonds.
Personelle Vorbereitungen solcher

Art bleiben zunächst geheim. So war
auch Guaido bis vor Kurzem in sei-
ner Heimat kaum bekannt. Der ve-
nezolanische Jour nalist Diego Se-
quera des investigativen Organs „Mi-
sion Verdad“ schreibt: „Gua ido ist
außerhalb Venezuelas mehr be kannt
als innerhalb, speziell in der eli tären
Ivy League und den Washingtoner
Zirkeln.“ Die Ivy League ist eine

Sport-Vereinigung von acht US-Elite-Uni-
ver sitäten. 
Gestern noch so gut wie unbekannt, wur -

de Guaido durch einen Anruf des US-Vi ze-
Präsidenten Mike Pence über Nacht zu ein -
em Begriff für die ganze Welt. Die Fol ge ist,
dass es bald gegen 100 Staaten sind, die
Guaido als Präsidenten von Ve ne zuela an-
erkennen. Auf purem Glück beruhen Kar-
rieren solch auffälliger Art in nur ganz sel-
tenen Fällen. Der unblutige Umsturz
scheint gelungen, so der bisherig Ein druck.
Doch die USA überlassen nichts dem blin-
den Zufall. Schon ist ge plant, in das Vene-
zuela benachbarte und den USA ergebene
Kolum bien 5000 GI zu entsenden, die im
Bedarfsfall sofort eingreifen könnten. 

Es wäre nicht das
erste Mal in Latein -
amerika. Nur stich-
wortartig die wich-
tig sten militärischen
Überfälle der USA:
Guatemala 1953 bis
1990; Bri tisch-Gua-

yana 1953 bis 1964; Brasilien 1964 bis
1984; Domi ni ka nische Republik 1963 bis
1966; Kuba seit 1961; Chile 1964 bis 1973;
Ni caragua 1979; Gre nada 1983; Panama
1989; El Salvador 1980 bis 1992.
Jede dieser Kombinationen aus Orts- und

Zeitangaben steht für Gewalt, Tod und Ver-
wüstung. Wäre es den USA tat sächlich, wie
vorgeschützt, um die Ver breitung von Frei-
heit und Demokratie gegangen, so wäre La -
teinamerika längst ein Muster-Kontinent.

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist
„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter

Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands
berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus
konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Mit Blick auf die deutsche
Flüchtlingspolitik nannte

der aus Meersburg stammende
Professor für Kognitionswissen-
schaften, Fritz Breithaupt, Mitge-
fühl eine zwiespältige Angelegen-
heit. In sehr vielen Fällen hätten
sich Helfer nicht mit den Flücht-
lingen empathisch auseinander-
gesetzt, sondern sich als Helden-
figuren und Retter gesehen. Es sei
mehr um „Helden“ gegangen und
darum, sich gegenseitig auf die
Schulter zu klopfen. Das mag zu-
treffen. Allerdings wird die Aussa-
ge den Helfern nicht gerecht, die
sich – anders als der Bundesver-

band der Diakonie – aufrichtig
und im Stillen engagieren. 
Mit ihrer Kampagne „Uner-

hört!“ will die Diakonie „ungehör-
ten Menschen eine Stimme ge-
ben“ – so auch Flüchtlingen
und den Helden der Flücht-
lingshilfe. Bundesweit sind zir-
ka 100000 Freiwillige in Kirche
und Diakonie ehrenamtlich enga-
giert. Ob alle diese Helfer wissen,
mit wem sie es im Falle der Dia-
konie zu tun haben, ist fraglich. 
Die von der Spitze der Evange-

lischen Kirche in Deutschland
(EKD) geführte Diakonie spricht
von einem „politischen Mandat“,

das sie habe, und hat sich längst
zur linken Einheitsfront gesellt.
Im Oktober 2017 veröffentlichte
sie eine „Handreichung“ für den
„Umgang mit Rechtspopulismus“.
In deren Vorwort betont der linke
evangelische Pfarrer Ulrich Lilie,
Präsident der Diakonie, der Sozi-
alverband handle auf christlicher
Grundlage und trete für eine offe-
ne Gesellschaft und demokrati-
sche Werte ein. Daneben beklagt
er bitterlich, dass nun „Rechtspo-
pulisten“ in den Parlamenten sä-
ßen. Dass diese dort aufgrund de-
mokratischer Wahlen sitzen, lässt
ein denkwürdiges Verständnis
des Pfarrers von demokratischen
Werten erkennen. 
Die Qualität der von Lilie her-

vorgehobenen Offenheit der Dia-
konie wird derweil in dessen
„Handreichung“ sichtbar. Dort
findet sich unter anderem die
Empfehlung, es sei bei Medienan-
fragen rechter Medien gut zu
überlegen, ob man sich tatsäch-
lich äußern wolle. Auch sollten
Spenden von „Rechtspopulisten“
abgelehnt werden. 
Populistische Positionen und

Meinungsäußerungen könne die
Diakonie nicht teilen, so Lilie. Er-
staunlich! Denn die Diakonie tritt
regelmäßig mit linken Verfas-
sungsfeinden auf. Im Aufruf „Un-
teilbar“, der vorgibt, sich für eine
freie Gesellschaft zu engagieren,
marschiert die Diakonie in den
Reihen der Erstunterzeichner
Schulter an Schulter unter ande-
rem mit der verfassungsfeind-
lichen Interventionistischen Lin-
ken, der Antifa Westberlin, der
altstalinistischen Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes –
Bund der Antifaschistinnen und
Antifaschisten (VVN-BdA), der
linksextremen Gruppe „Feine
Sahne Fischfilet“ sowie der
Schlepperorganisation Mission
Lifeline im Rampenlicht der Öf-
fentlichkeit. Unerhört!

Unerhört!
Von Hermann Paul Winter

Verhör in Havanna
Von Michael Leh

Eineinhalb Stunden dauert
das erste Verhör. Am Vor-
abend hatte ich mich mit

kubanischen Regimegegnern ge-
troffen. Darunter war René Go-
mez, ein sehr bekannter Dissi-
dent, der bereits zweimal im Ge-
fängnis gewesen ist. Man hat ihn
aus der Rechtsanwaltskammer
geworfen. Mit Ariel Ruiz traf ich
mich ebenfalls, einem Moleku-
larbiologen und Naturschützer.
Wegen Kritik am Regime verlor
er seine Stelle als Professor an
der Universität Havanna. Als ich
mich auch noch mit Jacqueline
Heredias Morales traf, eine der
„Damen in Weiß“, die sich für
die Freilassung politischer Häft-
linge einsetzen, tauchten zwei
Leute der kubanischen Stasi in
Zivil direkt unter dem Balkon
der kleinen Ferienwohnung auf.
Sie waren ihr gefolgt und unter-

brachen unser Gespräch. Beim
Frühstück am nächsten Morgen
überbrachte mir Vermieter Felipe
die offizielle Vorladung der Poli-
zei, eine „Citacion oficial“, unter-
zeichnet von ei-
nem Hauptmann. 
Das Verhör

war hart und pe-
nibel. Es waren
drei Vernehmer
am Tisch in der
Amtsstube. Das
Wort führte vor allem ein etwa
30-Jähriger mit Vornamen Oscar.
An der Wand hing ein großes ge-
rahmtes Bild von Fidel Castro –
wie in einem Film, schoss es mir
durch den Kopf. Was machen Sie
in Kuba? Wieso treffen Sie sich
mit Oppositionellen? Diese wer-
den alle von den Amerikanern
bezahlt! Sie verstoßen gegen ku-
banisches Recht! Wir wissen,

dass Sie Interviews geführt ha-
ben. Haben Sie das Aufnahme-
gerät und ihre Kamera dabei?
Woher haben Sie die Adressen
und den Kontakt zu Gomez? Zu

Ruiz? Zu Here-
dias?
Das vor allem

wollten sie ge-
nau wissen. Ich
dachte jedoch
nicht daran, dies
preiszugeben.

Mal erfand ich rasch etwas, mal
machte ich wahre Angaben, mal
halb wahre. „Wir sind keine
Deppen“, herrschte mich Ver-
nehmer Oscar einmal scharf an. 
Alles, was ich sagte, wurde ge-

nauestens notiert. Als ich sagte,
meine Cousine hätte einmal Ur-
laub auf Kuba gemacht und ge-
sagt, ich solle doch unbedingt
einmal die schöne Insel besu-

chen, wollte Oscar doch tatsäch-
lich auch noch den Namen mei-
ner Cousine wissen und notier-
te ihn. 
Auf jede Frage musste ich ja

etwas antworten. Vor allem sorg-
te ich mich um meine Aufzeich-
nungen, die ich retten wollte. Als
der Vernehmer auch noch wahr-
heitswidrig behauptete, ich hätte
Jaqueline Heredias ein Note-
book übergeben, fragte ich mich,
was wohl noch käme. Bei dieser
Frage wollten sie vielleicht nur
auf den Busch klopfen. Auf ku-
banischem Boden war ich aber
ganz in der Hand des Regimes.
Noch kurz vor dem Abflug in
Havanna wurde ich am Flugha-
fen erneut verhört, auch als
mein Koffer schon aufgegeben
war, und muss-te den Reisepass
und die Bordkarte noch einmal
abgeben.

Nachdem PAZ-
Autor Michael
Leh sich mit ku-
banischen Re-
gimegegnern
getroffen hatte,
folgte dies:
Offizielle Vorla-
dung zur Polizei
in Havanna-Mi-
ramar

Bild: Leh

Die kubanische Stasi
hat den Inselstaat

weiter in hartem Griff

Gegenwind

»Regime Change« 
in Venezuela

Von FLORIAN STUMFALL

FORUM

Pfarrer Ulrich Lilie
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Köln hat Kultur: tolle Museen,
eine phantastische Philharmonie,
eine wunderbare Oper und ein
ausgezeichnetes Schauspielhaus.
Dazu ein Stadtarchiv, das als
größtes nördlich der Alpen ...
Punkt. Ende der Stadtmarketing-
Werbeeinblendung. Die Realität
sieht so aus: Köln hat marode
Museen, ein eingestürztes Stadt-
archiv, Opern- und Schauspiel-
haus als Dauerbaustelle und nun
auch noch eine vakante Schau-
spiel-Intendanz ab 2021.

„Dr. Carl Philip von Maldeghem
wird Intendant des Schauspiels
Köln.“ Das verkündeten voller
Freude und Stolz die Kölner
Oberbürgermeisterin Henriette
Reker und die Kulturdezernentin
Susanne Laugwitz-Aulbach am
24. Januar auf einer Pressekonfe-
renz. Der 49-jährige von Maldeg-
hem, jetzt noch Intendant des
Landestheaters Salzburg, solle im
Sommer 2021 die Nachfolge des
Kölner Schauspielchefs Stefan
Bachmann antreten. Frohgemutet
präsentierte der zukünftige Inten-
dant dann der Öffentlichkeit
seine Pläne und Vorstellungen für
das Kölner Schauspielhaus.
Gut eine Woche später war die

Berufung zur Makulatur gewor-
den. Denn der designierte von
Maldeghem zog die rote Karte
und sagte der Stadt Köln ab. Er
werde „nach reiflicher Überle-
gung und seiner Intuition fol-
gend“ im Sommer 2021 nicht
nach Köln wechseln, sondern
beim Landestheater Salzburg
bleiben und dort seine Arbeit
fortsetzen.
Was war passiert, dass die

gefundene Intendanz so schnell
wieder passé war? Dass der desi-
gnierte und der Öffentlichkeit
bereits präsentierte Kandidat
plötzlich reiflich überlegen, „sei-
ner Intuition“ folgen und dann
die Notbremse ziehen musste?
Nach von Maldeghems öffent-

licher Berufung fand eine heftige,
bisweilen auch deftige Diskussion
statt. Deutlicher gesagt: ein Hauen
und Stechen. Waren die Stellung-

nahmen aus der Politik noch
zurückhaltend freundlich bis kri-
tisch, so schlugen dem Intendan-
ten in spe aus der Theaterszene
kübelweise Unverständnis, Kopf-
schütteln, Ablehnung und Häme
entgegen.
Die SPD-Fraktion im Rat be -

grüßte das Konzept des designier-

ten Schauspiel-Intendanten und
bekundete „volle Unterstützung“.
Von Maldeghems Plan sah vor,
nach der Sanierung des Schau-
spielgebäudes die Bühne wieder
zurück ins Zentrum der Stadt zu
bringen. Doch wollte er auch die
gegenwärtige Interims-Spielstätte
im rechtsrheinischen Stadtteil
Mülheim nicht vernachlässigen.
CDU, Grüne und FDP äußerten

sich etwas zurückhaltender und
reservierter, machten auch auf die
„großen Fußstapfen“ aufmerksam,

die von Maldeghems Vorgänger
Bachmann (bis 2021) und die
2013 nach Hamburg abgewander-
te Karin Beier hinterlassen haben.
In der Künstler- und Theater-

welt dagegen brodelte es. Gift und
Galle versprühte etwa Martin
Reinke, renommiertes Ensemble-
Mitglied der Kölner Bühne, in

einer Lokalzeitung über von Mal-
deghems künstlerische Kompe-
tenz: „Ein solcher Mensch mag so
vernetzt und so umtriebig sein,
wie er will – macht man ihn zum
Intendanten, dann wird dessen
Theater über ein bestimmtes
Niveau nie hinausgelangen. Es
wird notwendig unter seinen
Möglichkeiten bleiben. Es wird
alles sein – nur kein wirklich gro-
ßes, anspruchsvolles Theater.“
Das hat gesessen. Nicht weniger

giftig fiel Reinkes Kommentar zur

Person des Berufenen aus: „Ein
Leichtgewicht und Sprücheklop-
fer.“
Immerhin schien Reinke den

Kandidaten zu kennen. Den mei-
sten seiner Ensemble-Kollegen,
aber auch der ehemaligen Kölner
Intendantin Beier, die heute das
Deutsche Schauspielhaus in

Hamburg leitet, war von Maldeg-
hem ein unbeschriebenes Blatt.
Schauspielchef Bachmann ent-
hielt sich eines Kommentars zu
seinem designierten Nachfolger,
weil er „schlicht nichts über sein
Theater in Salzburg weiß“.
Als einer, der mehr weiß,

mischte sich dann auch noch der
in Köln lebende iranischstämmige
Schriftsteller Navid Kermani in
die Debatte um die Personalie ein.
Der 2015 mit dem Friedenspreis
des Deutschen Buchhandels und

zahlreichen anderen Preisen aus-
gezeichnete Autor ließ kein gutes
Haar an der Berufung des neuen
Theaterintendanten von Maldeg-
hem: „Diese Entscheidung ist eine
Demütigung für die Stadt. Sie
macht sich damit kleiner, als sie
ist. Natürlich möchte man jedem
Künstler eine Chance geben ...

Aber in der Biografie dieses Kan-
didaten findet sich ja nichts, was
aufregend und frisch für eine
Großstadt sein könnte. Der hat
längst gezeigt, was für ein Theater
er will. Und was da von der Pres-
sekonferenz zu hören war und
auch die Namen, die er präsen-
tiert hat, klingen genau nach eben
diesem biederen, gefälligen Thea-
ter auf dem Niveau einer Landes-
bühne. Das klingt keinesfalls nach
einem aufregenden Großstadtthe-
ater.“

Kermanis vernichtender Kom-
mentar, als Gastbeitrag in der
Lokalzeitung veröffentlicht, war
wohl ausschlaggebend für den
tags darauf erfolgten Rückzieher
des Salzburger Intendanten. Von
Maldeghem begründete seine Ab -
sage mit dem „Mangel an Offen-
heit und Respekt“ gegenüber sei-
ner Arbeit in Salzburg. Schockiert
hätten ihn zudem „die ahnungslo-
sen und neiderfüllten Angriffe
und Vorverurteilungen aus der
Branche von Kollegen“.
Kölns Bürgermeisterin Reker

bedauerte die Absage, äußerte
aber Verständnis für von Maldeg-
hems Schritt. Sicher weiß sie,
dass Köln sich bei dieser wichti-
gen Postenbesetzung nicht mit
Ruhm bekleckert hat, und ahnt,
dass es nun schwieriger wird,
geeignete Kandidaten zu finden.
Das praktizierte Findungsver-

fahren rückte dann auch schnell
nach der Absage des designierten
Schauspieldirektors in den Mit -
telpunkt der Kritik. Zwar hatten
sich Viele schon nach der Vorstel-
lung von Maldeghems gefragt, wie
es zu dieser Wahl kommen konn-
te. Doch nun, nach der geplatzten
Besetzung, wurden die Vorwürfe
lauter, die Kulturdezernentin
habe dilettantisch die Kandida-
tenfrage gelöst – quasi im Hinter-
zimmer geklüngelt, also ganz
nach Kölner Art.
Tatsächlich kannte Kölns Dezer-

nentin Laugwitz-Aulbach den
Salzburger Intendanten aus frü-
heren Tagen. Beide hatten in der
Stuttgarter Kulturszene gearbei-
tet. Zusammen mit Rolf Bolwin,
bis 2017 Direktor des Deutschen
Bühnenvereins und Kenner der
Theater-Szene, hatte sie Kandida-
ten für die Kölner Intendanz
gesucht und dann eben von Mal-
deghem gefunden.
Um einsam getroffenen Ent-

scheidungen und der damit grö-
ßeren Gefahr von Fehlgriffen vor-
zubeugen, empfiehlt der  Bühnen-
vereinsdirektor Marc Grandmon-
tagne eine breit aufgestellte Fin-
dungskommission. Wenn’s was
bringt ... Siegfried Schmidtke

Wie gewonnen, so zerklüngelt
Kölner Kulturprominenz verekelt designierten Leiter des Schauspielhauses – Der sagt dankend ab

Die Protagonisten des Schauspiels Köln, das während seiner Sanierung ins Depot im Carlswerk von Köln-Mühlheim ausgewichen ist:
Carl Philip von Maldeghem (M.) als Haupt- sowie Henriette Reker und Navid Kermani als Nebendarsteller Bilder: Raimond Spekking; Imago (3)

Als Kriegswaffe hat das
Schwert seit Ende des
Dreißigjährigen Krieges

ausgedient. Seine Symbolkraft hat
es bis heute nicht verloren, wie
die Ausstellung „Faszination
Schwert“ im Alten Schloss des in
Stuttgart ansässigen Landesmu-
seums Württemberg beweist.
Ob beim Ritterschlag durch die

Queen oder als ultimative Waffe
im Kampf Gut gegen Böse in der
Populärkultur: In Computerspie-
len, Action- und Fantasyfilmen
greifen der Vampirjäger Blade,
der Highlander oder Conan der
Barbar auf das Schwert zurück,
wenn es gilt, ihre Widersacher
auszuschalten – in modernster
Form Jedi-Ritter mit dem Laser-
schwert.
Von Anfang an war das Schwert

mehr als nur eine tödliche Waffe.
Es ist Prestigeobjekt oder wertvol-
les Markenprodukt, aber auch
Symbol für Macht, Gerechtigkeit
und Freiheit, Kultobjekt und
Opfergabe. „Vor allem die Verzie-
rungen mit glücksbringenden
Symbolen, die Deponierung an
besonderen Orten oder die ver-
schiedenen Arten stellen Schwer-
ter der Bronze- und Eisenzeit in
einen magisch-kultischen Kon-
text“, erklärt Kurator Thomas
Hoppe. Besonders bedeutsam
seien hier Deponierungen im
Boden, in Gewässern oder im

Moor. Dabei werden die Opferga-
ben durch Vergraben, Versenken
oder Verbrennen der mensch-
lichen Sphäre entzogen und den
Göttern zugänglich gemacht.
„Basierend auf der Idee, etwas zu
geben mit der festen Erwartung
etwas zurück zu erhalten wird

geradezu mit den Göttern gehan-
delt“, sagt Hoppe.
Ein anderes Beispiel ist die Dar-

stellung Otto von Bismarcks, wie
er als Schmied der deutschen
Einheit der Germania das
Schwert Unitas überreicht. Die
Sonderausstellung „Faszination

Schwert“ präsentiert über 340
ausgewählte Objekte, darunter
142 Schwerter, Repliken und Ori-
ginale, die bis zu 3600 Jahre alt
sind, und taucht ein in die mate-
riellen wie ideellen Facetten der
Waffe. 
38 Leihgeber beteiligen sich an

der Ausstellung. Die nicht minder
faszinierende Waffensammlung
der Stiftung Baumann aus
Rothenburg ob der Tauber ist
nicht darunter. Seit 20 Jahren
macht sie dessen Reichsstadtmu-
seum zu einem besonderen
Anziehungspunkt. Die fast 1000
exquisiten Objekte, in der Haupt-
sache Kriegs- und Jagdwaffen von
der Steinzeit bis zum 19. Jahrhun-
dert, verblüffen in Technik und
Machart durch ihre außerge-
wöhnliche Qualität. 
Herausragende Beispiele in

Rothenburg sind das Jagdensem-
ble der französischen Königin
Marie Antoinette, das Jagdgewehr
mit Säbel von Jérôme Napoleon
oder der Duellpistolenkasten des
Fürsten Klemenz von Metternich
– alle von Le Page, den unbestrit-
tenen europäischen Meistern des
Büchsenmacherhandwerks. Ein
Schmuck stück ist auch die um
1760 gefertigte Steinschlossbüch-
se Fried richs des Großen. Auf
dem Lauf prangen neben seinem
Bildnis die in Gold eingelegten
Initialen „FR – Fridericus Rex“.

Unter den Hieb- und Stichwaf-
fen findet man bronzezeitliche
Vollgriffschwerter von 1300 bis
1200 v. Chr., nordische Schwerter
von 300 bis 400 n. Chr., mittelal-
terliche Ritter- und Kreuzritter-
schwerter sowie Prachtexempla-
ren aus Gotik und Renaissance.
Die Rothenburger Dauerausstel-
lung ist eine wertvolle Ergänzung
zur Stuttgarter Sonderausstellung. 

Helga Schnehagen

„Faszination Schwert“ läuft im
Stuttgarter Alten Schloss bis 
28. April, geöffnet Dienstag bis
Freitag von 10 bis 17, sonnabends
und sonntags bis 18 Uhr. Info:
www.landesmuseum-stuttgart.de.
Das Reichsstadtmuseum, Kloster-
hof 5, in Rothenburg o.d.T., ist bis
Ende März täglich von 13 bis 16
Uhr und von April bis Oktober
von 10 bis 17 Uhr geöffnet: www.
reichsstadtmuseum.rothenburg.de

Bismarck als Schmied der
deutschen Einheit

KULTUR

Hieb- und stichfest
Stuttgart und Rothenburg im ritterlichen Kampf um die beste Schwerter-Ausstellung

Fechtbuch „Alte Armatur und
Ringkunst“ von 1459
Bild: Dänische Königliche Bibliothek,Kopenhagen
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Eine blonde Jüdin, die mit den
Nationalsozialisten kollabo-

riert? Das geht natürlich gar nicht
in einer Zeit, wo man es als
Widerspruch in sich begreift,
wenn Juden in der AfD sind. Und
es geht schon gar nicht in Buch-
form. Der Journalist Takis Würger
hat genau das gewagt und wird
dafür jetzt öffentlich hingerichtet.
In dem Roman „Stella“ schildert

Würger die wahre Geschichte der
Stella Goldschlag, die im Berlin
der 40er Jahre Juden denunzierte,
die sich vor der SS versteckten.
Als das Buch im Januar erschien,
hagelte es wie auf Kommando
Verrisse, die wie abgesprochen
schienen und in dieser Form noch
nie zu lesen waren. Die „Süddeut-
sche Zeitung“ sprach von einem
Ärgernis, die „Zeit“ von „Histo-
tainment voller Klischees“, und
die „Frankfurter Allgemeine“ griff
sogar den Verlag an: „Hanser bla-
miert sich mit einem kitschigen
Roman über die jüdische Nazi-
Kollaborateurin Stella Goldschlag.
Der Verlag hat dafür sehr viel
Geld ausgegeben, doch wer
braucht diesen Schund, der nicht
mal als Parodie durchginge?“
Es klang wie eine konzertierte

Aktion der Leitmedien, die sich
gegen einen Genossen aus den
eigenen Reihen und einen renom-
mierten Verlag richtet, der es
wagte, dieses Tabuthema zu veröf-

fentlichen. Unter dem Vorwand
mangelnden Stils – Triviallitera-
tur, Kitsch – wurde der Inhalt an -
gegriffen. Darf sich Unterhal-
tungskunst jetzt nicht mehr an
solche historischen Stoffe wagen?
Dabei lief seit 2016 in der Oper

von Berlin-Neukölln sogar ein
Musical über die jüdische „Grei-
ferin“, ohne dass sich groß je -
mand darüber empörte. Bis jetzt.
Denn mit der Skandalisierung
von Würgers Buch sind nun auch
Stella Goldschlags Erben aufge-
wacht. Wegen „kulturindustrieller
Unterhaltung“ wollen sie juri-
stisch gegen den Roman und die
Neuköllner Oper vorgehen. 
Ein Anwalt der Erben teilte mit,

zu Lebzeiten sei Stella Goldschlag
besonders daran gelegen gewe-
sen, dass ihre Biografie in verant-
wortungsvoller Weise dargestellt
wird: „Sie wollte unter keinen
Umständen, dass einzelne Ab -
schnitte ihres tragischen Lebens
aus dem Gesamtzusammenhang
gerissen und damit verfälscht dar-
gestellt werden.“
Kommt es zum Prozess, könnte

sich dieser zum Lehrstück über
Kunstfreiheit entwickeln. Ein Ver-
bot des Romans steht im Raum.
Würger wird sich bedanken. Eine
bessere Werbung für diesen
„Schund“ hätte er sich gar nicht
wünschen können. Der Roman
verkauft sich prächtig. H. Tews

Die Kollaborateure
Ein Autor soll nicht mehr unterhalten dürfen
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Gelungene Generalprobe
Vor 50 Jahren wurde Gustav Heinemann mit den Stimmen von SPD und FDP zum Bundespräsidenten gewählt

Der 2. März 1959 veränder-
te den Tageslauf in der
Bundesrepublik. An je-

nem Tag startete der Norddeut-
sche Rundfunk die „Tagesschau“
in ihrer heutigen Form. Sie ist da-
mit die älteste bestehende Sen-
dung im deutschen Fernsehen.
Von da an war der Sendetermin
um 20 Uhr für viele eine feste
Größe im Tagesablauf. 
Die Nachrichtensendung hat

bis zu zehn Millionen Zuschauer.
Bereits nach zehn Jahren Sende-
betrieb konnte der ARD-Inten-
dant Hans Bausch feststellen:
„Für Millionen deutscher Staats-
bürger ist die ,Tagesschau‘ des
Deutschen Fernsehens zu einer
selbstverständlichen Gewohnheit
geworden.“ Bis zu 20 Nachrich-
tensendungen liefert die „Tages-
schau“ pro Tag.
Die „Tagesschau“ gab es schon

vor der „Tagesschau“. Allerdings
waren die ersten Sendungen an-
ders konzipiert. Versuche startete
der Nordwestdeutsche Rundfunk
(NWDR) im Herbst 1951. Dazu
schloss er einen Kooperations-
vertrag mit der Wochenschau, die
damals im Vorprogramm der Ki-
nos lief. Aus deren Beiträgen
stellte ein Redakteur mit Hilfe

von zwei Schneidemeisterinnen
die Nachrichtensendung zusam-
men. Da die Wochenschau für das
Kinopublikum produziert wurde,
überwogen die „bunten“ Themen,
also Katastrophen, Sport und
Klatsch. Politik spielte kaum eine
Rolle. Vom Januar 1952 an wurde
ein Versuchsprogramm unter der
Bezeichnung „Fernseh-Filmbe-
richt“ ausgestrahlt, das ab dem
1. November in „Tagesschau“ um-
benannt war. Der erste offizielle
Starttermin war der 26. Dezem-
ber 1952. Fünf Tage zuvor hatte
die DDR mit der „Aktuellen Ka-
mera“ den Sendebetrieb aufge-
nommen. Die Themen der ersten
„Tagesschau“: Die Reise des US-
amerikanischen Präsidenten
Dwight D. Eisenhower nach Ko-
rea, die bereits einige Wochen zu-
vor stattgefunden hatte, das
Richtfest für die Fernsehstudios
in Hamburg-Lokstedt, eine Eisre-
vue und ein Fußballspiel.
Die Zahl der Zuschauer war be-

scheiden. Anfangs schalteten nur
1000 Interessierte ihre Fernseher
an. Es gab drei Ausgaben der „Ta-
gesschau“ pro Woche. Produziert
wurden die Beiträge in einem
Keller, die fertigen Filmrollen
brachte der Redakteur mit der 

U-Bahn zum Heiligengeistfeld in
Hamburg. Vom dortigen Welt-
kriegsbunker strahlte der NWDR
sein Programm aus. Anfangs er-
innerten die Beiträge stark an
„Fox’ Tönende Wochenschau“.
Zwar waren die Beiträge der „Ta-
gesschau“ aktueller, kamen je-
doch ohne ins Bild gesetzten
Nachrichtensprecher aus. Bis
1953 wurde die „Tagesschau“ aus-
schließlich mit Material der 
Wochenschau produziert. Damit
begann deren Ende. Die zuneh-

mende Verbreitung der Fernseh-
geräte machte sie uninteressant.
„Fox’ Tönende Wochenschau“
wurde 1978 eingestellt. 
Erste grundlegende Verände-

rung der „Tagesschau“ war die
Aufnahme eines Wortblocks von
fünf Minuten, erstmals trat Karl-
Heinz Köpke am 2. März 1952 in
der Rolle als Nachrichtenspre-
cher auf. Eines ist seither unver-
ändert geblieben: Die Spreche-
rinnen und Sprecher der „Tages-
schau“ sind freie Mitarbeiter.

Und ihr Honorar steht in keinem
Verhältnis zu ihrem Promistatus.
Das Honorar richtet sich nach
Zahl, Dauer und Art der Einsätze.
Die Hauptnachrichtensendung
um 20 Uhr wird mit 238,01 Euro
entlohnt, für eine kurze Nach-
richtensendung bis zu vier Minu-
ten gibt es 142,62 Euro. Trotzdem
stellte Dagmar Berghoff, erste
Sprecherin der „Tagesschau“, fest:
„Wenn man fleißig ist, verdient
man gut, sehr gut sogar. Aber ver-
glichen mit dem Promistatus, den

man hat, sind das keine Wahn-
sinnshonorare.“ 
Auch wenn der Eindruck ent-

steht, an dem durch und durch
seriös wirkenden Programmsche-
ma habe sich nichts geändert, die
Abfolge der Nachrichtenblöcke
sei geradezu in Stein gemeißelt,
das täuscht. Waren zum Anfang
noch Unterhaltung und Sport
vorherrschende Themen, wurden
diese Bereiche auf die hinteren
Ränge verwiesen. Die „Tages-
schau“ wurde zur politischen

Sendung. Was auch immer die
Welt bewegt, erst kommt die Poli-
tik, dann mit Abstand der Rest
der Welt. Die Veränderungen
vollzogen sich Stück für Stück,
vor allem beharrlich. 
Spätestens seit Beginn der

Asylkrise 2015 hat die „Tages-
schau“ ein erhebliches Glaub-
würdigkeitsproblem. Bereits im
Dezember 2015 kam eine Studie
des Instituts für Demoskopie in
Allensbach zu dem Ergebnis, die
Mehrheit der Bevölkerung fühle
sich einseitig informiert. Immer
in der Kritik dabei: die „Tages-
schau“. Die beanstandeten Me-
dien reagierten beleidigt, scho-
ben ihre Kritiker in die rechtspo-
pulistische Ecke. Jüngst legte der
Medienwissenschaftler Michael
Haller mit Erhebungen der Ham-
burg Media School und der Uni-
versität Leipzig nach. Sein Fazit:
Die Medien machten sich zum
Sprachrohr der politischen Eli-
ten, gingen an den Sorgen der Be-
völkerung vorbei. Die Probleme,
die mit der Aufnahme der Asyl-
sucher entstehen könnten, wur-
den ignoriert. Das gilt für nahezu
alle Medien, aber insbesondere
für die „Tagesschau“. Sie berichte-
te nur abstrakt, immer als

Wiedergabe der theoretischen
Debatte im politischen Berlin.
Dafür aber waren 20 Prozent der
„Tagesschau“-Berichte nicht an
den Fakten orientiert, sondern
wertend. 
Das Schema setzte sich fort bis

zu den sexuellen Übergriffen in
der Silvesternacht 2015/2016 in
Köln durch junge Männer vor-
nehmlich aus nordafrikanischen
Ländern. Während lokale Medien
nahezu umgehend berichteten,
dauerte es ganze vier Tage, bis
das ZDF am 4. Januar erstmals in
der „Heute“-Sendung das Thema
aufgriff. Die „Tagesschau“ hinkte
mit einer weiteren Stunde selbst
dieser Verspätung hinterher. Kein
Wunder, wenn nach einer Unter-
suchung der Gesellschaft für
Trend- und Wahlforschung Infra-
test dimap 37 Prozent der Bürger
meinen, die Glaubwürdigkeit der
Medien sei gesunken, 42 Prozent
sie nicht für glaubwürdig halten.
Und bei der Frage, ob in den Me-
dien gelogen werde, stellen die
Bürger nur den Boulevardzeitun-
gen ein schlechteres Zeugnis als
dem öffentlich-rechtlichen Fern-
sehen aus. Es steht katastrophal
um das Image im Jubiläumsjahr
der „Tagesschau“. Klaus J. Groth

Vor 50 Jahren gab es eine unge-
wöhnliche Konstellation. Trotz ge-
meinsamer Großer Koalition auf
Bundesebene hatten SPD und
CDU zur Wahl des dritten Bundes-
präsidenten unterschiedliche Kan-
didaten aufgestellt. Mit den ent-
scheidenden Stimmen der linksge-
wendeten FDP wurde der Sozial-
demokrat Gustav Heinemann
Bundespräsident wie einige Mo-
nate später der Sozialdemokrat
Willy Brandt Bundeskanzler.

Als am 5. März des Jahres 1969
die 5. Bundesversammlung in
West-Berlin zusammentrat, um
kurz vor dem 20. Geburtstag des
noch jungen westdeutschen Teil-
staates einen neuen Präsidenten
zu wählen, da ahnten ihre Mitglie-
der noch nicht, dass es ein langer
Tag für sie werden würde. Beglei-
tet wurde die Tagung des Verfas-
sungsorganes von internationalen
Protesten. Da Berlin unter dem
Vier-Mächte-Vorbehalt der alliier-
ten Sieger stand und offiziell gar
nicht Teil der Bundesrepublik war,
stießen sich vor allem die Sowjets
und deren Verbündete an der
Wahl des Versammlungsortes. 
Zunächst eröffnete Bundestags-

präsident Kai-Uwe von Hassel
(CDU) um 10.04 Uhr die Sitzung.
In seiner Rede wies er den aus
dem sozialistischen Lager erhobe-
nen Vorwurf der Provokation zu-
rück, erinnerte an den zurück -
liegenden Besuch des US-Präsi-
denten John F. Kennedy in der
Stadt, bedankte sich bei den West-
alliierten und erläuterte sodann
das weitere Verfahren. 
Zur Wahl standen an diesem Tag

nur zwei Kandidaten. Zum einen
der von der CDU/CSU-Fraktion
ins Rennen geschickte Bundesin-
nenminister Gerhard Schröder
(CDU) und zum anderen der von
den Sozialdemokraten vorgeschla-
gene Bundesjustizminister Gustav
Heinemann (SPD). Obwohl die
nominierenden Parteien bereits
seit 1966 im Rahmen einer Gro-
ßen Koalition in Bonn zusammen
regierten, hatten sie sich nicht auf
einen gemeinsamen Kandidaten
einigen können. 
Neben Mitgliedern der SPD und

der Union gehörten auch noch
83 Abgeordnete der FDP und

22 Delegierte der NPD der
Bundesversammlung an. Während
die Nationaldemokraten von vorn-
herein erklärten, für Schröder
stimmen zu wollen, unterstützte
die FDP offiziell Heinemann. Zwar
hatten Sozial- und Freidemokraten
zusammengenommen eigentlich
eine klare Mehrheit in der
Bundesversammlung, jedoch taten
sich viele von der FDP in das Gre-
mium entsandte Delegierte dann

doch schwerer mit der Wahl des
SPD-Politikers, als zu erwarten
war. Die Ursachen hierfür sind
einerseits in der Person Heine-
manns, aber andererseits auch in
der programmatischen Neuaus-
richtung der Freidemokraten zu
suchen. 
Nur ein Jahr zuvor hatte der

langjährige FDP-Vorsitzende Erich
Mende auf eine erneute Kandida-
tur für das höchste Parteiamt ver-
zichtet. Der vormalige Wehr-

machtsoffizier und Ritterkreuzträ-
ger stand während seiner Amts-
zeit für einen pointiert nationalen
Kurs. Ihm folgte der liberale Wal -
ther Scheel, während im Hinter-
grund andere Vorstandsmitglieder,
wie Hans-Dietrich Genscher und
Willi Weyer, die Partei schon in
Richtung der politischen Mitte
und damit in die Arme der Sozial-
demokraten trieben. Doch noch
hatte sich die neue Linie nicht

vollständig in den FDP-Fraktionen
von Landtagen und Bundestag
durchgesetzt. Daher dürfte auch
der Kandidat Heinemann längst
nicht allen von der Partei in die
Bundesversammlung entsandten
Mitgliedern geheuer gewesen
sein. 
Der 1899 im westfälischen

Schwelm geborene Jurist hatte
sich bereits während der Weima-
rer Zeit in pazifistischen Kreisen
und für die linksliberale Deutsche

Demokratische Partei engagiert.
Durch seine Frau Hilda kam er in
den späten 20er Jahren zuneh-
mend mit Vertretern der evangeli-
schen Kirche in Kontakt. Während
der nationalsozialistischen Regie-
rungszeit bewegte er sich im
Dunstkreis der Bekennenden Kir-
che, einer Gruppe von Protestan-
ten, die in Opposition zum sy-
stemtreuen Kurs der Amtskirche
stand. 

Nach dem Krieg wurde Heine-
mann von den britischen Besat-
zern als Oberbürgermeister von
Essen eingesetzt. Er gehörte zu
den Mitbegründern der CDU. Als
Präses stand er zudem von 1949
bis 1955 der Synode der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vor
und gehörte 1949 zu den Unter-
zeichnern des sogenannten Stutt-
garter Schuldbekenntnisses. In
Bezug auf die Interpretation der
deutschen Geschichte seit Otto

von Bismarck bildet dieses Schlüs-
seldokument den Grundstein für
die bis heute in Staat und Gesell-
schaft vorherrschende Kultur der
moralischen Selbstbezichtigung.
Im selben Jahr berief Konrad Ade-
nauer Heinemann als Bundesin-
nenminister in sein Kabinett. Als
der Kanzler auf die Forderungen
der US-Amerikaner hin erste
Schritte zu einem eigenen militä-
rischen Beitrag der Bundesrepu-

blik für ein noch einzugehendes
Bündnis mit den Westmächten
einleitete, kam es zum Zerwürfnis
zwischen beiden Männern. Heine-
mann trat von seinem Amt zurück
und begründete dies mit der Ge-
fahr einer möglichen Renazifizie-
rung durch die geplanten Aufrü-
stungsbestrebungen. Wenig später
trat er auch aus der CDU aus. 
Mit einigen Weggefährten grün-

dete er die Gesamtdeutsche Volks-
partei, die sich gegen die Remilita-

risierung und für die Blockfreiheit
Deutschlands einsetzte. Allerdings
blieb die Gruppe bei Wahlen ohne
nennenswerten Erfolg, sodass Hei-
nemann 1957 zur SPD übertrat.
Dort wurde der deutlich jüngere
Willy Brandt sein Förderer, der
ihn als Bundesjustizminister der
ersten Großen Koalition 1966 wie-
der zurück an den Kabinettstisch
holte. In dieser Funktion verant-
wortete er die ersten wichtigen
Schritte zur Liberalisierung des
Strafrechts. Der Umstand, dass er
die aufkommende linke Studen-
tenbewegung vor Angriffen ihrer
Gegner in Schutz nahm, brachte
ihm den Spitznamen „APO-Opa“
ein. Auch forderte Heinemann in
moralgeschwängerten Reden im-
mer wieder eine Demokratisie-
rung von Staat und gesellschaft-
lichen Institutionen. Konzeptio-
nell passten derartige Verlautba-
rungen hervorragend zur Agenda
des SPD-Vorsitzenden Willy
Brandt, der ebenfalls „mehr De-
mokratie wagen“ wollte, was sich
innerhalb der Großen Koalition
jedoch nicht in der gewünschten
Form realisieren ließ. Auch er
peilte daher nach der Bundestags-
wahl 1969 ein Bündnis mit der
FDP an. 
Die Popularität Heinemanns bei

Teilen der Jugend war ausschlag-
gebend für seine Nominierung für
das Amt des Bundespräsidenten.
Dieses Manöver eignete sich her-
vorragend als Testlauf, um festzu-
stellen, wie viel Rückhalt der neue
linksliberale Kurs schon innerhalb
der FDP-Fraktion der Bundesver-
sammlung hatte. 
Zwar verfehlte Heinemann in

den ersten beiden Wahlgängen die
absolute Mehrheit, dennoch er-
langte er jeweils einen knappen
Stimmenvorsprung vor seinem
Gegenkandidaten Schröder. In der
dritten Abstimmung reichte die
relative Mehrheit dann für die
Entscheidung aus. Das Wahlergeb-
nis nahm damit die sich ändern-
den Mehrheitsverhältnisse bei der
Bundestagswahl im September
1969 symbolisch vorweg. Auch in-
haltlich repräsentierte Heinemann
bereits den neuen sozialliberalen
Geist der kommenden Regie-
rungskoalition aus SPD und FDP.

Dirk Pelster

Im freien Fall vom hohen Ross
Zu ihrem Jubiläum steht es katastrophal um das Image der »Tagesschau«

Der spätere Kanzler und der frisch gewählte Präsident: Brandt und Heinemann haben am 5. März 1965 Grund zum Feiern Bild: pa

Vor 50 Jahren startete der NDR die 
Nachrichtensendung in ihrer heutigen Form



Die Schule zum Film
Nach einem rollenden Donner über Laos und Vietnam wurde vor 50 Jahren Top Gun gegründet
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»Mit Rebellen verhandelt man nicht«
Vor 100 Jahren schoss CSR-Militär auf deutsche Zivilisten, die friedlich für ihr Selbstbestimmungsrecht demonstrieren wollten

Zu Recht hat der Bundesver-
kehrsminister und Sprecher der
Sudetendeutschen Landsmann-
schaft Hans-Christoph Seebohm
die Erschießung von 54 Su de ten -
deut schen durch tschecho slo wa -
kische Soldaten am 4. März 1919
zu einer „Kette von Ereignissen“
gezählt, die zum „Ausbruch des
Zweiten Weltkrieges führten“.
Für die Sudetendeutschen wurde
der 4. März als „Tag der Selbstbe-
stimmung“ zu einem Gedenktag.

Am 21. Oktober 1918 konstitu-
ierte sich in Wien die Provisori-
sche Nationalversammlung für
die neue Republik Deutschöster-
reich. Acht Tage später prokla-
mierten deren deutsche Abge-
ordnete aus Böhmen, Mähren
und Österreichisch-Schlesien in
Ausübung ihres Selbstbestim-
mungsrechts die deutschöster-
reichischen Provinzen Deutsch-

böhmen und Sudetenland. Ei-
nen weiteren Tag später erklärte
die Provisorische Nationalver-
sammlung Deutschösterreich
zum integralen Bestandteil des
Deutschen Reiches. Im Wider-
spruch zum Selbstbestimmungs-
recht der Völker wurde der for-
melle Beitritt später durch das
Anschlussverbot der Sieger-
mächte in den Diktaten von Ver-

sailles für das Deutsche Reich
und Saint-Germain für Öster-
reich verhindert.
Ebensowenig kam der am

22. November verkündete An-
schluss von Deutschböhmen und

Sudetenland an Deutschöster-
reich zustande. Denn die am
28. Ok tober 1918 ausgerufene
Tschechoslowakische Republik
(CSR) beanspruchte diese Gebie-
te für sich, obwohl dort mehr als
drei Millionen Deutschen nur
rund 160000 Tschechen gegen-
überstanden. Auf deutsche Prote-
ste deswegen antwortete der
tschechoslowakische Justizmini-

ster Alois Rašín: „Das Selbstbe-
stimmungsrecht ist eine schöne
Phrase – jetzt aber, da die Enten-
te gesiegt hat, entscheidet die Ge-
walt … Mit Rebellen verhandelt
man nicht.“
Und tatsächlich waren

30 tschechische Regimenter un-
ter dem Befehl von Feldmar-
schall-Leutnant Jan Diviš schon
ab dem 31. Ok tober 1918 dabei,
die Gebiete zu besetzen, deren
Bevölkerung mit übergroßer
Mehrheit zu Deutschösterreich
beziehungsweise Deutschland
gehören wollte. Dem vorausge-
gangen war die Aufforderung des
tschechoslowakischen Außenmi-
nisters Edvard Benesch, noch vor
Beginn der Pariser Friedenskon-
ferenz „ohne großen Lärm“ voll-
endete Tatsachen zu schaffen. Da-
bei schreckte Prag auch vor Ge-
walt nicht zurück, wie die Ereig-
nisse in Ortschaften wie Brüx,

Kaplitz, Eger oder Mährisch
Schönberg zeigen. Dort setzte das
tschechische Militär teilweise Ar-
tillerie ein oder nahm deutsche
Zivilisten als Geiseln, um den
Widerstand gegen den Einmarsch
zu brechen. Dabei gab es insge-
samt 20 Tote.
Während die Kämpfe noch im

Gange waren, erklärte der tsche-
choslowakische Staatspräsident

Tomáš Garrigue Masaryk am
22. Dezember 1918 in seiner An-
trittsbotschaft vor der National-
versammlung in Prag: „Die von
den Deutschen bewohnten böh-

mischen Gebietsteile sind und
bleiben unser … Wir haben die-
sen Staat erkämpft, und die
staatsrechtliche Stellung unserer

Deutschen, die einst als Immi-
granten und Kolonisten hierher
gekommen sind, ist damit ein für
allemal festgelegt.“
Unter Bezug auf diese ausneh-

mend dreiste Geschichtsklitte-
rung wurde den Deutschen in der
CSR verwehrt, ihre Stimme bei
der Wahl zur Konstituierenden
Nationalversammlung Deutsch -
österreichs am 16. Februar 1919

abzugeben. Trotzdem hofften die
Sudetendeutschen weiter auf die
Einlösung der Versprechungen
aus Woodrow Wilsons 14-Punkte-
Programm durch die Siegermäch-
te, beschlossen nun aber zu-
gleich, ein deutliches Zeichen zu
setzen. Zumal sie jetzt auch noch
bei der Umstellung von der bis-
her geltenden österreichisch-un-
garischen Kronenwährung auf
die tschechische Krone benach-
teiligt wurden. Die Initiative zu
dem Protest ging von den sude-
tendeutschen Sozialdemokraten
unter Josef Seliger aus. Diese ver-
fügten über zahlreiche Anhänger
unter den Deutschböhmen und
Sudetenländern und riefen in Ab-
stimmung mit den anderen Par-
teien für den Tag der Eröffnungs-
sitzung der Konstituierenden Na-
tionalversammlung in Wien, den
4. März 1919, zu einem General-
streik der deutschen Arbeiter in
der CSR und zu Massenkundge-
bungen „für das Selbstbestim-
mungsrecht“ auf. Dabei trieb sie
die Hoffnung, dass das seine
„Wirkung auf die Völker des We-
stens nicht verfehlen“ werde.
Infolgedessen kam es am

4. März zu großen Demonstratio-
nen von Hunderttausenden Deut-
schen, bei denen Spruchbänder
wie „Gegen Fremdherrschaft und
Unterdrückung“ mitgeführt wur-
den. Obwohl die Protestierenden
überall friedlich auftraten, be-
gann das tschechische Militär
kurz nach Mittag in mehreren
Orten gleichzeitig und ohne jed-
wede Vorwarnung in die Menge
zu schießen – was auf einen ent-
sprechenden allgemeinen Befehl
von oben hindeutet. 
Zum Einsatz gelangten dabei

nicht nur Maschinengewehre,
sondern auch mit giftigen Sub-
stanzen präparierte Munition
und durch die Haager Land-
kriegsordnung verbotene Dum-
Dum- beziehungsweise Deforma-
tionsgeschosse, die extrem tiefe
und großflächige Wunden rissen.
Alles in allem starben durch den
völlig unprovozierten Schusswaf-
feneinsatz in Kaaden, Sternberg,
Arnau, Aussig, Eger, Mies und
Karlsbad 54 Sudetendeutsche,
darunter 20 Frauen und drei Kin-

der. Weitere 750 Menschen wur-
den verletzt, 112 davon schwer.
Vier Tage später beschuldigte

Benesch in einer Note an den
französischen Ministerpräsiden-
ten Georges Clemenceau die Bol-
schewiki der Aufwiegelung der
Deutschen. Obwohl dies ganz of-
fensichtlich Unfug war und der
tschechische Rechtsbruch jeder-
mann ins Auge stach, wie zahlrei-
che ausländische Pressestimmen
aus jenen Tagen beweisen, bekam
die CSR die deutschösterreichi-
schen Provinzen Deutschböhmen
und Sudetenland am 10. Septem-
ber 1919 im Frieden von Saint-
Germain zugesprochen. Hier-
durch wurden die dort lebenden
Deutschen formell zu Staatsbür-
gern der Tschechoslowakischen

Republik. Damit erwies sich Wil-
sons vollmundige Proklamation
des Selbstbestimmungsrechtes
der Völker einmal mehr als Ma-
kulatur.
Im Anschluss an die Annexion

der Regionen, die eigentlich zu
Deutschösterreich beziehungs-
weise Deutschland gehören woll-
ten, und die völkerrechtliche Ab-
segnung dieses brutalen Vorge-
hens durch die Siegermächte des
Ersten Weltkrieges begann eine
rigide Tschechisierung von
Deutschböhmen und Sudeten-
land, die das Unrecht von 1919
fortsetzte und die CSR zuneh-
mend in einen selbstverschulde-
ten Konflikt mit dem Deutschen
Reich brachte, der schließlich
eskalierte. Wolfgang Kaufmann

In Kaaden an der Eger war die Zahl der Todesopfer mit 25 am höchsten: Gedenkstätte für die Toten in der Stadt Bild: SchiDD

Alois Rašín Bild: Imago

Josef Seliger
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Verwöhnt durch die Erfol-
ge mit ihren Hochtechno-
logiewaffen im vorausge-

gangenen Koreakrieg, waren die
Luftstreitkräfte der Vereinigten
Staaten im Vietnamkrieg unan-
genehm berührt durch die Erfol-
ge der kleinen, wendigen, robu-
sten, billigen Flugzeuge der
Nordvietnamesen. Goliath war
auf den Kampf mit David
schlecht vorbereitet, oder um es
weniger bildhaft zu formulieren:
Die Luftstreitkräfte der west-
lichen Supermacht waren auf ei-
nen Kampf mit der anderen
Supermacht auf Augenhöhe vor-
bereitet, aber nicht auf einen
asymmetrischen Kampf.
Die Operation Rolling Thun-

der (rollender Donner), die vom
2. März 1965 bis zum 1. Novem-
ber 1968 dauernde erste große
Luftoffensive der US-amerikani-
schen und südvietnamesischen
Luftwaffe gegen Ziele in Nord-
vietnam und Laos, führte nicht
zu den erhofften Erfolgen. Eine
vom US-Verteidigungsminister
Robert McNamara angeordnete
Effizienzanalyse ergab, dass der
betriebene Aufwand 9,6-mal so
hoch war wie der beim nord-
vietnamesischem Gegner ange-
richtete Schaden. Bei rund einer

Million Einsätzen verloren die
USA 938 Flugzeuge im Wert von
sechs Milliarden US-Dollar.
835 Piloten verloren die USA
durch Tod oder Gefangennahme.
Bei der Suche nach den Ursa-

chen kamen die Luftwaffe und
die Marine der USA zu gegen-
sätzlichen Ergebnissen. Die Luft-
waffe ermittelte technische Ur-
sachen und nahm entsprechen-
de Änderung am Kriegsmaterial
vor. Kapitän Frank Ault, der von
Admiralstabschef Thomas H.
Moorer mit der Ursachenfor-
schung beauftragt worden war,
kam hingegen zu dem Ergebnis,
dass weniger das Material als
das Personal das Problem sei.
Die Ausbildung sei unzurei-
chend. Zur Behebung des Man-
gels schlug Ault eine Fortbil-
dungseinrichtung vor, eine Ad-
vanced Fighter Weapons School. 
Entsprechend Aults Vorschlag

wurde am 3. März 1969 auf der
Naval Air Station Miramar in
Kalifornien die United States
Navy Fighter Weapons School
gegründet, besser bekannt als
Top Gun. Die Elitejagdflugschule
der US-Marine dürfte spätestens
durch den Kassenschlager des
Jahres 1986 mit Tom Cruise und
Kelly McGillis „Top Gun – Sie

fürchten weder Tod noch Teufel“
auch nicht an Militär Interes-
sierten ein Begriff sein. 
Der elitäre Charakter von Top

Gun entstand nicht nur dadurch,
dass es eine Fortbildungsein-
richtung für bereits ausgebildete
Marinepiloten war, sondern
auch dadurch, dass die Absol-
venten nach der Fortbildung und
der Vermittlung der neuesten
Taktiken des Luftkampfes unter
ihren Kameraden als Multiplika-
toren wirken sollten.

Typisch für die Ausbildung an
der neu eingerichteten Einrich-
tung war das Dissimilar Air Com-
bat Training (DACT), eine Ausbil-
dung von Flugzeugbesatzungen
für den asymmetrischen Luft-
kampf. Goliath sollte den Kampf
mit einem mit Steinschleudern
ausgerüsteten Gegner üben und
erlernen, um es bildlich zu formu-
lieren. Das ging darüber hinaus,
dass Kameraden mit ihren bau-
gleichen Maschinen übungsweise
gegeneinander antraten. Vielmehr
gab und gibt es bei Top Gun spe-

ziell ausgebildete Piloten, die sich
bei Übungen taktisch nicht wie GI,
sondern wie Soldaten aktueller
oder potenzieller Kriegsgegner
verhalten. 
Zu diesem Rollenspiel gehört

auch, dass die den Gegner mi-
menden Piloten mit entspre-
chendem Material ausgestattet
sind. Nun besaß und besitzt die
US-Marine nicht genügend Beu-
temaschinen zur Ausrüstung
dieser speziellen Ausbildungspi-
loten. Deshalb wird auf US-Ma-

schinen zurückgegriffen, die den
gegnerischen möglichst ähnlich
sind. Das Rollenspiel geht so-
weit, dass die entsprechenden
US-Maschinen teilweise auch
den entsprechenden Tarnan-
strich und die Hoheitszeichen
der Luftstreitkräfte bekommen,
gegen welche die Lehrgangsteil-
nehmer später eventuell oder so-
gar garantiert kämpfen werden. 
Im Vietnamkrieg hatten es die

US-amerikanischen Piloten mit
ihren McDonnell Douglas F-4
„Phantom“ vor allem mit dem

Unterschalljäger MiG-17 und
dem Überschalljäger MiG-21 des
sowjetischen Herstellers Miko-
jan-Gurjewitsch zu tun. Bei Top
Gun übernahmen die Rolle der
MiG-17 die Douglas A-4 „Sky-
hawk“ und die von der US-Luft-
waffe ausgeliehene Northrop 
T-38 „Talon“ mimte die MiG-21.
Später wurde die Leihgabe der
Air Force durch die ebenfalls
von Northrop stammende F-5 er-
setzt. Ansonsten sind bei Top
Gun auch Grumman A-6 „Intru-
der“ und Convair F-106 „Delta
Dart“ zum Einsatz gekommen. 
Der Wechsel in der Ausrüstung

realer oder potenzieller Gegner
wurde auch in der Ausstattung
von Top Gun nachvollzogen. Nun
kamen auf Seiten der Übungsgeg-
ner die „Hawk“ des britischen
Herstellers BAE Systems, die F-16
„Fighting Falcon“ von General Dy-
namics und die Grumman F-14
„Tomcat“ zum Einsatz. Letztere hat
für die Rolle des Übungsgegners
die Vorteile, dass die iranische
Luftwaffe seit den Zeiten des
Schah mit ihr fliegt und dass sie
mit ihrem doppelten Seitenleit-
werk der Suchoj Su-27 ähnelt.
Der weitere Verlauf des Viet-

namkriegs scheint das Konzept
von Top Gun bestätigt zu haben.

Während sich für die Luftstreit-
kräfte der US-Marine das Ver-
hältnis zwischen den eigenen
und den der nordvietnamesi-
schen Luftwaffe beigebrachten
Verlusten nach der Top-Gun-
Gründung spürbar verbesserte,
verschlechterte es sich für die
US-Luftwaffe, die keine entspre-
chende Fortbildungseinrichtung
hatte, noch. Da bei den heutigen
Strafexpeditionen der USA ge-
gen Schwellen- oder Länder der
Dritten Welt neben der Errin-
gung und Verteidigung der Luft-
hoheit gezielte Zerstörungen zu
Lande wachsende Bedeutung
gewinnen, ist der Lehrplan von
Top Gun in den 90er Jahren auf
Bodenangriffe erweitert worden. 
Als 1996 die Naval Air Station

Miramar von der Marineinfanterie
übernommen wurde, wurde die
Navy Fighter Weapons School mit
dem Naval Strike Warfare Center
und der Carrier Airborne Early
Warning Weapons School zum 
Naval Strike and Air Warfare 
Center auf der Naval Air Station
Fallon in Nevada zusammengelegt.
Die Tradition der Navy Fighter
Weapons School wird dort vom
Navy Strike Fighter Tactics 
Instructor program fortgesetzt.

Manuel Ruoff

Tomáš Garrigue Masaryk
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Ausbildung von Flugzeugbesatzungen 
für den asymmetrischen Luftkampf



12 Nr. 8 – 22. Februar 2019 MENSCH & ZEIT

Das habe es hier noch nie ge-
geben, da sind sich Bewohner

wie Experten einig: Erstmals seit
Menschengedenken ist auf dem
1900 Meter hohen Berg Polipoli
auf der Hawaii-
I n s e l  M a u i
Schnee gefallen. 
D i e  we i ß e

Pracht gibt es
auf dem sonni-
gen Pazifik-Archipel sonst nur
auf den beiden höchsten Bergen,
die beide auf den größten Eiland
der Inselgruppe liegen, die dem
Archipel den Namen gab: Der
Mauna Kea mit seinen 4205 und

der Mauna Loa mit 4170 Metern.
Nie seit Beginn der Beobachtun-
gen jedenfalls fiel auf den Ha-
waii-Inseln Schnee unterhalb
von 2300 Metern. Diese Grenze

wurde 1952 er-
reicht.
Schuld an

dem kalten Na-
turschauspiel
ist ein gewalti-

ger Sturm, der polare Kaltluft bis
nach Hawaii trieb. Man bedenke:
Die Inseln l iegen auf  dem
20. Breitengrad. Das entspricht
etwa der geografischen Höhe der
mittleren Sahara. H.H.

Moment der Woche
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Politisch korrekte TV-Werbung
Gewöhnliche Fernsehreklame ist immer öfter von Propaganda-Botschaften durchtränkt

Fernsehwerbung ist heutzu-
tage schier allgegenwärtig.
Bei privaten Anstalten wie

RTL oder ProSieben werden da-
mit inzwischen 20 Prozent der
Sendezeit gefüllt. Dahingegen
müssen sich die Öffentlich-Recht-
lichen mit 20 Minuten Reklame
pro Tag begnügen – jedoch sind
die Werbeinseln hier sehr ge-

schickt im Programmablauf plat-
ziert, um möglichst viele poten-
zielle Kunden zu erreichen. 
Die Fernsehwerbung darf dabei,

außer in Wahlkampfzeiten, nur
wirtschaftlichen Zwecken dienen
und nicht als weltanschauliche,
religiöse oder politische Propa-
ganda daherkommen – zumindest
theoretisch. Denn wenn der Zu-
schauer genauer hinsieht, statt in
den Werbepausen sinnvolleren
Tätigkeiten nachzugehen, dann
stößt er beizeiten auf Kaufappelle,
welche vor politischer Korrekt-
heit nur so triefen.

Beispielsweise existiert nun of-
fenbar eine inoffizielle Immigran-
tenquote: Kaum ein Werbespot
kommt derzeit mehr ohne die
vielbeschworene „ethnische Di-
versität“ („Vielfalt“) aus. Anderer-
seits spiegelt diese Art von Rekla-
me trotzdem nicht die Realität
hierzulande wider, denn präsen-
tiert werden in der Regel attrakti-
ve weibliche Schwarze oder Asia-
tinnen, obgleich doch die männ-
lichen Immigranten aus dem
maghrebinisch-nahöstlichen
Raum die Mehrzahl der Neuan-
kömmlinge in der Bundesrepu-
blik stellen.
Apropos Männer: Wenn sie

weiß und heterosexuell sind und
auch nicht zur „Mannschaft“ von
Joachim Löw gehören, müssen sie
überproportional oft den Trottel
spielen. So wie jenes Kerlchen in
der Werbung des Preisvergleichs -
portals „Check24“, das zu dumm
ist, beim 1-Klick-Kündigungsser-
vice mit dem Finger auf das über-
dimensionale Schaltfeld „Jetzt
kündigen“ zu tippen. 
Frauen werden dahingegen

unisono als clever und multi -
taskingfähig in Szene gesetzt –
und natürlich können sie auch je-
den nur denkbaren Männerberuf

ausüben. Das Resultat sind dann
Spots der folgenden Art: Eine im
Hörsaal herumstolzierende Do-
zentin beteuert mit „kompeten-
tem“ Blick: „Als Ingenieurin weiß
ich, wie man komplexe Systeme
wie ein Uhrwerk am Laufen hält.“
Anschließend preist sie die se-
gensreiche Wirkung des Abführ-
mittels Dulcolax auf ihre eigene
Verdauung.
Außerdem ist alles tabu, was

irgendwie nach deutscher Nor-
malität riecht. Das sind wohl noch
die Nachbeben des „Skandals“
um die Edeka-Adventswerbung
von 2016. Damals entdeckte die
„Rechtsextremismus-Expertin“
Sabine Bamberger-Stemmann
„gängige Codes der rechtsextre-
men Szene“ in den gezeigten Vor-
bereitungen auf ein traditionelles
Weihnachtsfest. Denn es wurden
nur weiße Vater-Mutter-Kind-Fa-
milien beim Plätzchenbacken und
Bäumeschmücken gezeigt. Heute
ist Weihnachten stattdessen
„bunt“, wie uns der Mobilfunkrie-
se Vodafone versichert, um dann
mit erhobenem Zeigefinger zu
mahnen: „Weihnachten ist nicht
Hass.“ Da fehlt eigentlich bloß
noch das allgegenwärtige Antifa-
Mantra „Fuck AfD“.

Offenbar glauben die Verant-
wortlichen, dass sie hiermit ge-
nau das Richtige tun, um ihre
Produkte an den Kunden zu brin-
gen. Ganz im Sinne solcher Rat-
geber-Bibeln wie „Guerilla Mar-
keting des 21. Jahrhunderts“ von
Jay, Jeannie und Amy Levinson,
die lehren: Wenn sie politisch-
korrekt sei, dann könne „Fernseh-

werbung sich als wahre Goldgru-
be entpuppen.“
Dabei übersehen die werben-

den Formen freilich, dass es auch
einen psychologischen Effekt
gibt, der „paradoxe Reaktion“
heißt: Zuschauer, welche die Ma-
nipulation durchschauen oder
die unterschwelligen Botschaften
ablehnen, praktizieren eher sub-
versiv-widerständigen Kaufboy-
kott, als das so angepriesene Pro-
dukt zu erwerben. Spätestens
dann gerät das Kriechen vor dem
linken Zeitgeist zum finanziellen
Eigentor. Wolfgang Kaufmann

Die Macht aus dem Dunkeln
Der Verfassungsschutz darf Dinge, die der Polizei verboten sind − Dabei lässt die Kontrolle des Dienstes zu wünschen übrig

In jüngster Zeit stand kaum eine
deutsche Behörde so im Fokus
der Öffentlichkeit wie der Verfas-
sungsschutz. Dies ist eigentlich
verwunderlich, sind Geheimdien-
ste doch schon ihrem Wesen nach
daran interessiert, eher im Ver-
borgenen zu agieren. 

Die Aufmerksamkeit, die dem
Verfassungsschutz zuteilwird, be-
schränkt sich nicht auf aufgeflo-
gene Skandale oder Pannen, wie
sie auch bei den Inlandsgeheim-
diensten anderer Staaten vorkom-
men. In der Bundesrepublik wird
ganz generell häufig über Aufga-
ben und Aufgabenwahrnehmung
der Schlapphüte debattiert. Dies
ist mit der besonderen Geschich-
te und Funktion deutscher Aus-
spähbehörden zu erklären, die
sich von denen manch anderer
Staaten in Europa abheben.  
Die Inlandsnachrichtendienste

in westlich geprägten Ländern
sind vornehmlich zur Verfolgung
von Spionage und terroristischen
Aktivitäten aufgestellt worden.
Häufig sind sie daher in den Poli-
zeiapparat eingebettet, wie etwa
in Dänemark oder Frankreich.
Aber es gibt auch entsprechende
Behörden ohne „exekutive“ (poli-
zeiliche) Befugnisse, wie bei-
spielsweise in den Niederlanden,
der Schweiz oder in Italien. 
Diese Dienste sollen ihren Re-

gierungen bei der Beschaffung ge-
heimer und sensibler Informatio-
nen helfen, damit diese ihre poli-
tischen Entscheidungen aufgrund
einer soliden Datenbasis treffen
können. Auch die deutschen Ver-
fassungsschutzbehörden des Bun-
des und der Länder gehören ihrer
Struktur nach zu diesem zuletzt
genannten Typus. Der Verfas-
sungsschutz darf keine Verhaftun-
gen vornehmen. Die von ihm ge-
sammelten Informationen dürfen
zudem nur eingeschränkt für die
Strafverfolgung genutzt werden. 
Auf dieses sogenannte Tren-

nungsgebot zwischen Polizei und
Geheimdiensten ist man in der
Bundesrepublik stolz. In Sonn-
tagsreden wird dieser Grundsatz
unter Verweis auf die von den Na-
tionalsozialisten unterhaltene Ge-
stapo und die Staatssicherheit der
DDR gerne als wichtige Lehre aus

der Geschichte bezeichnet, die
dem möglichen Entstehen einer
Willkürherrschaft einen Riegel
vorschieben soll. 
Was jedoch als Garantie für

strenge Rechtsstaatlichkeit erson-
nen worden war, hat heute den
gegenteiligen Effekt zur Folge,
denn kein bundesdeutsches Amt
arbeitet heute ferner ab von Recht
und Gesetz als die Verfassungs-
schutzbehörden. Anders als re-
pressive Maßnahmen der Polizei,
wie die Durchführung von Obser-
vationen, der Einsatz von verdek-
kten Ermittlern, das Abhören von
Wohnungen oder von Telekom-
munikationsgeräten, setzt ein ent-
sprechendes Tätigwerden des
Verfassungsschutzes weder die
Zustimmung eines Staatsanwalts
noch eines Richters voraus. 
Anders als Polizei und Staatsan-

waltschaft sind die Verfassungs-
schutzämter auch nicht zwingend
an das sogenannte Legalitätsprin-
zip gebunden. Während die Straf-
verfolgungsbehörden verpflichtet
sind, dem Verdacht einer Straftat
nachzugehen und diese zu ahn-
den, entscheiden die Geheim-
dienste selbst, ob sie entspre-
chende Informationen weiterge-

ben. Gerade die Affäre um die an-
gebliche Terrororganisation NSU
hat gezeigt, dass der Verfassungs-
schutz zahlreiche strafrechtlich
relevante Informationen zurück -
gehalten oder sogar selbst ver-
nichtet hat. 
Die Rechtmäßigkeit von Akti-

vitäten der Schlapphüte kann zu-
dem so gut wie gar nicht gericht-

lich überprüft werden. Die Agen-
ten des Inlandsgeheimdienstes
operieren damit weitgehend im
rechtsfreien Raum. Besonders
deutlich zeigt sich dies bei Ein-
griffen in das Brief- und das Fern-
meldegeheimnis. 
Möchte die Polizei beispiels-

weise das Telefon einer Person
zur Aufklärung einer Straftat ab-
hören, so geht dies nur bei be-
stimmten schwerwiegenden und
gesetzlich festgelegten Delikten
sowie bei Vorliegen eines hinrei-
chenden Verdachts. Der Eingriff

muss von einem Richter angeord-
net werden. Erhärtet sich der Tat-
vorwurf durch das Abhören nicht,
so muss dem Betroffenen im
Nachgang eine Mitteilung ge-
macht werden, dass sein Telefon
von der Polizei überwacht wor-
den ist. 
Der Verfassungsschutz muss ei-

nen Abhörantrag hingegen bei
der eigens hierfür eingerichteten
achtköpfigen G10-Kommission
stellen. Diese wird vom Parlamen-
tarischen Kontrollgremium (PKG),
einem Bundestagsausschuss, nach
Parteienproporz berufen. Eigent-
lich widerspricht diese Praxis
dem Grundgesetz, da alle Akte
der staatlichen Gewalt durch ein
zuständiges Gericht überprüfbar
sein müssen. 
Diese Rechtsweggarantie wurde

1968 durch den Bundestag einge-
schränkt. Die sie ersetzende Kon-
trolle durch die Parlamente fällt
allerdings äußerst dürftig aus. Die
Mitglieder der G10-Kommission
beispielsweise werden zwar
durch das PKG bestellt, gehören
jedoch strukturell zur Exekutive.
Sie sind zur strikten Geheimhal-
tung verpflichtet. Das PKG wiede-
rum wird durch die Bundesregie-

rung nur über allgemeine Ent -
wicklungen und über besonders
relevante Vorkommnisse unter-
richtet. Auch seine Mitglieder ha-
ben nach außen hin Verschwie-
genheit zu wahren. Die Regierung
kann dem PKG bestimmte Dienst-
geheimnisse und Akten vorent-
halten, wenn sie dies für geboten
hält. 
Hinzu kommt: Mit derzeit nur

neun Mitgliedern dürfte dieses
Parlamentsgremium schon perso-
nell nicht in der Lage sein, eine
hinreichende Aufsicht über die
aktuell fast 12 000 hauptamt-
lichen Mitarbeiter der Geheim-
dienste des Bundes sicherzustel-
len. Hinzu kommt, dass das politi-
sche System der Bundesrepublik
von einer starken Gewaltenver-
schränkung geprägt ist, das heißt:
Auch in den Kontrollgremien
über die Nachrichtendienste ha-
ben die Mitglieder der Parteien
die Mehrheit, die gerade die je-
weilige Regierung stellen. Dem-
entsprechend gering fällt die Be-
reitschaft zu kritischen Nachfra-
gen aus.
Während andere europäische

Nachrichtendienste, die von ih-
nen gewonnenen Daten exklusiv
ihrer politischen Führung zur
Verfügung stellen und für die Öf-
fentlichkeit meist nur allgemeine
Lagebilder zu bestimmten The-
men publizieren, haben die deut-
schen Verfassungsschutzämter
ausdrücklich den gesetzlichen
Auftrag, die Bürger über ihre Ar-
beit aufzuklären. Wer dies für ei-
ne begrüßenswerte Form staat-
licher Transparenz hält, der irrt
gewaltig. 
Zwar begründen Geheimdienst

und Regierung diese vermeintli-
che Aufklärungsarbeit gern damit,
dass den Bürgern Informationen
für eine geistige Auseinanderset-
zung mit verfassungsfeindlichen
Bestrebungen an die Hand gege-
ben werden sollen, in Wirklich-
keit handelt es sich hierbei aber
um einseitige Propaganda, die vor
allem dem Zweck dient, misslie-
bige politische Konkurrenten öf-
fentlich zu brandmarken und zu
bekämpfen. 
Der Inlandsgeheimdienst in

Deutschland ist daher weder ein
Strafverfolgungsorgan noch pri-

mär eine Behörde zur Informa-
tionsbeschaffung, sondern viel-
mehr ein Instrument zur Steue-
rung und Gestaltung der politi-
schen Landschaft der Bundesre-
publik. Zwar bezeichnet sich der
Verfassungsschutz gerne selbst als
„Dienstleister für die Demokra-
tie“, faktisch ist er jedoch viel
eher ein Dienstleister der jeweils
regierenden Parteien.
Nicht nur die unzureichende

Überwachung bundesdeutscher
Geheimdienste durch Parlamente,
Gerichte und Öffentlichkeit stellt
ein Problem dar. Die nach wie vor
unbeantwortete Frage ist, wie viel
Kontrolle die Regierungen in
Bund und Ländern eigentlich
über ihre Verfassungsschutzbe-
hörden haben. Ursprünglich wur-
de das Bundesamt überhaupt erst
auf Initiative der westlichen Be-

satzungsmächte gegründet. Lange
Zeit lenkten und beaufsichtigten
sie die Behörde. Bis heute ist das
Amt eng mit der amerikanischen
CIA verbandelt. 
Am Beginn seiner Tätigkeit be-

kämpfte der Verfassungsschutz
nicht nur kommunistische Um-
triebe mit zum Teil illegalen Mit-
teln, er infiltrierte und zersetzte
beispielsweise auch die Gesamt-
deutsche Volkspartei, die zwar
politisch im linksliberalen Lager
zu verorten war, sich jedoch vehe-
ment gegen die Wiederbewaff-
nung und die Westbindung der
Bundesrepublik wandte. 
Kritiker behaupten, dass der

Verfassungsschutz selbst heute
noch eher amerikanischen als
deutschen Interessen diene. Ob-
wohl die Bundesrepublik nach
wie vor großflächig durch die
amerikanische NSA ausgespäht
wird und diese selbst das Telefon
der Kanzlerin angezapft hatte,
wird in den Berichten des Verfas-
sungsschutzes regelmäßig nur auf
die Geheimdienstaktivitäten von
Iranern, Russen oder Nordkorea-
nern hingewiesen. Dirk Pelster

Regierende Parteien
üben einen

starken Einfluss aus

Kaum geprüfte
Eingriffe ins

Fernmeldegeheimnis

Offenbar existiert eine
inoffizielle

Immigrantenquote

Werbende Firmen
übersehen

»paradoxe Reaktion«

Zu nah an der Regierung? Der neue Verfassungsschutzchef Thomas Haldenwang Bild: Imago

Schnee? Gab es hier
zuvor noch nie!



MELDUNGEN

Zwei neue 
Aussichtstürme

Dubeningen – Zwei 20 Meter ho-
he Aussichtstürme entstehen im
Laufe dieses Jahres in der Ge-
meinde Dubeningen. Bei jedem
der Türme entstehen Parkplätze,
Gehwege und eine Bushaltestelle.
Vom Turm in Zollteich wird man
den dortigen See und die von Bi-
bern hergerichteten Über-
schwemmungsgebiete sehen kön-
nen. Vom Turm in Staatshausen
wird man die zwei denkmalge-
schützten Eisenbahnbrücken vom
Anfang des vergangenen Jahrhun-
derts betrachten können, die
größte touristische Attraktion in
der Rominter Heide.  PAZ

Nach heftigem Schneefall
und anschließendem Tau-
wetter erlebte Königsberg

einen Verkehrskollaps. Der öffent-
liche Personennahverkehr kam
zum Erliegen und Fußgänger mus-
sten Pfützen und schmutzige Hau-
fen  von schmelzendem Schnee
umrunden. Von den Rädern vor-
beifahrender Autos aufgewirbelte
Matschfontänen spritzten Fußgän-
ger und Wartende an Bushaltestel-
len voll. 
Zuvor hatte es noch einmal hef-

tig geschneit. Arbeiter des Räum-
dienstes hatten zwar die Gehwege
freigeschoben, indem sie die
Schneemassen zu Haufen zu-
sammenschoben, aber von der
Straße war der Schnee nicht recht-
zeitig weggeräumt worden. Die
schlecht durchdachte Konstruk-
tion der Bürgersteige ohne Gefälle
trägt dazu bei, dass das Schmelz-
wasser nicht in das Abwassersy-
stem abfließt, sondern auf den
Gehwegen und der Fahrbahn ste-
hen bleibt. So bilden sich überall,
auch auf den Straßen im Zentrum,
die erst vor Kurzem erneuert wur-
den, Pfützen. Vor allem ältere
Menschen stellt das vor Heraus-
forderungen. Oft versinken sie
knöcheltief im Wasser beim Ver-
such, die Straße zu überqueren.

Nicht überall in der Stadt ist ge-
fegt worden. Ausgerechnet die
Gehwege vor der Christi-Erlöser-
Kathedrale auf dem Hansaplatz
waren nicht geräumt. Nach Anga-
ben der Königsberger Diözese der
Russisch-Orthodoxen Kirche war
es zu den Schneemassen wegen
eines Ausfalls der Räumtechnik
gekommen. Neue Teile für die
Ausrüstung seien zwar bestellt,
aber noch nicht geliefert worden. 
Auch der Maschinenpark des

städtischen Unternehmens „Tschi-
stota“ (Sauberkeit), das für die
Straßenreinigung zuständig ist, war

ausgefallen. Die Stadt musste des-
halb Reinigungsgeräte anderer
Unternehmen anfordern.
Bei einer Sitzung in der Verwal-

tung wurde entschieden, die Fi-
nanzmittel für das städtische
Unternehmen aufzustocken. Von
dem zusätzlichen Budget könnten
28 Räumgeräte gekauft und die Ge-
hälter von Hausmeistern erhöht
werden. Letztere erhalten zurzeit
umgerechnet knapp 179 Euro im
Monat. In der Stadt sind 200 Haus-
meisterstellen unbesetzt.
Im vergangenen Jahr hatte es

schon einmal eine Räumdienstkri-

se gegeben, und schon damals
wurden zusätzliche Mittel für den
Kauf von Räumtechnik gewährt.
Bürgermeister Alexej Silanow sagte
dazu: „Heute geben uns die Ein-
wohner der Stadt eine schlechte
Bewertung wegen des Zustands
von Straßen, Gehwegen und der
Reinigung. Und trotz der allgemei-
nen Bemühungen haben wir ein
solches Resultat. Wir haben für 100
Millionen (1,3 Millionen Euro) im
vergangenen Jahr neue Technik ge-
kauft. Wir können den Menschen
nicht erklären, warum wir Geräte
gekauft haben, dies aber keinen Ef-
fekt auf die Reinigung der Stadt
hat.“
Die Leiter der städtischen Be-

hörden konnten sich selbst vom
mangelhaften Räumdienst ein
Bild machen. Aus den Fenstern
ihrer Büros blicken sie auf den
Hansaplatz. Rund um das Ver-
waltungsgebäude türmten sich
Schneeberge, es gab schmelzen-
de Bäche und Matsch auf den
Bürgersteigen. Man möge sich
vorstellen, wie es in abgelegene-
ren Stadtteilen aussieht, wenn
die Behörden schon vor ihren ei-
genen Büros nicht für eine ord-
nungsgemäße Reinigung der
Straßen sorgen können.

Jurij Tschernyschew

Königsberg versinkt im Schnee
Wie im vergangenen Jahr: Schneeräumdienste kommen ihrer Verpflichtung kaum nach

Die Arbeiten an der Allensteiner
Südumgehung schreiten voran.
Anfang Februar wurde ein neun
Kilometer langer Abschnitt  für
den Autoverkehr freigegeben. Ei-
ne Entlastung der Innenstadt
bringt er jedoch noch nicht.

Die neue Straßenader verfügt
über eine spiegelglatte Asphaltflä-
che, zwei Richtungsfahrbahnen
mit jeweils zwei Fahrspuren und
breite Randstreifen. An der feier-
lichen Eröffnung nahmen Vertre-
ter der Generaldirektion für Lan-
desstraßen und Autobahnen und
der Verkehrsaufsicht des Bauträ-
gers sowie örtliche Parlamenta-
rier teil. Die Strecke führt von Jo-
mendorf bis nach Fittigsdorf und
verbindet die dicht bewohnten
Wohnblocksiedlungen mit dem
Industriegebiet an der Towarowa-
und der Karl-Rönsch-Straße, wo-
durch sowohl die Verbindung
zwischen den südlichen und öst-
lichen Stadtteilen, als auch die
Durchfahrt durch Allenstein we-
sentlich verbessert und beschleu-
nigt wurde. 
Einerseits ist das eine wichtige

Erleichterung für alle Stadtbe-
wohner, die in der Regel über 
45 Minuten auf verstopften Stra-
ßen von ihren Wohnungen zur
Arbeit pendeln mussten. Ande-
rerseits passiert gerade ausge-
rechnet das, was viele befürchtet
hatten: Viele Lkw-Fahrer nutzen
die Gelegenheit, den Weg Rich-
tung Warschau abzukürzen und
stürmen das Stadtviertel Jomen-
dorf. Die schweren Lastwagen tra-
gen zur Verkehrsbelastung wichti-
ger  Straßen bei, verursachen

Staus und werden auf Dauer die
gut erhaltene Asphaltdecke der
Sikorskiego- und Płoskiegostraße
beschädigen. 
Die Umgehung, die mit dem

Ziel gebaut wurde, die Stadt vom
Durchgangsverkehr zu befreien,
führt paradoxerweise gerade da-
zu, dass Laster nun in Bereichen
fahren, wo es sie früher nicht gab.
Angesichts kritischer Stimmen
wurde auch der Stadtpräsident
auf das Problem aufmerksam.
Piotr Grzymowicz kündigte an,
dass die Verkehrsaufsichts- und
Polizeibeamten die Situation ge-

nau überwachen würden. Falls
sich die zahlreichen Lastkraftwa-
gen als besonders lästig für ande-
re Verkehrsteilnehmer auswirk-

ten, beabsichtige er, Maßnahmen
zur Änderung der Verkehrsorga-
nisation zu ergreifen, etwa mit ei-
nem Fahrverbot für Laster in den
südlichen Stadtteilen. Vieles deu-
tet jedenfalls darauf hin, dass sich

die Angelegenheit mit den schwe-
ren Transportfahrzeugen im Stad-
traum mit der Fertigstellung der
Strecke vom Knoten Jomendorf
bis zum Knoten Allenstein-Süd
bei Thomsdorf von selbst lösen
wird. Erst nach der Fertigstellung
dieses Abschnitts werden die
Lkw-Fahrer Allenstein umfahren
können, ohne die Stadtgrenzen zu
überschreiten. 
Allerdings gibt es einige Hin-

dernisse, die Probleme bereiten,
den fünf Kilometer langen Ab-
schnitt für den Autoverkehr frei-
zugeben. Das Gelände bei Groß

Bertung, entlang dem die Route
verlaufen soll, ist sumpfig und in-
stabil. Wegen des Gewichts der
massiven Konstruktionselemente
senkt sich der Boden bereits ab.
Zwar wurde das Baugelände mit
Stabilisierungspfählen verstärkt
und es wurde ein Damm aufge-
schüttet, aber die Oberfläche
rutscht auf einer Bauabschnitts-
länge von 100 Metern weiterhin
ab. Wahrscheinlich müsse man
beim Straßenbau umfangreichere
Festigungmaßnahmen anwenden,
die Entscheidung bleibe jedoch
abzuwarten, bis eine fachliche Ex-
pertise angefertigt worden sei,
erklärte Karol Głebocki, Sprecher
der Generaldirektion für Landes-
straßen und Autobahnen. Die ge-
samte Umgehungsstraße soll En-
de April in Betrieb genommen
werden. 
Die Allensteiner hoffen, dass

der geplante Abschlusstermin der
Bauarbeiten eingehalten wird und
dass sie sich dank der neuen Um-
gehungsstraße in der nahen Zu-
kunft ohne Staus in der Stadt fort-
bewegen können. Für den Bau ei-
ner nördlichen Umgehungsstraße
setzen sich sowohl Kommunalpo-
litiker als auch lokale Selbstver-
waltungsorgane ein. Nach deren
Willen soll diese in nächster Zu-
kunft gebaut werden. Da aber bis-
lang keine Gelder aus dem Staats-
haushalt für diesen Zweck  bewil-
ligt wurden, liegt die Realisierung
dieses Projekts noch in weiter
Ferne. Bislang können die Ein-
wohner der nördlichen Stadtteile
und der anliegenden Ortschaften
von einer Nordumgehung nur
träumen. Dawid Kazanski

Chaos trotz neuer Ortsumgehung
Neun Kilometer der Südtangente freigegeben – dennoch leidet Allenstein unter Lkw-Verkehr

Traumhafte Verkehrslage: Der neue Abschnitt der Südumgehung wird kaum genutzt Bild: D.K.

Gebiet wird 
Obstgarten

Königsberg – Das Königsberger
Gebiet verwandelt sich zusehends
in ein Agrarland. Die Fläche der
Obstplantagen und Beerenfelder
beträgt bereits 920 Hektar. Nach
Angaben des Landwirtschaftsmini-
steriums sind davon  722 Hektar
Apfelplantagen. Mehrjährige Bee-
ren nehmen bereits 83 Hektar ein
und Erdbeeren werden auf 31 Hek-
tar angebaut. In Tapiau sind Nuss-
kulturen im Aufbau. „Aquamarin-
Balt“ hat im vergangenen Jahr auf
einer Fläche von 62 Hektar eine
Walnussplantage angelegt. Weitere
22 Hektar Obst- und Beerenkultu-
ren wurden in Insterburg ge-
pflanzt.  2018 wurden in der Re-
gion 36800 Tonnen Obst und Bee-
ren angebaut. MRK

Bürger und Politiker
für Nordumgehung
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Am Sonnabend, 11. Mai, ist es wieder soweit: Ostpreußen von nah
und fern kommen zum Jahrestreffen der Landsmannschaft Ostpreu-
ßen zusammen. Im Rahmen des Kulturprogramms tritt die bekannte
Sängerin Isabelle Kusari auf. 

Die Französin mit Herz für deutsche Volkslieder wird mit folgen-
dem Programm auftreten:
Teil I: „Ännchen von Tharau“ (Gottfried von Herder und Simon

Dach); Gedicht. Premiere. Uraufführung des Gedichtes von Horst
Brink: „Was Ostpreußen ausmacht“; „Freiheit, die ich meine“ (Max
von Schenkendorf); „Es steht ein Baum im Odenwald“ (Johann Fried-
rich Reichardt); „Westpreußen, mein lieb’ Heimatland“ (Fleske und
Hartmann); „Danzig, Dunkle Giebel, hohe Fenster“ (Reichardt und Jo-
seph von Eichendorff); „Aufmunterung zur Freude“ (Johann Friedrich
Reichardt); „Wenn ich ein Vöglein wär“ (Gottfried von Herder); „Ost-
preußisches Reiterlied“ (Gertrud Papendick); „O käm das Morgenrot
herauf“; „Auf der Lüneburger Heide“ (Hermann Löns); „Wo des Haffes
Wellen trecken an den Strand“ – Dialekt des östlichen Bereichs des
Kurischen Haffes.
Teil II: „In einem kühlen Grunde“ (Eichendorff und Friedrich

Glück); „Kommt lasst uns gehen spazieren“ (Martin Opitz); „Fuhr aus
Königsberg heimwärts“; „Abends treten Elche aus den Dünen“ (Ei-
chen und Lascheit); „Am Strande: Ich wüsste wohl was ich dir säng,
wenn ich die Welle wäre“ (Fürst Philipp zu Eulenburg); „Der kleine
Rosengarten. Aber uns lieben, das dürfen wir nicht – Verbotene Lie-
be“ (Hermann Löns); „Trinklied – Man sagt wohl, in dem Maien da
sind die Brünnlein gesund“ (Johann Friedrich Reichardt); „Kinder-
lied“ oder „September“ (Agnes Miegel); „Kein schöner Land in dieser
Zeit“; Gedicht „Ostpreußen und unsere Kinder“ (Margarete Fischer);
„Großer Gott, wir loben dich“; „Land der dunklen Wälder“ (Herbert
Brust und Erich Hannighofer).

Sie möchten dabei sein? Eintrittskarten erhältlich zum Preis von 
10 Euro (Versand zusätzlich 1 Euro) bei der Landsmannschaft Ost-
preußen e.V., Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, Telefon (040) 414008-0,
E-Mail: selke@ostpreussen.de

Isabelle Kusari singt in Wolfsburg

Nasse Füße garantiert: Schneematsch auf dem Hansaplatz Bild: J.T.
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ZUM 101. GEBURTSTAG

Kohnert, Rudolf, aus Gilgetal,
Kreis Elchniederung, am 
22. Februar

ZUM 99. GEBURTSTAG

Dembek, Marie, geb. Kukla, aus
Roggen, Kreis Neidenburg, am
23. Februar

Dzingel, Hans, aus Sargensee,
Kreis Treuburg, am 29. Februar

Trott, Gustav, aus Lissau, Kreis
Lyck, am 22. Februar

ZUM 98. GEBURTSTAG

Kargoll, Irene, geb. Plotzitzka,
aus Roggenfelde, Kreis Treu-
burg, am 22. Februar

ZUM 97. GEBURTSTAG

Holländer, Alfred, aus Nickelsdorf,
Kreis Wehlau, am 22. Februar

Horn, Martha, aus Schloßbach,
Kreis Ebenrode, am 25. Februar

Liebold, Käte, geb. Glandien,
aus Kreuzingen, Kreis Elch-
niederung, am 26. Februar

Paslawski, Gerda, geb. Ol-
schewski, aus Aulacken, Kreis
Lyck, am 26. Februar

Wanzke, Ursula, geb. Braun, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 
24. Februar

ZUM 96. GEBURTSTAG

Abrolat, Gertrud, geb. Grasch-
tat, aus Argemünde, Kreis
Elchniederung, am 27. Februar

Maaß, Helene, geb. Nilotzki, aus
Neidenburg, am 26. Februar

Voss, Herta, geb. Steffan, aus
Pohlau, Kreis Ebenrode, am
23. Februar

ZUM 95. GEBURTSTAG

Drochner, Heinz, aus Schlich-
tingen, Kreis Elchniederung,
am 27. Februar

Frank, Angela, geb. Ott, aus
Wehlau, am 28. Februar

Herrndörfer, Maria, geb. Klima-
schewski, aus Millau, Kreis
Lyck, am 24. Februar

Hohmann, Ursula, aus Lyck, am
25. Februar

Jestrzemski, Hildegard, aus
Lyck, am 24. Februar

Kowalsky, Martha, geb. Bury,
aus Flammberg, Kreis Ortels-
burg, am 26. Februar

Mielke, Veronika, geb. Palkows-
ki, aus Friedrichsthal, Kreis
Wehlau, am 22. Februar

Neuweiler, Lotte, geb. Doh-
mann, aus Radomin, Kreis
Neidenburg, am 24. Februar

Petrat, Hilmar, aus Bartztal,
Kreis Ebenrode, am 28. Febru-
ar

Piechottka, Elfriede, aus Prost-
ken, Kreis Lyck, am 29. Febru-
ar

Segatz, Luzie, geb. Schneider,
aus Mulden, Kreis Lyck, am 27.
Februar

Steimmig, Gerda, aus Lyck, am
28. Februar

ZUM 94. GEBURTSTAG

Andrick, Bruno, aus Neiden-
burg, am 26. Februar

Becker, Edith, geb. Tertel, aus
Wehlau, am 28. Februar

Bernhard, Wilhelm, aus Kalgen-
dorf, Kreis Lyck, am 27. Febru-
ar

Forster, Betty, geb. Buchholz,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 26. Februar

Giehmann, Hildegard, aus
Prostken, Kreis Lyck, am 
27. Februar

Junge, Irmgard, geb. Schulwitz,
aus Neidenburg, am 22. Fe-
bruar

Klein, Ingeborg, aus Schaken-
dorf, Kreis Elchniederung, am
27. Februar

Lendzian, Helga, geb. Gramatz-
ki, aus Lyck, Kaiser-Wilhelm-
Straße 62, am 24. Februar

ZUM 93. GEBURTSTAG

Lubitzki, Horst, aus Ebenfelde,
Kreis Lyck, am 25. Februar

Ringies, Ursula, geb. Gregorz,
aus Steintal, Kreis Lötzen, am
27. Februar

Schellong, Hildegard, aus Scha-
lensee, Kreis Lötzen, am 
25. Februar

Steinert, Karl-Heinz, aus Treu-
burg, am 27. Februar

ZUM 92. GEBURTSTAG

Butzeck, Gustav, aus Wildheide,
Kreis Ortelsburg, am 28. Fe-
bruar

Ehmke, Margarete, geb. Chris-
toffzik, aus Goldensee, Kreis
Lötzen, am 26. Februar

Gehlhaar, Walter, aus Cranz,
Kreis Fischhausen, am 27. Fe-
bruar

Idel, Renate, geb. Deirowski, aus
Woinassen, Kreis Treuburg,
am 23. Februar

Klausmann, Karl-Heinz, aus
Sarkau, Kreis Fischhausen,
am 26. Februar

Klein, Brigitte, geb. Budnick, aus
Königsberg, Kreis Fischhau-
sen, am 28. Februar

Kunze, Erna, geb. Knabenschuh,
in Nettelhorst, Kreis Tilsit-
Ragnit, am 28. Februar

Lenffer, Mia, geb. Schakeit, aus
Garbnicken, Kreis Preußisch
Eylau, am 23. Februar

Royal, Wanda, geb. Ruppen-
stein, aus Peterswalde, Kreis
Elchniederung, am 27. Fe-
bruar

Sprenger, Herta, geb. Mett, aus
Bartztal, Kreis Ebenrode, am
25. Februar

Welsch, Cuno, aus Kleingrenz-
berg, Kreis Elchniederung, am
28. Februar

ZUM 91. GEBURTSTAG

Ciesla, Heinrich, aus Steinberg,
Kreis Lyck, am 24. Februar

Dittko, Harry, aus Lyck, Kaiser-
Wilhelm-Straße 109, am 
23. Februar

Kampofski, Irmgard, geb. Sahm,
aus Kreuzingen, Kreis Elch-
niederung, am 22. Februar

Kowallek, Ewald, aus Ramecks-
felde, Kreis Lyck, am 25. Fe-
bruar

Krause, Grete, geb. Schulz, aus
Bartenhof, Kreis Wehlau, am
26. Februar

Lekat, Horst, aus Rokitten, Kreis
Elchniederung, am 22. Februar

Matteoschat, Heinz, aus Eben-
rode, am 29. Februar

Müller, Irene, geb. Hungerecker,
aus Kreuzingen, Kreis Elch-
niederung, am 23. Februar

Niedzwetzki, Edith, aus Stahn-
ken, Kreis Lyck, am 28. Februar

Schneider, Waltraud, geb. Leid-
reiter, aus Jürgen, Kreis Treu-
burg, am 23. Februar

Thiel, Heinz, aus Stellwagen,
Kreis Elchniederung, am 
27. Februar

Truschkat, Elfriede, geb. Vogt,
aus Lindenhof, Kreis Wehlau,
am 28. Februar

Weiß, Gertrud, geb. Borchert,
aus Klimmen, Kreis Ebenrode,
am 25. Februar

Zeymer, Emma-Maria, geb. Mal-
lies, aus Draheim, Kreis Treu-
burg, am 28. Februar

ZUM 90. GEBURTSTAG

Großmann, Irmgard, geb. Latza,
aus Theerwischwalde, Kreis
Ortelsburg, am 24. Februar

Heibutzki, Walter, aus Krupin-
nen, Kreis Treuburg, am 
22. Februar

Herrmann, Willy, aus Satticken,
Kreis Treuburg, am 27. Februar

Huwe, Werner, aus Eisermühl,
Kreis Lötzen, am 28. Februar

Jakobi, Horst, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 23. Februar

Kannenberg, Burkhard, aus Kiö-
wen, Kreis Treuburg, am 
24. Februar

Klimach, Anna, geb. Rogowski,
aus Petzkau, Kreis Lyck, am
23. Februar

Knutzen, Elfriede, geb. Urb-
schat, aus Heinrichswalde,
Kreis Elchniederung, am 
23. Februar

Lau, Erich, aus Pillau, Kreis
Fischhausen, am 22. Februar

Madeyka, Lore-Brigitte, aus
Lyck, Kaiser-Wilhelm-Straße
93, am 24. Februar

Nitzke, Gerhild, geb. Werth-
mann, aus Neusiedel, Kreis
Tilsit-Ragnit, am 27. Februar

Putzar, Dorelise, geb. Fuhg, aus
Königsberg, am 22. Februar

Rompel, Horst, aus Langheide,
Kreis Lyck, am 24. Februar

Scharkowski, Horst, Reinkental,
Kreis Treuburg, am 27. Februar

Siewert, Herta, geb. Albroßeit,
aus Goldbach, Kreis Wehlau,
am 25. Februar

Stein, Brigitte, geb. Padschewa,
aus Goldensee, Kreis Lötzen,
am 25. Februar

Tima, Ruth, geb. Maser, aus
Lyck, General-Busse-Stra-
ße 22, am 27. Februar

Trzeciak, Alfred, aus Friedrichs-
hof, Kreis Ortelsburg, am 
24. Februar

Wichmann, Walter, aus Perkuh-
nen, Kreis Elchniederung, am
23. Februar

ZUM 85. GEBURTSTAG

Baumeister, Frieda, geb. Link,
aus Kallehnen, Kreis Wehlau,
am 27. Februar

Bechtold, Dieter, aus Rudau,
Kreis Fischhausen, am 22. Fe-
bruar

Braun, Gudrun, geb. Kircheiß,
aus Groß Michelau, Kreis
Wehlau, am 28. Februar

Burmeister, Anni, geb. Reiner,
aus Lyck, am 28. Februar

Dieck, Ernst, aus Kobilinnen,
Kreis Lyck, am 27. Februar

Gross, Erika, geb. Bondzio, aus
Rogonnen, Kreis Treuburg, am
26. Februar

Januschewski, Edith, aus Rich-
tenberg, Kreis Treuburg, am
25. Februar

Kunze, Hildegard, geb. Burkatz-
ki, aus Brodau, Kreis Neiden-
burg, am 22. Februar

Lipczynska, Greta, aus Robitten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
22. Februar

Lossau, Waltraut, geb. Prorok,
aus Deutscheck, Kreis Treu-
burg, am 22. Februar

Makoschey, Herbert, aus Lyck,
am 22. Februar

Malkowski, Marianne, geb.
Omilian, aus Reiffenrode,
Kreis Lyck, am 25. Februar

Mohs, Edith, geb. Thiel, aus
Neuendorf, Kreis Wehlau, am
24. Februar

Pahl, Dietrich, aus Kingitten,
Kreis Fischhausen, am 27. Fe-
bruar

Redell, Ingeborg, aus Pillau.
Kreis Fischhausen, am 22. Fe-
bruar 

Reiß, Wally, geb. Scheffler, aus
Canditten, Kreis Preußisch
Eylau, am 22. Februar

Sadowski, Kurt, aus Rosenheide,
Kreis Lyck, am 24. Februar

Sahr, Anneliese, geb. Milewski,
aus Lyck, am 26. Februar

Schurat, Willi, aus Heilbrunn,
Kreis Ebenrode, am 28. Februar

Soboll, Horst, aus Jesken, Kreis
Treuburg, am 22. Februar

Soell, Margarete, geb. Wolff, aus
Heinrichswalde, Kreis Elch-
niederung, am 27. Februar

Stolz, Bruno, aus Fischhausen,
am 22. Februar

Todtenhaupt, Horst, aus Weh-
lau, am 23. Februar

Torkler, Elfriede, geb. Bartolo-
meizik, aus Kreuzfeld, Kreis
Lyck, am 28. Februar

Volgmann, Horst, aus Sanditten,
Kreis Wehlau, am 23. Februar

Willutzki, Christel, aus Glauch,
Kreis Ortelsburg, am 24. Fe-
bruar

ZUM 80. GEBURTSTAG

Bader, Christa, geb. Taddey, aus
Reimannswalde, Kreis Treu-
burg, am 26. Februar

Blonsky, Dietmar, aus Lenzen-
dorf, Kreis Lyck, am 24. Fe-
bruar

Boldt, Rosina, geb. Stobbe, aus
Canditten, Kreis Preußisch
Eylau, am 26. Februar

Fabian, Waltraut, geb. Nutzhorn,
aus Lübeckfelde, Kreis Lyck,
am 28. Februar

Fehse, Klaus, aus Cranz, Kreis
Fischhausen, am 24. Februar

Kaminski, Siegfried, aus Lyck,
am 27. Februar

Knigge, Prof. Dr. Armin, aus Löt-
zen, am 25. Februar

Landsberger, Eva, geb. Stephan,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 28. Februar

Lehmann, Herbert, aus Polenz-
hof, Kreis Elchniederung, am
24. Februar

Masuhr, Lieselotte, geb. Ulle-
rich, aus Plauen, Kreis Weh-
lau, am 24. Februar

Merkle, Brunhilde, geb. Bahr,
aus Wolittnick, Kreis Heiligen-
beil, am 23. Februar

Muth, Helga, geb. Tschirren, aus
Obrotten, Kreis Fischhausen,
am 23. Februar

Muxfeld, Elli, aus Scharnau,
Kreis Neidenburg, am 25. Fe-
bruar

Sallowsky, Marianne, aus Tram-
men, Kreis Elchniederung, am
22. Februar

Schild, Ursel, geb. Dalügge, aus
Neidenburg, am 26. Februar

Schmittat, Peter, aus Mostolten,
Kreis Lyck, am 23. Februar

Steffeck, Hans, aus Reinkental,
Kreis Treuburg, am 26. Februar

Vosshage, Christa, geb. Barth,
aus Milken, Kreis Lötzen, am
28. Februar

Werner, Edith, geb. Kisch, aus
Hammerbruch, Kreis Lötzen,
am 24. Februar

Zänker, Heinz, aus Reuß, Kreis
Treuburg, am 26. Februar

ZUM 75. GEBURTSTAG

Behrendt, Hildegard, geb. Tonk,
aus Wickenau, Kreis Neiden-
burg, am 24. Februar

Dühmke, Sigrid, geb. Plischke,
aus Lötzen, am 27. Februar

Fabricius, Reinhard, aus Grün-
wiese/Pannwitz, Kreis Heili-
genbeil, am 27. Februar

Hunger, Monika, geb. Knöfler,
aus Sanditten, Kreis Wehlau,
am 26. Februar

Ketzel, Marianne, geb. Rosinski,
aus Lötzen, am 28. Februar

Menzel, Anita, geb. Neumann,
aus Stadthausen, Kreis Weh-
lau, am 22. Februar

Münnich, Hannelore, geb. 
Warnke, aus Fischhausen, am 
23. Februar

Schmidt, Margot, geb. Neumann,
aus Dorf Trakehnen, Kreis
Ebenrode, am 22. Februar

Timmler, Gerhard, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 28. Februar

2019
16. bis 17. März: Arbeitstagung (AT) der Kreisvertreter in Helmstedt
13. bis 14. April: AT Deutsche Vereine in Sensburg
12. bis 14. April: Kulturseminar in Helmstedt
11. Mai: Jahrestreffen der LO in Wolfsburg
15. Juni: Sommerfest des VdGEM in Heilsberg
21. bis 23. Juni: 7. Sommerolympiade in Osterode (Ostpreußen)
20. bis 22. September: Geschichtsseminar in Helmstedt
7. bis 13. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
19. bis 20. Oktober: 12. Kommunalpolitischer Kongress in Allen-
stein (geschlossener Teilnehmerkreis)

1. November: AT der Landesgruppenvorsitzenden in Wuppertal
2. bis 3. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wupper-
tal (geschlossener Teilnehmerkreis)

9. bis 12. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 11/2019 (Erstverkaufstag: 15. März) bis spätestens
Mittwoch, 5. Februar an E-Mail: redaktion@preussische-allgemei-
ne.de, per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische
Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 11

PAZ wirkt!



Zehntägige Gedenkfahrt „Sta-
tionen von Flucht und Vertrei-
bung“ 24. Mai bis 2. Juni unter
der Reiseleitung von Peter West-
phal. 
Fahrt ab Hannover nach West-

preußen mit Zustiegsmöglichkei-
ten entlang der Fahrtroute. Am
zweiten Tag wird es eine Führung
durch die Marienburg geben, be-
vor es weiter vorbei an Königs-
berg, Tapiau und Wehlau bis nach
Tilsit geht. 
Weitere Reiseziele sind Hein-

richswalde, Neukirch, Rauters-
kirch, Seckenburg und Groß 
Friedrichsdorf, Sköpen, Kucker-
neese, Herdenau, Karkeln, Inse,
das Jagdschloss Pait, Milchhof,
Alt-Dümpelkrug, Rautersdorf,
Bretterhof und Rautenburg. 
Weiterreise über Kreuzingen,

Waldwinkel, Labiau, vorbei an
Neuhausen nach Königsberg.
Eine Rundfahrt führt durch das

Samland vorbei an Fischhausen
nach Pillau, Palmnicken und
durch das Ostseebad Rauschen.
Weiterreise am Frischen Haff

entlang bis nach Heiligenbeil und
weiter über die russisch-polni-
sche Grenze über Braunsberg bis
nach Frauenburg. Sie erleben die-
se Passage bei einer Schiffsfahrt
von Frauenburg über das Frische
Haff bis nach Kahlberg auf der
Frischen Nehrung. Von hier geht
es weiter über die Frische Neh-
rung vorbei an Stutthof und wei-
ter durch das Weichseldelta bis
nach Danzig. 
Weiter führt die Fahrt vorbei am

Ostseebad Zoppot nach Gdingen
(1939 – 1945 Gotenhafen), mit
dem Schiff von Gdingen aus
durch die Danziger Bucht bis auf
die Halbinsel Hela. Anschließend
per Bus vorbei an Heisternest
wieder zum Festland und weiter
bis nach Köslin. 
Rückreise nach Deutschland.

Unterwegs Mittagspause auf ei-
nem polnischen Markt bei Stettin. 
Genaue Reiseinformation und

Anmeldung bei Peter Westphal
(Kirchspielvertreter von Rauters-
kirch), Obere Wiesenbergstraße
26, 38690 Goslar, Telefon und Fax
(05324) 798228.

Reiseinformationen zu der
zehntägigen Landschafts- und

Naturexkursion (Busreise) vom
28. Juni bis 7. Juli unter der Reise-
leitung von Peter Westphal, Kreis-
gemeinschaft Elchniederung und
Hubert Geiger, Städtische Forst-
verwaltung Tuttlingen, und auch
zur zehntägigen Busreise: Elch-
niederung und Kurische Nehrung,
vom 31. Juli bis 9. August erhalten
Sie ebenfalls bei Peter Westphal
(Kirchspielvertreter von Rauters-
kirch), Obere Wiesenbergstraße
26, 38690 Goslar, Telefon und Fax
(05324) 798228.

Mittwoch, 22. Mai, bis Mitt-
woch, 29. Mai: Busreise unter der
Leitung von Gerhard-D. Thies.
Nach dem Niedergang zum En-

de der Sowjetischen Zeit nimmt
Gumbinnen nun einen rasanten
Aufschwung und ist wieder eine
schöne Stadt geworden. 
Bei den geplanten Stadtführun-

gen wird daher nicht nur auf 
das historische Gumbinnen, son-
dern auch auf das heutige lie-
benswerte Gumbinnen hingewie-
sen. Unser Chronist und Verwal-
ter des digitalen Archivs Gumbin-
nen, Gerhard-D. Thies, wird Sie
durch Gumbinnen begleiten.
Auch im Hotel Kaiserhof hält er
für Sie das digitale Archiv Gum-
binnen für Einsichten und Aus-
künfte bereit.
Abfahrt ab Hannover mit Zu-

stiegsmöglichkeiten entlang der
Fahrtstrecke bis nach Danzig, am
nächsten Tag geht es weiter nach
Gumbinnen. 
Am Sonnabend findet hier 

das Stadtgründungsfest statt. Von
Gumbinnen aus werden Ausflüge
unternommen in die Rominter
Heide, nach Trakehnen und 
Königsberg. Auf der Rückfahrt
wird der Oberländer Kanal befah-
ren.
Für weitere Informationen wen-

den Sie sich bitte an Gerhard-D.
Thies, Telefon (05031) 2070, 
E-Mail: g.d.thies@kreis-gumbin-
nen.de

Thüringen – Sonntag, 3. März,
14 Uhr, Café Büchner, Ebertstraße
12, 99817 Eisenach: Rückblick auf
2018 und geplante Aktivitäten
2019. Informationen: Jürgen Böhl-
ke, Dresdener Straße 5, 99817 Ei-
senach, Telefon (03691) 211105, 
E-Mail: fjboehlke@gmail.com
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Schwägerau, Eichenstein und
Waldhausen – Sonntag, 19., bis
Mittwoch, 22 Mai, Hotel Jäger-
klause, Schmalkalden/Thüringen:
Heimattreffen. Anmeldung bitte
an Siegfried Schulz, OT Brauns-
berg 6, 18276 Zehna oder unter
Telefon (038458) 50552.

Erstbesucher finden in der Re-
gel Neumünster nicht schön. Wer
die Stadt nochmals besucht, sich
in ihr umschaut, entdeckt viel
Schönes – auf den zweiten Blick.
Wer in Neumünster wohnt,

weiß um viele Vorzüge des Woh-
nens, Lebens und Arbeitens hier.
Die Wochenzeitung „Die Zeit“

brachte im vergangenen Jahr in
ihrer Ausgabe Nr. 14 unter der
Überschrift „Zwei Stunden in
Neumünster“ einen sehr zuge-
spitzt, leicht überzogen geschrie-
benen und doch irgendwie den
(wunden) Punkt treffenden Text.
Er begann mit den Sätzen: „Da
wollten Sie nie hin? Jetzt sind Sie
nun mal da. Unser Autor Ulrich
Stock nimmt sie zwei Stunden
lang an die Hand. Sie entdecken:
Die Wonnen der Langsamkeit.“
Wer wie die Kreisgemeinschaft

Lötzen eine nun im 65. Jahr be-
stehende enge Beziehung zu Neu-
münster als Patenstadt hat, der
sieht manches durch ein anderes
Brennglas. Wissender, wohlwol-
lender, dankbarer. Vor allem ist
die positive Entwicklung nicht zu
übersehen, die die Stadt in den
zurückliegenden Jahren geschafft
hat. In den Weihnachts- und Neu-
jahrsgrüßen aus dem Rathaus, die
die „Patenkinder“ in Lötzen und
aus Stadt und Kreis Lötzen mit
einschlossen, nannten Stadtpräsi-
dentin Anna-Katharina Schättiger
und Oberbürgermeister Olaf Tau-
ras übereinstimmend ein Ziel, das
in 2018 erreicht werden konnte:
Die Vorlage eines positiven Haus-
haltes. Das hat es seit Jahren nicht
mehr gegeben. In der Ratsver-
sammlung wurde eine einstimmi-
ge Entscheidung für die Finanz-
planung erreicht – nach intensi-
ver Diskussion zu einzelnen Bud-
getpunkten.
In seiner Ansprache auf dem

Neujahrsempfang der Stadt, der
am 11. Januar im Museum Tuch &
Technik stattfand und von vielen
Bürgern besucht wurde (die
Kreisgemeinschaft war durch
Hanna Ohser und Ute Eichler
vertreten), knüpfte OB Tauras an
diese Aussage an. Er äußerte, dass
damit zum Beispiel eine gute Ba-
sis für die weitere Verbesserung
der Infrastruktur gelegt worden
ist. In dem Vorhaben Umgestal-
tung des Großfleckens ist noch
nicht das letzte Wort gesprochen.
Seit Jahren wird das Thema in
den politischen Gremien der
Stadt wie auch in der Bevölke-
rung diskutiert. Der Großflecken
wurde Anfang der 1990er Jahre
von einem Architekten neugestal-
tet. Er gilt als urheberrechtlich ge-
schütztes Werk. Die Ratsver-
sammlung hat zwar Pläne zur
Umgestaltung schon beschlossen,
doch soll der Entwurf mit einge-
arbeiteten Änderungen voraus-
sichtlich im Februar 2019 noch
einmal vorgelegt werden.
OB Tauras sprach nicht zum er-

sten Mal den hoffnungsvollen

Wunsch aus, dass die Stadt Neu-
münster ein Hochschulstandort
werden soll. Aber da wird noch
viel Wasser die Schwale hinunter-
fließen.
Am 15. Januar fand im histori-

schen Saal des Alten Rathauses
ein Empfang der Stadt Neumün-
ster für den BdV-Kreisverband
Neumünster e.V. – Vereinigte
Landsmannschaften statt. Voran-
gegangen war eine Andacht in der
Vicelin-Kirche. Begangen wurde
das 70-jährige Bestehen der 1949
gegründeten Landsmannschaften.
Auch die Kreisgemeinschaft Löt-
zen hatte eine Einladung erhalten
und war mit der 2. Vorsitzenden,
Petra-Kathrin Karpowski, und Ute
Eichler als Betreuerin von Kreis-
archiv und Heimatsammlung un-
ter den rund 80 Gästen. Beide
Frauen nutzten jede Gelegenheit,
um vor der Feierstunde und bei
der Bewirtung im Anschluss mit
anderen Teilnehmern ins Ge-
spräch zu kommen. Es machte
Freude, den Stadtoberen Kathrin
Karpowski als „Lötzener Nach-
wuchs und Hoffnungsträgerin“
vorzustellen. Die Mehrzahl der
Anwesenden war in einem Alter
zwischen 75 und über 90 Jahre,
sodass die Überlegung in Gedan-
ken schon gerechtfertigt ist, ob
ein ähnlich ablaufender Rück-
blick auf die Jahrzehnte lands-
mannschaftlicher Arbeit in fünf
Jahren dem rührigen 1. Vorsitzen-
den Willi Treetzen (Er ist eben-
falls Vorsitzender der Stadtgruppe
der Pommern.) überhaupt noch
möglich sein wird. Vielleicht sieht
die Lösung so aus, dass dann statt
geladener Gäste (überwiegend
Funktionsträger) sich die noch le-
benden Mitglieder der lands-
mannschaftlichen Gruppen in der
Stadt zum gemeinsamen Feiern
und Erinnern treffen.
In diesem Zusammenhang ist

eine Neuerscheinung erwähnens-
wert. Das Buch „Neumünster im
‚Dritten Reich’ – Zeitgeschichte in
Bildern“ (Sutton Verlag, Erfurt
2018) wurde im November in der
Buchhandlung Krauskopf vorge-
stellt. Es ist eine Gemeinschafts-
arbeit, unter der Leitung von
Neumünsters Stadtarchivar Car-
sten Obst, gewidmet seiner ver-
storbenen Mutter Emmi Obst, oh-
ne deren Engagement dieses
Werk nicht entstanden wäre.
In seinem Geleitwort schreibt

Neumünsters OB Tauras: „Der
vorliegende Bildband dokumen-
tiert die dunkelste Phase unserer
Stadtgeschichte. Zusammenge-
stellt hat ihn der Arbeitskreis
Stadtgeschichte Neumünster, der
dazu die Bildbestände des Stadt-
archivs wie auch private Samm-
lungen durchsah. Insgesamt 160
Fotos und Ansichtskarten sowie
themenbezogene Begleittexte ma-
chen die Leser mit der Zeit des
‚Dritten Reiches‘ vertraut.“
Ein Buch, das dem geschicht-

lich interessierten Leser exempla-
risch deutlich macht, wie sehr die
Geschichte auch unser heutiges
Leben betrifft. Die Fotos zeigen
Vergangenes, von dem sich Spu-
ren (Bauwerke, Straßen) auch
heute noch finden lassen, sie zei-
gen aber auch Facetten des Le-
bens in einer Zeit, die auf eine
Katastrophe hinsteuerte und Por-
träts von Menschen, die es fast al-
le nicht mehr gibt. Ute Eichler

Wir haben unsere alten Bestän-
de an Heimatbriefen, ab Ausgabe
Nr. 120 bis 151 durchforstet. Es

stehen noch rund 120 ältere Hei-
matbriefe zur Verfügung. Wer
noch alte Heimatbriefe sucht, mö-
ge sich bitte bei unserem Schrift-
leiter Wilfried Brandt melden. Ge-
gen eine geringe Spende (Porto-
kosten) werden dann die ge-
wünschten Heimatbriefe ver-
schickt. Ulrich Pokraka

Im „Königsberger Express“, der
eine Auswahl aus der russischen
lokalen Presse in Deutsch wieder-
gibt, wird unter den Museen des
Gebiets das Preußisch Eylauer
Heimatmuseum an vorderster
Stelle empfohlen („Tipp 2“). Das
„Regionalmuseum Bagratio-
nowsk“, im alten Landratsamt in
der Königsberger Straße, Telefon
(007 40156) 32084, ist Dienstag
bis Sonntag, 11 bis 17 Uhr geöff-
net. Ein mit Exponaten gut beleg-
ter Schwerpunkt der ständigen
Ausstellung ist die Schlacht bei
Preußisch Eylau 1807. Daneben
wird die gesamte Geschichte, von
den Prußen über den Deutschen
Orden bis zur Gegenwart präsen-
tiert. Auch werden laufend Wech-
selausstellungen ortsansässiger
Künstler gezeigt. 

Martin Lehmann

Das deutsch-russische Ferienla-
ger der Kreisgemeinschaft
Schloßberg-Patenschaft Landkreis
Harburg, findet vom 17. Juli bis 
29. Juli wieder in der Jugendher-

berge Otterndorf statt. Wir wer-
den wieder ein interessantes Pro-
gramm für Euch und den russi-
schen Teilnehmern aus dem Kö-
nigsberger Gebiet vorbereiten. In
der Jugendherberge wird wieder
viel gebastelt, gesungen, gespielt
und gebadet. Auch andere Sport-
arten werden auf Wunsch berück-
sichtigt. Bei Wanderungen wird
die nähere und weitere Umge-
bung erkundet. Ausflüge bringen
uns in die Großstadt Hamburg so-
wie in den Heidepark nach Soltau
und in unsere Heimatstube nach
Winsen.  Für die „Wasserratten“
denken wir uns ganz bestimmt
noch etwas Besonderes  aus.  Des
Weiteren wird das Thema Ost-
preußen, also die Geschichte des
Gebietes, aus dem die russischen
Teilnehmer kommen, auf dem
Programm stehen, sowie die
unterschiedlichen Lebensverhält-
nisse in Deutschland und Russ-
land für Kinder in der heutigen
Zeit. Der Teilnehmerbeitrag liegt
bei 240 Euro, die Teilnehmer soll-
ten zwischen elf und 14 Jahren alt
sein.
Anmeldungen und weitere Aus-

künfte bei: Norbert Schattauer,
Landesstraße 19, 21776 Wanna,
Telefon (04757) 463, E-Post:
schattauer-wanna@t-online.de

In der Ausgabe 48/18 der PAZ
wurde im Ergebnis der Vorstands-
sitzung vom 19. November 2018
ein von mir eingesandtes Kommu-
niqué veröffentlicht. Darin heißt
es u.a.: „Nach einer Auswertung
der OLV-Tagung in Wuppertal
analysierte Erwin Feige die durch
Norbert Subroweit entstandene
Situation. Auch der 2. Vorsitzende
Siegfried Dannath-Grabs war
nicht imstande, die Defizite von
Norbert Subroweit zu kompensie-
ren.“  Ich halte die Behauptung
„Defizite“ für falsch und widerru-
fe sie. Hans Dzieran

Die Stadtgemeinschaft Tilsit
lädt zu einer Bus- und Schiffsrei-
se nach Tilsit und Nidden ein.
Reisebegleiter ist Vorstandsmit-
glied Manfred Urbschat. Vom 
16. bis 25. August geht es ab Han-
nover mit Zusteigemöglichkeiten
entlang der Fahrtstrecke nach
Thorn – Marienburg – Oberländi-
scher Kanal – Königsberg – Tilsit

AUS DEN HEIMATKREISEN
Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Manfred Romeike,
Anselm-Feuerbach-Str. 6, 52146
Würselen, Telefon/Fax (02405)
73810. Geschäftsstelle: Barbara
Dawideit, Telefon (034203) 33567,
Am Ring 9, 04442 Zwenkau.

ELCH-
NIEDERUNG

Noch Plätze frei

Weitere Reisen

Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

Gumbinner zeigen
Gumbinnen

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Heimatgruppen

Heimattreffen

Dieter Arno Milewski, Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, 
Fax (05424) 399139, E-Mail: 
dieter.arno.milewski@osnanet.de.
Geschäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Aus unserer 
Patenstadt

Kreisvertreter: Ulrich Pokraka,
An der Friedenseiche 44, 59597
Erwitte, Telefon (02943) 3214, Fax
-980276, E-Mail: u-pokraka@t-
online.de. Stellvertreter: Frank
Jork, Oberbörry 18, 31860 Em-
merthal - Börry, Telefon (0171)
7086334.

NEIDENBURG

Heimatbriefe

PREUSSISCH
EYLAU

Kreisvertreterin: Evelyn v. Bor-
ries, Tucherweg 80, 40724 Hil-
den, Telefon (02103) 64759, Fax:
(02103) 23068, E-Mail: 
evborries@gmx.net. Kartei, Buch-
versand und Preußisch Eylauer-
Heimatmuseum im Kreishaus
Verden/Aller Lindhooper Straße
67, 27283 Verden/Aller,  
E-Mail: preussisch-eylau@land-
kreis-verden.de, Internet:
www.preuss i sch-ey lau .de .  
Unser Büro in Verden ist nur
noch unregelmäßig besetzt. Bitte
wenden Sie sich direkt an die
Kreisvertreterin Evelyn v. Borries,
Telefon: (02103) 64759 oder
Fax: (02103) 23068, E-Mail:
evborries@gmx.net

Heimatmuseum

Kreisvertreter: Michael Gründ-
ling, Große Brauhausstraße 1,
06108 Halle/Saale. Geschäftsstel-
le: Tanja Schröder, Tel. (04171)
2400, Fax (04171) 24 24, Rote-
Kreuz-Straße 6, 21423 Winsen
(Luhe).

SCHLOSSBERG
(PILLKALLEN)

Deutsch-russisches
Ferienlager

Stadtvertreter: Erwin Feige,
Am Karbel 52, 09116 Chem-
nitz, Telefon (0371) 3363748.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de

TILSIT–STADT

Widerrruf

Heimatreise

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 16

Pr. Eylau 
Blick in die Aus-
stellung (links).
Das Landratsamt
ist Sitz des Hei-
matmuseums
(unten)
Bilder (2): privat



Im Buch „Ostsee ‘45“, verfasstvon Heinz Schön und in der 
PAZ Nr. 3 vom 17. Januar 2015,
Seite 10 wurde das Auslaufen der
Pretoria mit den Särgen von Hin-
denburg und seiner Frau und vie-
len Flüchtlingen aus Pillau der
25. Januar 1945 angegeben. Lei-
der ist diese Datumsangabe falsch
angegeben worden. Ausweislich
des nebenbezeichneten Schrei-
bens des Deutschen Panzermu-
suems Münster vom 3. Juni 2010
lief entgegen vorstehender Aus-
laufzeit die Pretoria erst nach
Auf nahme der Särge der Hinden-
burgs am 26. Januar 1945 nach
Stettin aus. Die Pretoria (16662
BRT) lief zuvor am 16. Juni 1936
als Passagierschiff von den Hel-
gen bei Blohm & Voss AG Ham-
burg. Am 22. Januar 1945 wurde
sie als Lazarettschiff eingesetzt
zur Evakuierung der deutschen
Ostgebiete. Nach Schöns Anga-
ben rettete die Pretoria über die
Ostsee 35044 Menschen. Im Mai
1945 wurde sie britische Kriegs-
beute und als Truppentransporter
umgebaut und weiter benutzt
Nach Verkauf an andere Reede-
reien in Asien wurde sie erst
1991 in China verschrottet.
Meine Mutter (38 Jahre) und

wir drei Kinder (acht und fünf
Jahre und 18 Monate) flohen
ebenfalls am 26. Januar 1945 mit

der Pretoria und wurden eben-
falls im großen stuhl- und tisch-
leeren Speisesaal neben dem
Klavier – wie die PAZ-Leserin Il-
segret Böhm, Hamburg, in ihrem
Leserbrief PAZ Nr. 10 vom 
7. März 2015, Seite 12 schreibt –
auf dem Fußboden unterge-
bracht. Dagegen wurden die Wil-
helm Gustloff (25484 BRT) am
30. Januar 1945, die Goya 
(5230 BRT) am 16. April 1945
und die Steuben (14660 BRT) am
10. Februar 1945 – alle mit
Flüchtlingen überfüllt – ver-
senkt, ohne noch weitere in „Ost-
see ‘45“ angeführte Verluste an-
zugeben. 
Nach PAZ-Ausgabe Nr. 3 vom

17. Januar 2015, Seite 10 evakuier-
te die Kriegsmarine beim „Unter-
nehmen Hannibal“ 2,5 Millionen
Menschen auf dem Seeweg, dar-
unter 1,42 Millionen Zivilisten
und Hunderttausende von Ver-
wundeten, wobei die meisten da-
von über den Hafen Pillau nach
Westen gelangten. Von Stettin aus
fuhren wir mit einem kleinen
Schiff nach Lübeck und dann mit
dem Zug nach Schwarzenbek
(SH) und landeten im Schloss
Wotersen. In meinen „Ausweis
für Vertriebene und Flüchtlinge
A“ steht unter: „Ständiger Aufent-
halt im Bundesgebiet seit: 11. Fe-
bruar 1945“. Ingo Noeske
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Reklame, 2. Regatta, 
3. Piloten, 4. Praemien, 5. Matrosen,  
6. Kenntnis, 7. Gebuehren – Laterne 

Magisch: 1. Suedost, 2. Adliger,  
3. Osterei

  B   O  S   S   E   G  M  K  
  E I N S A T Z  T W I S T  N I E D R I G
 D A M I T  A A R A U  P A L A S T  A  E
  C M  G E D R A E N G E L  D A Z U M A L
 P H O N O  T G  H D   E B E R  N  P O
  T B  T A P E  L E H E N  N  S T A U B
  L I N E A L  G E  E T T A L  P E L L E
 F I L Z  S A M E N  G   D O Z E N T I N
  C I  S E N O R   A R A L S E E  B E 
  H E D I N  S T R E U  W E   R U I N E
       S T E I L  W A R A N  N E  N
          L E I E R   E M I R A T
        S I L V A N E R  S E K  R G
       G E L E E  D  E I S T U E T E
        K    H U H N   A M S E L
        R E C H E N  I O  L  S  T
       N E U N A U G E  B A L G E N 
        T E  N   R E S T  A X E L
       P A R A D I E S  T O F U  B I
        E  S K O N T O  L O C H E N
        R A S E N  E D E L  K I N D

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

AHPTU ANOR EEGIR ISTWZ EKNU AELR AEMT

MRUW

AENNW AEGI
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AEIKP
RSST

AETX EELT

Schüttelrätsel:

  H   R  Z   
 W A N N E  W U R M
  U O  G U I N E A
  P R E I S S K A T
  T A X E  T E L E

PAZ19_08

1 LICHT TAFEL

2 SEGEL BAHN

3 TEST SCHEIN

4 SIEG SPAREN

5 LEICHT HEMD

6 FACH STAND

7 BANK SATZ

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für Straßenleuchte.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Himmelsrichtung

2 Aristokrat

3 bemaltes Hühnerprodukt

Anzeige

ALS MITERBEN
GESUCHT WERDEN

die nächsten Angehörigen der Eheleute 
 Johann Bulaschov (auch Balaschov) 
und Appolonia Bulaschov geb. Grinda, 
welche in den 1930er Jahren im Kreis Treu-
burg (Gemeinde Podersbach bzw. Gemeinde 
Dingeln) wohnhaft waren. Bekannt ist, dass 
die Eheleute zumindest eine Tochter,  Ottilie 
Bulaschov, hatten. Wer kann Auskunft ge-
ben? Zuschriften erbeten an Dr. Gerhard 
Moser, Erbenermittlung, Zeppelinstr. 36, 
76530 Baden-Baden, Tel: 07221/30086-32, 
Az: DD-216/GM/TS

– Großes Moosbruch – Gumbin-
nen – Trakehnen und Rominter
Heide – Kurische Nehrung und
mit dem Schiff nach Kiel und dem
Bus zurück nach Hannover. 
Eine Zwischenübernachtung in

Thorn ermöglicht einen abend-
lichen Spaziergang durch die her-
vorragend restaurierte sehr se-
henswerte Altstadt, bevor es am
nächsten Tag entlang der Nogat
nach Marienburg samt Führung
durch die gleichnamige Burganla-
ge geht. Im Ermland erleben Sie
eine Fahrt auf dem Oberländi-
schen Kanal und erreichen das
am nördlichen Stadtrand von Kö-
nigsberg gelegene Gut Nessel-
beck.
Der nächste Tag ist ganz der

Ostpreußischen Hauptstadt ge-
widmet: eine Stadtrundfahrt mit
Besuch des Königsberger Doms,
der Luisenkirche, des Hansa-Plat-
zes, des Nordbahnhofes wie der
erhaltenen Stadttore und Befesti-
gungsanlagen, eine Bootsfahrt auf
dem Pregel und einer  anschlie-
ßenden Rundfahrt durch das
Samland vorbei an Fischhausen
nach Pillau an der Ostsee, über
Palmnicken und das ökologisch
soziale Dorf „Salem“ wieder nach
Königsberg.
Natürlich besteht an diesem

Reisetag auch die Möglichkeit zu
eigenen Unternehmungen, sofern
Sie nicht am geführten Ausflugs-
programm teilnehmen möchten.
Unser bewährter Taxiservice steht
Ihnen dazu zur Verfügung. 
Auf der Weiterfahrt nach Tilsit

wird zunächst im Kreis Labiau
das Dorf Waldwinkel mit seiner
alten deutschen Schule besucht,

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 15

um danach einen Ausflug in das
Große Moosbruch am Rande des
Elchwaldes mit den Moosbruch-
haus bei Lauknen, von wo aus ei-
ne geführte kleine Wanderung in
die unberührte Landschaft des
größten Hochmoores Ostpreu-
ßens startet, zu unternehmen. Ei-
ne Stadtrundfahrt in Tilsit, ein
Spaziergang durch den neugestal-
teten Park Jakobsruh zum wieder-
hergerichteten Königin-Luise-
Denkmal, durch das Wohnviertel
zum Schlossmühlenteich und
durch die Hohe Straße beschlie-
ßen diesen Tag.
Ausflugsziele des nächsten Ta-

ges sind Gumbinnen mit Stadt-
rundfahrt, Trakehnen und die
Rominter Heide mit dem Wystiter
See. Auch an diesem Reisetag be-
steht wieder die Möglichkeit zu
eigenen Unternehmungen, sofern
Sie nicht am geführten Ausflugs-
programm teilnehmen möchten.
Das Memeldelta und eine Schiffs-
fahrt über das Kurische Haff ste-
hen am nächsten Tag an. Über die
Luisenbrücke geht es von Tilsit
aus mit dem Bus über Heydekrug
und mit dem Schiff über die Min-
ge, durch das Memeldelta und
weiter über das Kurische Haff
nach Nidden.
Hier steht Erholung auf dem

Programm. Zu Fuß wird gemein-
sam der Ort besichtigt. Der Nach-
mittag und der gesamte nächste
Tag stehen zur freien Verfügung.
So ist Gelegenheit zu kleinen
Radtouren, Spaziergängen und
Stranderlebnissen.
Am neunten Tag geht es über

Schwarzort mit der größten
Fischreiherkolonie des Baltikums
und dem Hexenberg mit der Fäh-
re nach Memel. Hier steht ein
Rundgang durch die hübsch reno-
vierte Altstadt auf dem Pro-
gramm. Anschließend wird auf
das Fährschiff der Reederei DFDS
Seaways eingeschifft, das am
nächsten Tag gegen 17 Uhr Kiel
erreichen wird. Anschließend
wird der Bus nach Hannover zu-
rückfahren. 
Die Mindestteilnehmerzahl be-

trägt 25. Information und Anmel-
dung: Manfred Urbschat, Bahn-
hofstraße 82, 03051 Cottbus, Tele-
fon (0355) 535544, E-Mail:
urb.man@freenet.de.

Flüchtlingsschiff „Pretoria“ 

Mitte Juli, vom 13. bis 20. Ju-
li, findet eine Reise ins

nördliche Ostpreußen der be-
sonderen Art statt: Speziell für
Jüngere und jung Gebliebene
wurde ein Programm ausgear-
beitet, das den Bus oft stehen
lässt und gegen andere Ver-
kehrsmittel austauscht. So sind
zwei Paddeltouren vorgesehen
und eine Wanderung durch die
Rominter Heide. Selbstverständ-
lich werden auch Ausflüge auf
die Nehrung sowie nach Königs-
berg angeboten. Das Quartier
wird in Insterburg bezogen. Von

dort aus werden alle Aktivitäten
durchgeführt, und man kann
abends bei einem gemeinsamen
Abendessen den vergangenen
Tag Revue passieren lassen.
Hier bietet sich die Möglich-

keit, die Schönheit dieses
Landstrichs und die bezaubern-
de Natur direkt zu erleben und
mit den heutigen Bewohnern
Freundschaft zu schließen.
Wer dabei sein möchte, kann

sich gerne bei Marco Wrobel
weitere Informationen einholen
per E-Mail: ArtDig@gmx.de
oder Telefon (02636) 979824.

Aktiv in Nord-Ostpreußen

Dittchenbühne spielt Shake-
speares „Was Ihr wollt“. 

Ein Klassiker feiert am 23. Fe-
bruar 2019 Premiere an der
Elmshorner Dittchenbühne:
William Shakespeares Komödie
„Was Ihr wollt“.
„Was Ihr wollt“ ist eine Wahn-

sinnsgeschichte – mit Verklei-
dungen und Verwechslungen,
mit Täuschungen und Fäl-
schungen – aber auch mit ei-
nem guten Ende, an dem fast al-
le zwar nicht das bekommen,
was sie zu Beginn wollten, aber
immerhin etwas. Shakespeare
zeigt hier das Tragische immer
auch komisch und das Komi-
sche immer auch tragisch. Das
mag eines der Erfolgsrezepte
dieses Stücks sein, das überall
in Europa immer wieder aufge-
führt wird und in Deutschland
neben dem „Sommernachts-
traum“ die meistgespielte Ko-
mödie Shakespeares ist. Regie
führt an der Dittchenbühne der
renommierte Regisseur Klaus
Falkhausen. Die Premiere am
23. Februar ist bereits so gut
wie ausverkauft, doch für die

weiteren Termine dürften jetzt
noch Karten zu bekommen sein.
Die Aufführungstermine:
Sonnabend, 23. Februar, 19 Uhr;
Sonntag 3. März, 16 Uhr; Sonn-
tag, 10. März, 16 Uhr; Donners-
tag, 14. März, 19 Uhr; Sonn-
tag, 17. März, 16 Uhr; Frei-
tag, 22. März, 20 Uhr; Sonn-
tag, 24. März, 16 Uhr; Sonn-
tag, 31. März, 16 Uhr; Sonn-
tag, 28. April, 16 Uhr.
Nähere Informationen und Kar-
ten beim „Forum Baltikum –
Dittchenbühne“, Hermann-Su-
dermann-Allee 50, 25335 Elms-
horn, Telefon (04121) 89710, 
E-Mail: buero@dittchenbueh-
ne.de. 

Dittchenbühne

PARTNER-REISEN
Grund-Touristik GmbH & Co. KG

Flugreisen nach Königsberg ab vielen deutschen Flughäfen mit Umstieg in Warschau 
oder Minsk, Fährverbindungen Kiel – Klaipeda 
Zusammenstellung individueller Flug-, oder Schiffsreisen nach Ostpreußen für  
Einzelpersonen und Kleingruppen nach Ihren Wünschen!
Gruppenreisen nach Osten 2019
• 17.05.-24.05.: Flugreise nach Ostpreußen mit Dieter Wenskat
• 22.05.-29.09.:  Busreise nach Gumbinnen zum Stadtgründungsfest: Die Besondere  

Reise - Gumbinner zeigen Gumbinnen mit Gerhard Thies
• 24.05.-02.06.: Gedenkfahrt „Stationen von Flucht und Vertreibung“ mit Peter Westphal
• 27.06.-06.07.: Bus- und Schiffsreise nach Tilsit-Ragnit und Nidden mit Eva Lüders
• 27.06.-06.07.: Bus- und Schiffsreise Gumbinnen und Nidden
• 28.06.-07.07.:  Landschafts- und Naturexkursion nach Ostpreußen mit Hubert Geiger 

und Peter Westphal
• 16.07.-24.07.: Busreise zum Stadtfest nach Heiligenbeil mit Dietrich Mattern
• 31.07.-09.08.: Sommerreise Gumbinnen und Kurische Nehrung
• 31.07.-09.08.:  Busreise Elchniederung und Kurische Nehrung – Stadtfest in  

Heinrichswalde mit Peter Westphal
• 14.08.-25.08.: Flugreise Ostpreußen mit Dieter Wenskat
• 16.08.-25.08.: Bus- und Schiffsreise Tilsit und Nidden mit Manfred Urbschat
Gruppenreisen 2019 -  jetzt planen
Sie möchten mit Ihrer Kreisgemeinschaft, Ihrem Kirchspiel, Ihrer Schulklasse oder dem 
Freundeskreis reisen? Gerne unterbreiten wir Ihnen ein maßgeschneidertes Angebot nach 
Ihren Wünschen. Preiswert und kompetent. Wir freuen uns auf Ihre Anfrage.
– Fordern Sie bitte unseren ausführlichen kostenlosen Prospekt an. –

Everner Str. 41, 31275 Lehrte, Tel. 05132/588940, Fax 05132/825585, E-Mail: Info@Partner-Reisen.com
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Land der dunklen Wälder 
und kristall‘nen Seen, 

über weite Felder lichte Wunder geh‘n.

Sie hat den Verlust ihrer ostpreußischen Heimat nie verwunden.

Dorothea Matz
geb. Ausländer

 geb. 7. 6. 1918 gest. 15. 1. 2019
 in Königsberg/Pr. in Bonn
  wohnhaft: Ritterstraße 35 

Im Namen der Familie 
Barbara Pattberg, geb. Matz

Bonn, im Februar 2019

Ingrid Sommerey
geb. Strache 

* 4. 4. 1936   † 3. 2. 2019

In stiller Trauer

Hartmut Strache
Udo Kröske

im Namen aller Angehörigen

Stößerstraße 26, 13505 Berlin

fon/Fax (040) 587585, E-Mail:
manfred-samel@hamburg.de.

Darmstadt/Dieburg – Sonn-
abend, 23. Februar, 14.30 Uhr, im
Luise-Büchner-Haus, Grundweg
10, Darmstadt-Kranichstein: Tref-
fen. Unter musikalischer Beglei-
tung mit dem Akkordeon-Duo Ka-
rin Liedke und Rudi Mohr wollen
wir wieder fröhliche Stunden
beim „Preußisches Fasteloawend“
verleben. Humoristischen Beiträ-
gen, auch aus dem Kreise unserer
Besucher, hören wir gerne zu. Wir
freuen uns  auf ein Wiedersehen
und einen  fröhlichen Nachmittag.
Allen Kranken wünschen wir

eine gute Besserung und eine bal-
dige Genesung.

Wetzlar – Die Landsmann-
schaft der Ost- und Westpreußen,
Kreisgruppe Wetzlar, hat elf ihrer
Mitglieder mit einer Urkunde
und der Treuebrosche in Silber
geehrt. Vorsitzender Kuno Kutz
überreichte die Ehrungen im
Rahmen des monatlichen Tref-
fens in den Grillstuben in Wetz-
lar. Dabei lobte er die Mitglieder,
die über viele Jahre der Lands-
mannschaft die Treue gehalten
und teilweise auch im Vorstand
mitgearbeitet haben.
Kutz erinnerte daran, dass nach

dem Zweiten Weltkrieg das Ziel
der Landsmannschaft gewesen
sei, die Heimatvertriebenen zu
sammeln, die auf die Rückkehr in
ihre Dörfer und Städte warteten.
Heute gehe es darum, das Geden-
ken an die Heimat zu erhalten
und die Kultur und teilweise auch
die Sprache zu pflegen. 
Im Auftrag der hessischen

Landsmannschaft erhielten Ur-
kunden und Broschen Robert und
Gerda Brauner, Elke Hammer-
schmidt, Harald Weber, Schatz-
meisterin Carola Ketelhut, Elisa-
beth Hense, Ute Marin, Gerhard
König, Margit Sander, Brigitte
Strähler und Pfarrer Christian Sil-
bernagel, der alle Jahre die An-
dachten zum Erntedank und zum
Weihnachtsfest gestaltet.

Landesgruppe – Sonnabend, 
9. März, 10 bis 17 Uhr, Mehr-
zweckhalle Volkshaus, Baustraße
48–49 (Stadtzentrum/Nähe
Markt), Anklam: landesweite Gro-
ße Frühlingstreffen der Ostpreu-
ßen. Dazu sind alle Landsleute
von nah und fern mit Angehöri-
gen und Interessenten sehr herz-
lich eingeladen. Ehrengäste sind
der Dichter Simon Dach aus Kö-
nigsberg und das von ihm besun-
gene Ännchen von Tharau. Der
russische Kant-Chor Gumbinnen
gibt dazu ein wunderschönes
Freundschaftskonzert mit deut-

schen, russischen und ostpreußi-
schen Volks- und Heimatliedern,
darunter das „Ännchen von Tha-
rau“. Das Heimattreffen wird vom
Blasorchester Redefin musika-
lisch umrahmt. Wie immer ist für
Mittagessen, Kaffee, Kuchen, Bä-
renfang, Heimatbücher, Landkar-
ten und genügend kostenlose
Parkplätze gesorgt. Erwartet wer-
den 600 Besucher. 
Bericht: Jahresauftakt in An-

klam. Im Januar trafen sich 50 eh-
renamtlich tätige Landsleute zum
jährlichen Drei-Königs-Treffen in
Anklam. Mit einem festlichen
Mittagessen und Sekt-Empfang
dankte der Vorstand diesen uner-
müdlichen Helfern, ohne deren
Einsatzbereitschaft die großen
Heimattreffen in Anklam, Ro-
stock, Schwerin und Neubranden-
burg nicht stattfinden könnten.
Beim Rückblick auf das Ver-
bandsjahr 2018 standen die 
jüngsten Aktionen im Vorder-
grund, so das mit 1800 Landsleu-
ten gut besuchte Landestreffen
der Ostpreußen in Rostock und
die Weihnachtspäckchenaktion
im Dezember ins Memelland.
Denn zur Adventsfeier in Anklam
hatten die 380 Gäste wieder mehr
als 450 Päckchen gespendet, die
zum 2. Advent 2018 mit der Fäh-
re über Kiel nach Memel gebracht
wurden. Die Übergabe an die
Landsleute in Plicken, Memel,
Heydekrug, Pogegen und anderen
Orten im Memelland zeigte ein
umfangreicher Diavortrag, wo
auch die winterlichen Schönhei-
ten der Heimat nicht zu kurz ka-
men. Außerdem wurden noch ein
großer Stapel Weihnachtspost
und von den Besuchern selbst
heitere und ernste Gedichte und
Geschichten vorgetragen. Bei Kaf-

fee und Kuchen ging diese fröhli-
che Auftaktveranstaltung des neu-

en Jahres viel zu schnell zu Ende.
Manfred Schukat

Hof – Sonnabend, 9. März, 
15 Uhr, Altdeutsche Bierstube,
Marestraße 88: „Quer durch Ost-
preußen“.
Bericht: Die Landsmannschaft

der Ost- und Westpreußen traf
sich zum traditionellen Grütz-
wurstessen im Restaurant Alt-
deutsche Bierstube. Vorsitzender
Christian Joachim begrüßte Mit-
glieder und Gäste und wünschte
den Geburtstagskindern des letz-
ten Monats viel Glück und Ge-
sundheit. Kurz berichtete Christi-
an Joachim von der Grützwurst
und ihrer Geschichte. Grützwurst
gibt es in vielen Regionen, wobei
je nach Landschaft die Zuberei-
tung variiert. In Hamburg enthält
sie zum Beispiel Rosinen. Die
Herstellung der Grützwurst dien-
te dazu, möglichst alles vom ge-
schlachteten Schwein zu verwer-
ten. Grundlage der beliebten
Speise sind kleinere Fleischab-
schnitte, Schwarten, fetter
Schweinebauch und Speck. Bei
der „roten Grützwurst“ mischt
man einen Teil des Schweineblu-
tes unter die Masse. 
Um das Ganze zu strecken wird

Grütze, also grob zerkleinerte Ge-
treidekörner, wie Hafer, Gerste,
Roggen, Weizen oder Buchweizen,
verwendet. Abgeschmeckt wird
mit Salz, Pfeffer und Majoran.
Schließlich gart man die Würste
im Wurstkessel. Die fertige Wurst
wird gekocht oder gebraten und
mit Salzkartoffeln und Sauerkraut
serviert.
Nach den interessanten Infor-

mationen ließen sich die Anwe-
senden die heimische Spezialität
schmecken.

Nürnberg – Dienstag, 26. Febru-
ar, 15 Uhr, Haus der Heimat,
Nürnberg-Langwasser, Imbusch-
straße 1 (gegenüber Ende der U1):
Treffen. Besuch des Vorsitzenden
des Bundes der Vertriebenen in
Nürnberg. Gäste und Freunde der
Heimat sind herzlich willkom-
men.

Weiden – Sonntag, 3. März, Ca-
fé Mitte: Jahreshauptversamm-
lung.

KREISGRUPPEN

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen an Elfi For-
tange, Telefon (030)
4944404.

H e i l s -
berg, Rö-
ßel –
S o n n -
a b e n d ,

2. März, 15 Uhr, Seniorenfreizeit-
stätte Maria Rimkus Haus, Gall-
witzallee 53, 12249 Berlin: Tref-
fen. Anfragen: Erika Hackbarth,
Telefon (033762) 40137, für Rößel:
Ernst Michutta, Telefon (05624)
6600.

Tilsit-Ragnit – Sonn-
abend, 23. Februar,
13 Uhr, Restaurant
Galija am Schloß,
Otto-Suhr-Allee 139,

10585 Berlin (neue Adresse!):
Treffen. Anfragen an Barbara Fi-
scher, Telefon (030) 6041054.

Landesgruppe – Sonntag, 
31. März: Das Kulturreferat lädt
ein zum ostpreußischen Theater
Dittchenbühne nach Elmshorn
per Bus. Nach dem gemeinsamen
Kaffeetrinken und einem Gläs-
chen Bärenfang sehen wir uns die
Komödie von William Shakespe-
are „Was Ihr wollt“ an. Der Preis
beträgt 30 Euro pro Person. Im
Preis ist enthalten: Fahrt in einem
modernen Reisebus, ein Fläsch-
chen Bärenfang während der
Fahrt, Kaffee und Kuchen sowie
die Theateraufführung.
Abfahrten: 13 Uhr, Meckelfeld,

Höpenstraße 88, Bushaltestelle
Waldquelle;
13.15 Uhr, Bahnhof Harburg;
14 Uhr, Kirchenallee beim

Hamburger-Hauptbahnhof.
Rückfahrt: 18.30 Uhr nach

Hamburg Kirchenallee, Harburg
und Meckelfeld. Anmeldung bei
Walter Bridszuhn, Telefon (040)
6933520 und (0172) 9209151, 
E-Mail: walter.bridszuhn@gmx.de

FRAUENGRUPPE

Bergedorf – Freitag,
den 22. Februar, 15
Uhr, Haus des Be-
gleiters, Harders
Kamp 1: Die Frauen-

gruppe feiert ihr Kappenfest mit
ostpreußischem Humor zur Kar-
nevalszeit, Kaffee und Raderku-
chen, Gäste sind herzlich will-
kommen.

KREISGRUPPEN

Elchniederung –
Dienstag, 26. Febru-
ar, 14 Uhr, Beren-
berg-Gossler-Haus,
Bürgerhaus Nien-

dorf e.V., Niendorfer Kirchweg 17,
22459 Hamburg: Treffen der
Gruppe zum gemeinsamen Rück-
blick und der Vorschau auf unser
Jubiläumsjahr. Dazu gibt es die
gewohnte Kaffeetafel, kleine Er-
zählungen und Singen mit musi-
kalischer Begleitung. Gäste sind
herzlich willkommen. Nähere
Auskunft erteilt Helga Bergner
unter Telefon (040) 5226122.

I n s t e r -
b u r g ,
S e n s -
burg –
Die Hei-

matkreisgruppe trifft sich jeden
ersten Mittwoch im Monat (außer
im Januar und im Juli), in diesem
Monat am 6. März zum Singen
und einem kulturellen Programm
um 12 Uhr, Hotel Zum Zeppelin,
Frohmestraße 123–125. Kontakt:
Manfred Samel, Friedrich-Ebert-
Straße 69b, 22459 Hamburg. Tele-

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Wetzlar: Ute Martin, Brigitte Strähler, Harald Weber, Carola
Ketelhut, Gerda und Robert Brauner erhalten die Urkunden
aus den Händen von Kuno Kutz (dritter von rechts) Bild: L. Rühl

Vorsitzender: Manfred F. Schukat,
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam,
Telefon (03971) 245688.

MECKLENBURG-
VORPOMMERN Anklamer unterwegs: Reisegruppe 2018 in Memel vor dem Simon-Dach-Brunnen mit dem Änn-

chen von Tharau Bild: privat

Memel: Der Vorsitzende der Deutschen in Memel, Klaus Grud-
zinskas, überreicht zur Adventsfeier am 9. Dezember 2018 im
Hermann-Sudermann-Gymnasium Memel eine Vereinsfahne
an die LO-Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern Bild: privat

Von Mecklenburg-Vormpommern nach Memel: Päckchenüber-
gabe mit vielen Helfern in der evangelischen Diakoniestation
Sandora Memel Bild: privat

Dankesbrief: Magdalena Pi-
klaps dankt den Anklamern
für die Weihnachtspakete B i l d :
privat
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reiches Erscheinen zur Jahres-
hauptversammlung. Programm:
1. Begrüßung durch den Vorsit-

zenden,
2. Totenehrung,
3. Ostpreußen- und Westpreu-

ßenlied,
4. Termine, Jahrestermine,
5. kurze Kaffeepause,
6. Jahresberichte 2018,
7. Kassenberichte 2018,
8. Berichte der Kassenprüfer/in-

nen,
9. Aussprache zu den Punkten

6. bis 8.,
10. Entlastung des Vorstands,
11. Entlastung der Kassenprü-

fer/innen und Wahl neuer Kas-
senprüfer/innen,
12. Zukunft der Gedenkstätte

am Vertriebenenkreuz auf dem
Sennefriedhof,
13. Fragen zur Liquidation be-

züglich der Bielefelder Kreisgrup-
pe des BDV und weitere Folgen
für die LO in Bielefeld,
14. künftige Arbeit der LO in

Bielefeld beziehungsweise Zu-
sammenarbeit mit anderen Kreis-
gruppen oder Landsmannschaften,
15. Anträge der Mitglieder, bitte

an den Vorsitzenden bis späte-
stens 6. März richten,
16. Verschiedenes.
Bonn – Donnerstag, 7. März, 

18 Uhr, Haus am Rhein, Elsa-
Brändström-Straße 74: Jahres-
hauptversammlung mit Vor-
standswahlen.
Düren – Mittwoch, 6. März, 

18 Uhr, Haus des deutschen
Osten, Holzstraße 7a, 52349 Dü-
ren: Jahreshauptversammlung im
Bund der Vertriebenen, sowie der
Landsmannschaft Ost-Westpreu-
ßen. Anfragen an Gerda Wor-
nowski, Telefon (02421  72776, 
E-Mail: gwornowski@gmail.com.
Wer sich heimatlich verbunden
fühlt, ist bei uns herzlich will-
kommen. Wir freuen uns auf neue
Mitglieder und Gäste. Die Gruppe
trifft sich an jedem ersten Mitt-
woch im Monat.
Neuss – Jeden ersten und letzten

Donnerstag im Monat, 15 bis 18
Uhr, Ostdeutsche Heimatstube,
Oberstraße 17: Tag der offenen Tür.
Wuppertal – Sonnabend, 

2. März, 14 Uhr, Kolkmannhaus,
Hofaue 51, Wuppertal-Elberfeld:
karnevalistische Runde. Mitwir-
kende: Mundharmonika-Duo Ulla
Busch und Waltraut Bombe, Tanz-
gruppe Ursula Knocks und Ak-
kordeonmusik von Waldemar
Gregorzewski. Für das leibliche
Wohl ist mit Berliner Ballen und
belegten Brötchen bestens ge-
sorgt. Kaffee und andere Getränke
werden auch gereicht. Gäste, die

gerne mit uns tanzen, schunkeln
und singen, sind herzlich will-
kommen.

Fehlerteufel: In der PAZ-Ausga-
be Nr. 7 vom 15. Februar wurde
versehentlich ein veralteter Ter-
min abgedruckt. Am 9. Juni findet
kein Treffen statt. Bitte beachten
Sie den neuen und richtigen Ter-
min am 15. Juni in Leipzig.
Landesgruppe – Sonnabend, 

15. Juni, 9 Uhr (Beginn: 10 Uhr),
Kleingartenverein Seilbahn, Max-
Liebermann-Straße 91, 04157
Leipzig: 7. Regionaltreffen. Star-
gast ist der Sänger und Entertai-
ner „ Bern – Stein“ sowie die
Gruppe „Wegelin“ von der LM
Deutsche aus Russland. Andere
Beiträge können jederzeit ange-
nommen werden.
In traditioneller Weise sind die

Kreisgemeinschaften Wehlau, La-
biau, die Kreisgemeinschaft
Schlossberg und die Samländer
an der Gestaltung beteiligt. 
Die LM Ost- und Westpreußen

Landesgruppe Freistaat Sachsen
e. v. bindet den „Tag der Heimat“
in diese Veranstaltung ein.
Weitere Informationen erteilt

der stellvertretende Landesvorsit-
zende Eberhard Grashoff unter 
E-Mail: ebs.grashoff@web.de oder
Telefon (0341) 9010730.

Neumünster – Mittwoch, 
6. März, 15 Uhr, Stadthalle am
Kleinflecken: Jahreshauptver-
sammlung. Nach dem Jahres-
rückblick hören wir ein paar Ver-
tellkes.
Uetersen – Freitag, 8. März, 

15 bis 17 Uhr, Haus Ueters End,
Kirchenstraße 7: Unsere „Mutter
Ostpreußen“ Agnes Miegel wurde
am 9. März vor 140 Jahren gebo-
ren. Feierstunde und Lesung mit
Herbert Tennigkeit. 

Braunschweig – Mittwoch, 
27. Februar, 15 Uhr, Gaststätte
Mahlzeit, Kälberwiese 13 a,
Braunschweig (Siedlerheim Alt
Petritor, nächste Bushaltestelle
Kälberwiese): Monatsversamm-
lung. Ebenfalls in der Gaststätte
Mahlzeit wird am Mittwoch, 
27. März, um 15 Uhr die General-
versammlung stattfinden.
Oldenburg – Bericht über unse-

re Versammlung am 13. Februar:
Die Landsmannschaft Ostpreu-
ßen und Westpreußen Oldenburg
musste auf ihrer Zusammenkunft
im Februar auf den geplanten Re-
ferenten über die „Jagd in Ost-
preußen – einst und jetzt“ ver-
zichten, da er krank geworden
war. 
Stattdessen zeigten wir einen

Film über Oldenburg in den
1950er und 1960er Jahren des
Vereins „Werkstattfilm e.V.“. Er
fand großen Anklang, weil sich
viele bei dem Blick in die Vergan-
genheit mit ihren Erinnerungen
wiederfanden. Der erste Teil zeig-
te die Situation der Vertriebenen
in unserer Stadt nach 1945 und
die Phasen des Aufbaus. Mit eini-
gen Volksliedern schlossen wir
den Nachmittag ab. 
Bei unserem nächsten Treffen

im Stadthotel, Hauptstraße 38–40
in 26122 Oldenburg-Eversten, um
15 Uhr, am 13. März hören wir ei-
nen Vortrag von Michael Hirsch-
feld, Vechta: „Zwischen Seelsorge
und Politik in der NS-Zeit, am
Beispiel des ermländischen Bi-
schofs Maximilian Kaller 1880–
1947“. Mitglieder und Freunde
sind herzlich willkommen. 

Gisela Borchers

Osnabrück – Dienstag, 5. März,
16.30 Uhr, Hotel Select, Blumen-
haller Weg 152, 49078 Osnabrück:
Kegeln. 

Landesgruppe – Einladung zum
Jahrestreffen der Ostpreußen in
Wolfsburg am Sonnabend, 
11. Mai, 10 bis 17 Uhr, Congress
Park, Heinrich-Heine-Straße,
38440 Wolfsburg: Festveranstal-
tung mit Ansprache des Spre-
chers Stephan Grigat, Fahnenein-
marsch, Kulturprogramm (unter
anderem mit Isabelle Kusari). 
Liebe Landsleute in Nordrhein-

Westfalen,
die Landesgruppe lädt Sie herz-

lich ein, am Jahrestreffen der
Landsmannschaft Ostpreußen in
Wolfsburg teilzunehmen. Wir
Nordrhein-Westfalen wollen in
großer Zahl teilnehmen, denn
NRW sollte in Wolfsburg reprä-
sentativ vertreten sein.
Bitte melden Sie sich bei unse-

rem Mitglied Patrick H. König,
Rheine in Westfalen, unter den Te-
lefonnummern (05971) 8040993
(Festnetz) oder (0157) 55295484
(Mobiltelefon) oder per E-Mail:
Koenig@Ostpreussen-NRW.de,
wenn Sie sich für eine Teilnahme
an dem Jahrestreffen interessieren
und/oder mit dem eigenen Pkw
fahren wollen und bereit sind, we-
niger mobile Landsleute nach
Wolfsburg mitzunehmen.
Bitte kontaktieren Sie auf jeden

Fall unseren Koordinator für das
Jahrestreffen in Wolfsburg. Patrick
H. König wird bei ausreichender
Nachfrage Busreisen mit einem
Reiseunternehmen organisieren.
Darüber hinaus wird er – falls
möglich – Fahrgemeinschaften
organisieren. Für die Busreisen
selbst beziehungsweise für die
Fahrgemeinschaften übernimmt
die Landesgruppe keine Haftung,
da sie nicht als Reiseveranstalter
auftritt, sondern als Organisator.

Wilhelm Kreuer,
Bielefeld – Montag 11. März, 

14 Uhr, Haus der Diakonie,
Kreuzstraße 19a, 33602 Bielefeld:
Der Vorstand der Landsmann-
schaft Ostpreußen bittet um zahl-
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Was einst eine Riesenpro-
pagandawirkung hatte, ist
heute fast unbemerkt an

der Öffentlichkeit vorbeigegangen.
Das Städtische Museum zu Breslau
erinnert derzeit im Rathaus an die
Ausstellung „Wiedergewonnene
Gebiete“, die 1948 auf dem Gelän-
de um die Breslauer Jahrhundert-
halle für den Anspruch auf die und
die wirtschaftliche Bedeutung der
ostdeutschen Gebiete für Polen
warb.
Zwei Millionen Menschen haben

damals die 100 Tage dauernde
Ausstellung besucht. Der interna-
tionale Kongress der Intellektuel-
len wurde begleitend vom 25. bis
28. August 1948 nach Breslau beru-
fen. Weltbekannte Kulturschaffen-
de wie Pablo Picasso, Fernand Lé-
ger, der für seine Aufrufe zum Tö-
ten der Deutschen in die Geschich-
te eingegangene Ilja Erenburg, Ber-
told Brecht oder Max Frisch, der
seinen Breslauer Besuch im „Tage-
buch 1946–1949“ verewigte, bilde-
ten das Spalier für die neuen
Machthaber in der Stadt. Die Welt
sollte erfahren, dass die wiederge-

wonnenen Gebiete in einem „Akt
der historischen Gerechtigkeit“ an
Polen gefallen seien. Propagandas-
logans, wie „die Oder rauscht auf
Polnisch“ waren Gang und Gäbe,
im Vorfeld entfernte man sämtliche
deutsche Aufschriften um die Jahr-
hunderthalle. Die Präsentation
sollte die Zugehörigkeit der
„wiedergewonnen Gebiete“ zum
polnischen Mutterland begründen.
Entsprechendes Informationsmate-
rial zur Geschichte Schlesiens und
der Westgebiete sollte dies unter-
mauern. Professor Kostrzewski
vom „Wissenschaftlichen Rat für
die Westgebiete“ kündigte an, dass
groß angelegte Ausgrabungen den
historischen Anspruch untermau-
ern würden. Hämischer urteilte am
4. September 1948 der „Spiegel“
über den Eindruck, den die Stadt
entgegen mancher repräsentativer
Bauvorhaben wirklich vermittele:
„Auf manchen Plätzen weideten
Pferde, auch Kühe. Zigeuner ließen
Bären tanzen. In kurzen drei Jah-
ren, seit die ersten Siedler auf dem
Tauentzienplatz ihre Pferde tränk-
ten und staunend die Überreste

westlicher Zivilisation erblickten,
hat sich bereits der ganze Zauber
einer ostpolnischen Bezirkshaupt-
stadt entwickelt. Einige zerlumpte
Gestalten, die scheuen Blickes an
Häusern und Ruinen entlang-
huschten, konnten das harmoni-
sche Bild nicht stören. Sie gehörten
zu den wenigen Hundert aus der
deutschen Zeit Übriggebliebenen.“
Zur Klärung des wahren Ge-

schichtsbildes dieser Gebiete wur-
den hingegen Schüler, Jugendorga-
nisationen, Mitglieder von Verei-
nen nach Breslau gekarrt. „Mein
verstorbener Ehemann hat sich oft
daran erinnert, dass er als 12-jähri-
ger mit seiner Schulklasse die Aus-
stellung besuchte“, berichtet Maria
Kandulla, die wie ihr Mann als
Deutsche aus Oberschlesien nicht
vertrieben wurden. Auch sie ist
1948 mit der Schulklasse in Bres-
lau gewesen jedoch nicht zur Aus-
stellung, sondern im Zoo, der im
gleichen Jahr, am 18. Juli quasi
ebenso begleitend wiedereröffnet
wurde. Für Kinder war es, so Kan-
dulla, eher ein Abenteuer, denn die
Stadt lag größtenteils noch in

Schutt und Asche. „Meine Freun-
din und ich haben uns von der
Gruppe gelöst und sind auf Aben-
teuersuche gegangen. Ich erinnere
mich an Bratpfannen, die an fast
zerstörten Küchenwänden hingen
oder eine Wanduhr“. Den Begriff
„wiedergewonnene Gebiete“ haben
die wasserpolnisch sprechenden
oberschlesischen Kinder damals

schon verspottet. Aus dem polni-
schen „ziemie odzyskane“ (wieder-
gewonnene Gebiete) machten sie
ziemie odcyckane (abgesaugte Ge-
biete).
Die Idee für diese Weltausstel-

lung soll von Josef Stalin selbst
stammen und wurde staatlich diri-
giert. In der Nacht vom 21. auf den
22. Juli wurden so zehn Ausstel-
lungsmitarbeiter verhaftet, darun-
ter Künstler und Architekten. Nach
einem nächtlichen Verhör wurden
sie wieder entlassen. Einige Tage
vor der Eröffnung wurde der jüdi-
sche Pavillon geschlossen. In die-
sem sollte über den Beitrag der
vorwiegend aus der Sowjetunion
nach Schlesien gekommenen Ju-
den beim Wiederaufbau der Re-
gion informiert werden. Nun durf-
te sich in diesem Pavillon der Ver-
band der Polen in Deutschland
präsentieren, womit nicht etwa die
Polen in Schlesien gemeint waren.
Für die Neu-Breslauer war die

Weltausstellung, die als anti-
deutsch und antiimperialistisch
konzipiert war, ein Segen. Allein in
die Organisation flossen 700 Milli-

onen Zloty aus Warschau, die In-
frastruktur wie zum Beispiel die
Krankenhäuser konnten ihre Ar-
beit nun umfassend aufnehmen
und die Wiederaufbauarbeiten
wurden insgesamt beschleunigt.
Eine erste Form des Lokalpatrio-
tismus entwickelte sich unter den
aus unterschiedlichen Regionen
Polens zugezogenen Breslauern.
Für die Weltausstellung musste

übrigens zunächst das Areal von
Minen befreit werden, 48 Ausstel-
lungspavillons wurden gebaut,
100000 Blumen und zwei Tonnen
Rasensamen ausgesät. Als Symbol
der Weltausstellung wurde die
kürzlich sanierte „Nadelspitze“
(iglica) das erste polnische Wahr-
zeichen der Stadt.
Die Ausstellung im Breslauer

Rathaus dokumentiert diese histo-
rischen Ereignisse vor allem durch
exzellentes Bildmaterial zum Bei-
spiel von Adam Czelny. Die Aus-
stellung „Aus der Breslauer Chro-
nik. 1948“ (Z kroniki Wroclawia.
Rok 1948) ist im Rathaus bis zum
28. Februar zu sehen.

Chris W. Wagner

Abgesaugte Gebiete
Erinnerung an die Ausstellung der „Wiedergewonnen Gebiete“ von 1948

ÖSTL ICH VON ODER UND NEISSE
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Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a nd e r. s ch u l z - a g e n t u r@
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Ratingen – Sonntag, 17. März,
11 bis 18 Uhr, Oberschlesisches
Landesmuseum, Bahnhofstra-
ße 62, 40883 Ratingen: Oster-
markt mit Eröffnung der Aus-
stellung „Das goldene Ei“.
Der Ostermarkt im Oberschle-

sischen Landesmuseum bietet
vielfältige Gelegenheiten, sich
auf den Frühling einzustimmen
und dazu noch ein passendes
Ostergeschenk zu finden. Kunst-
handwerkerinnen präsentieren
kunstvoll verzierte schlesische
Ostereier und anderen handge-
fertigten Osterschmuck. Auf
dem Markt können weitere Pro-
dukte aus Schlesien wie das be-

rühmte Bunzlauer Porzellan er-
worben werden.
An den Verkaufsständen wer-

den darüber hinaus Spezialitä-
ten aus Schlesien und anderen
Regionen angeboten. Zu Her-
kunft und Produktion dieser
Produkte erhalten die Besucher
Auskunft an den Ständen. Für
Kinder gibt es den ganzen Tag
Gelegenheit, bunten Frühlings-
und Osterschmuck zu basteln.
Weitere Informationen unter

Telefon (02102) 9650.

Oberschlesisches Landesmuseum
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Rinderzucht in Pommern
… wie es war und wie es ist

Pommern war eine langge-
streckte, herbe aber schö-
ne Provinz mit 612 km 

Aussenküste zum Meer. Das 
war die längste Aussenküste al-
ler deutschen Provinzen. Erklär-
licherweise hatte sich das Leben 
sehr vieler Menschen diesem 
Naturgebilde angepasst. Fisch-
fang und Fischverarbeitung, 
Werftindustrie und Reparatur-
kapazitäten hierfür bestimmten, 
bis wie weit in das Hinterland 
hinein, Arbeit und Denkweise 
zahlreicher Bewohner dieser 
Region.

Auch die Landwirtschaft war 
vielfältig. Ein Denkmal soll 
hier den pommerschen Bauern 
gesetzt werden, speziell den 
Rinderzüchtern. Um die Wen-
de zum 20. Jahrhundert düm-
pelte die pommersche Tier-
zucht so vor sich hin – ohne 
nennenswerte Leistungen. Da 
griff die preußische Regierung 
durch aktive Unterstützung 
der pommerschen Landwirt-
schaftskammer ein. Diese wie-
derum hatte den hohen Wert 
einer fachlichen Organisati-
on gegenüber den bisherigen 
Züchtungsformen erkannt. Wie 
bereits in Schleswig-Holstein, 
Ostpreußen und Sachsen-An-
halt erfolgreich praktiziert, 
stellte die Landwirtschafts-
kammer junge, akademisch 
gebildete Landwirte ein. Die 
pommersche Herdbuchgesell-
schaft gewann Ernst Gaede 
für die Zeit von 1920 bis 1936 
und machte ihn zu ihrem Ge-
schäftsführer.

Das war ein Glücksfall für 
Pommern. Er entwickelte die 
Rinderzucht in Pommern zu ei-

nem anerkannten Zuchtgebiet 
Deutschlands. Die Mitglieds-
vereine stiegen von 8 auf 205 
mit 103.000 Kontrollkühen an. 
Das Wichtigste dabei war der 
geglückte Leistungsanstieg der 
Kühe von 2281 kg auf 3497 
kg. Das war eine hervorragen-
de Werbung für die Herdbuch-
gesellschaft. Aber dazwischen 
kam ab 1920 die furchtbare 
Geldentwertung. Das Geld hat-
te keinen Wert mehr und man 
bediente sich materieller Pro-
dukte als Zahlungsmittel. Des-
halb wurde eine „Hafer-Wäh-
rung“ für den Zuchttierhandel 
eingeführt. Ein Durchschnitts-

bulle kostete z.B. 72,5 dt Hafer, 
ein Spitzenbulle 217,5 dt Hafer 
(1 Dezitonne = 100 kg). 

Ernst Gaede überzeugte die 
Praktiker von neuen anzuwen-
denden Zuchtformen. Das Risi-
ko stand immer an seiner Seite. 
Bei seinen Betriebsbesichtigun-
gen blieb E. Gaede nicht nur im 
Herrenzimmer des Besitzers, 
sondern suchte vorrangig das 
Gespräch mit den Melkermeis-
tern zum Gedankenaustausch 
über ihre Herden. Das war sein 
Arbeitsstil. Ernst Gaede ver-
starb unerwartet 1936 und hin-
terließ Erfolge.

Auf der letzten Reichstier-
schau 1939 in Leipzig erhielt 
der Züchter Albrecht (Mannha-
gen) den Ehrenpreis des preu-
ßischen Landwirtschaftsminis-
ters. Pommern hatte sich in die 
Spitzengruppe der deutschen 
Rinderzüchter hineingearbei-
tet. So wurden mehr als 1.000 
Zuchtbullen über die Auktionen 
in Stettin, Stralsund und Belgard 
abgesetzt.

Mit Kriegsende 1945 begann 
für die vorpommersche Herd-
buchzucht eine sehr schwere 
Periode. Leistungsherden der 
Güter fielen unter die „un-
kontrollierten Reparationen“. 
Zuchtvieh wurde rücksichts-
los abgetrieben oder der Roten 
Armee zur Schlachtung zuge-
führt. Nur wenige Zuchtbe-
triebe überstanden das Chaos. 
Beherzte Männer wie Melker-
meister Wilhelm Radtke (Vel-
gast) und Melkermeister Paul 
Kamin (Güttin/Rügen) ergrif-
fen die Initiative und halble-
gale Maßnahmen zum Wieder-
aufbau der Zuchten.

Mit der Grenzziehung zwi-
schen Deutschland und Polen an 
der Oder war auch die Zuchtge-
meinschaft zwischen Vor- und 
Hinterpommern ausgelöscht. 
Wie es in Polen weiterging,  
wusste niemand. 

Völlig neue Strukturen wies 
die Landwirtschaft durch die 
spontane Bodenreform in der 
sowjetisch besetzten Zone aus. 
Versteckte Zuchttiere sowie 

Importe aus Sachsen und Thü-
ringen bildeten bescheidene 
Zuchtanfänge. Gut versteck-
tes Jungvieh (Kälber), die den 
Siegern nicht zur Schlachtung 
gefielen, nahmen jetzt den Sta-
tus hochwertigen Zuchtviehs 
ein und sollten es auch werden. 
Nun begann die Periode der 
bäuerlichen Herdbuchzüchter, 
also die Betriebe zwischen 10 
ha und 100 ha. Das waren ein-
heimische Bauern, Neubauern 
aus der ostdeutschen Heimat, 

die dort auch Zucht betrieben 
haben, jüngere Landwirte aus 
dem Westen Deutschlands, 
welche in Vorpommern in der 
1920er und 1930er Jahren 
gesiedelt hatten wie Eduard 
Blanke, Altenwillershagen, 
Kreis Ribnitz.

Bekannte Betriebe – nun-
mehr volkseigen – wie Güttin, 
Demmin, Zarnekow, Gram-
mendorf, Velgast u.a.m. haben 

in Verbindung mit den bäuerli-
chen Züchtern die pommersche 
Rinderzucht am Leben erhalten 
– mit hohem Fleiß und großer 
Liebe zur Arbeit und den Rin-
dern, wenn auch die politischen 
Rahmenbedingungen zeitweilig 
sehr prekär waren.

Eine herausragende Rolle nah-
men die Zuchtzentren im Nor-
den der DDR ein, die aber nur 
noch teilweise auf dem Territo-
rium Vorpommerns lagen. Unter 
dieser ideellen Überschreitung 

der Zuchtgrenzen zwischen 
Mecklenburg und Vorpommern 
hat die Rinderzucht keinesfalls 
gelitten. 

Die Zuchtzentren waren 
während und nach der poli-
tischen Wende von 1990 die 
fachlichen Voraussetzungen 
der erfolgreichen Weiterfüh-
rung der Rinderzucht in Pom-
mern. Daran haben stellvertre-
tend gewirkt: Prof. O. Weiher, 
Universität Rostock; Kirsten 
und Klaus-Dieter Augustin, 
Loissin; Hartmut Subklev, 
Vorsitzender des  LKV (Lan-
deskontrollverband für Leis-
tungs- und Qualitätsprüfung 
Mecklenburg-Vorpommern 
eG) und Züchter Agrargenos-
senschaft Bartelshagen I; Rei-
ner Schiller, Velgast; Klaus 
Griepentrog, Steinhagen; Prof. 
W. Neumann, Forschungs-
stützpunkt Ferdinandshof.

Die Kuh mit der höchsten Le-
bensleistung mit vorpommer-
schem genetischem Hintergrund 
und einer Leistung von 180.861 
kg Milch – genannt „Zara“ – 
steht im LWB Klaus Griepen-
trog in Steinhagen.

Erfreulicherweise bemühen 
sich die polnischen Züchter-
kollegen um eine engere Zu-
sammenarbeit mit Vorpom-
mern und hoher Resonanz. 
Andreas Schulz hat dazu den 
Verein „Pommernschau e.V.“ 
gegründet. Das ist ein gutes 
und notwendiges Beispiel des 
Ausbaues der deutsch-polni-
schen Beziehungen. Glück und 
Erfolg wünschen sich alle Be-
teiligten dazu.

Gerhard Fischer, Rostock

Der Tierzuchtdirektor der 
Pommerschen Herdbuchge-
sellschaft, Ernst Gaede aus 
Fischbeck/Elbe, prägte von 
1920 bis 1936 die Rinder-
zucht in Pommern und entwi-
ckelte es zu einem bedeutnden 
Zuchtgebiet in Deutschland

Pommernschau am 12. August 2018 – „Miss Pommern 2018“ 
wurde die fünf Jahre alte Kuh Amy                  (Foto: RinderAllianz)

Welche Familie kann 
schon von sich be-
haupten, all diese Ge-

stalten hervorgebracht zu haben: 
Friedrichs Husarenkommandeur, 
Bismarcks Frau, Bismarcks In-
nenminister, einen kaiserlichen 
Kolonialgouverneur, Hitlers Ma-
rineadjutant, Hitlers Widersacher, 
die erste deutsche Botschafterin, 
einer der Väter der Mondlandung, 
die erste Kommandantin eines 
deutschen Kriegsschiffes. – In der 
Geschichte der Puttkamer spiegelt 
sich das deutsche Schicksal vieler 
Jahrhunderte: von der Kultivie-
rung des Ostens über den Aufstieg 
und Niedergang Preußens und des 
Deutschen Reichs mit den Verbre-
chen des Zweiten Weltkriegs bis 
zur Katastrophe der Vertreibung 
und dem mühsamen Neubeginn 
im Westen.
Vor dem Hintergrund des idylli-

schen Hinterpommern entfaltet 
dieses Buch ein unterhaltsames, 
anekdotenreiches und informa-
tives Panorama des deutschen 
Junkeradels in seinem Glanz und 
Elend – und seiner erstaunlichen 
Überlebenskraft nach der Stunde 
null von 1945.

Der Autor: Georg-Jescow von 
Puttkamer wurde 1940 in Stolp 
(Hinterpommern) geboren und 
wuchs nach der Vertreibung in 
Hamburg auf. Nach einer Ausbil-
dung zum Groß- und Außenhan-
delskaufmann und dem Wehrdienst 
trat er 1964 in die Continental 
AG in Hannover ein. Bei seiner 
Pensionierung 2005 war er Leiter 
Marketing und Vertrieb des PKW-
Reifenersatzgeschäfts für den Be-
reich Deutschland – Österreich – 
Schweiz. Seither engagiert er sich 
ehrenamtlich, etwa in der Schwe-
ring-&-Hasse-Stiftung und bei den 
Rotariern, sowie für Projekte in 
Hinterpommern. Puttkamer lebt in 
Bad Pyrmont.

Co-Autor Oliver Thomas  
Domzalski, geboren 1960 in West-
Berlin, studierte Geschichte und 
promovierte 1993 über den vene-
zianischen Adel im 17. und 18. 
Jahrhundert. Nach mehr als 20 
Jahren als Lektor in verschiedenen 
Verlagen, ist er seit 2016 freiberuf-
licher Lektor und Autor. Er lebt in 
Hamburg.

Gebundene Ausgabe: 288 Seiten
Verlag: Westend; Auflage: 1 
ISBN-10: 386489185X
ISBN-13: 978-3864891854
Größe: 14,4 x 3 x 22 cm
Preis: 24,00 €
Auch als E-Book erhältlich

Das Buch verspricht Lesegenuß mit 
interessantem Wissen über die Ge-
schichte Pommerns verknüpft.

Eine pommersche Blüte aus der Inflationszeit

Eine Blüte, ein Ersatzwert-
zeichen, hat es für die Be-
völkerung des Kreises Ran-

dow während der Inflationszeit 
nach dem 1. Weltkrieg gegeben. 
Sie sollte für sie sicher eine Er-
leichterung beim Einkaufen sein, 
denn die bisher schwerste Inflati-
on in Deutschland zeigte sich nach 
dem ersten Weltkrieg während der 
Weimarer Republik in der Zeit 
von 1920 - 1923. Gold, Rohstoffe 
und Lebensmittel mussten an die 
ehemaligen Feindstaaten abgelie-
fert werden. Als einmal Lieferun-
gen an Steinkohle und Holz aus 
dem Ruhrgebiet nach Frankreich 
nicht voll erfüllt wurden, besetz-
ten die Franzosen das Ruhrgebiet. 

Der Ruhrkampf 1923 brachte den 
Wert des deutschen Papiergeldes 
völlig zur Strecke. Die Mark hatte 
bei Kriegs-
ende schon 
an Kaufkraft 
verloren, weil 
sie nicht mehr 
den Wert 
des früheren 
Gold- und 
Silberwertes 
besaß. Im No-
vember 1923 
kostete dann ein Ei dreihundert-
zwanzig Milliarden Mark im Ge-
gensatz zu 1914, wo es 0,05 Mark 
waren.

Die hier abgebildete Blüte von 

zeitgeschichtlichem Aussagewert 
schickte mir kürzlich der aus Gartz/
Oder stammende Siegfried Knüt-

ter. Sie ist ein 
sehr dekora-
tives Ersatz-
wertzeichen 
im Wert von 
25 Pfennig 
für den Kreis 
Randow in 
P o m m e r n . 
Das Ersatz-
wertzeichen 

hatte jedoch nur Gültigkeit, so steht 
es auf seiner  Vorderseite, in der 
Zeit vom 21. September 1921 bis 
zum 30. Juni 1922 und wurde von 
der Randower Kreiskommunalen 

Kasse gezahlt. Auf der Rücksei-
te sind die Orte des Kreises: Alt-
damm, Penkun, Pölitz und Warsow 
mit ihren Wappen zu sehen. In der 
Mitte prangt der Pommerngreif. 
Nicht vergessen wird auch das zum 
Kreis gehörende Lied.

Von den Orten in der Umgebung 
der ehemaligen Provinzhauptstadt 
Stettin sind nur noch Penkun 
und Gartz für die Bundesrepub-
lik Deutschland übrig geblieben. 
Altdamm und auch Pölitz tragen 
wie auch Stettin heute polnische 
Namen.

Brigitte Klesczewski

Randower Kreis und Land,
Herz du am Pommernstrand,

Fruchtbarer Born.
Städte mit Schaffensmut,

Werke in Tatenglut,
Äcker an Stromesflut,

Knollen und Korn

Vorderseite                            Rückseite

Notgeld – hübsch bedrucktes Papier, kaum etwas wert



Zu: Steigende Gefahr eines Black -
out (Nr. 4) und: Nord Stream 2 ist
die Nagelprobe (Nr. 4)

Wenn Nord Stream 2 wirklich
noch kippen sollte, ist es nicht
nur eine Niederlage der Vernunft,

sondern das praktische Einge-
ständnis, dass wir immer noch
ein Vasallengebilde der Sieger-
mächte sind. Abgesehen davon,
dass uns seltsamerweise „erlaubt“
wird, durch unsere „Qualitätsme-
dien“ ständig so abgrundtief ge-
gen den Präsidenten Trump zu
hetzen, geht es wohl darum, dass
Deutschland niemals mehr wirk-
liches Gewicht in dieser Welt ha-
ben soll. Das einzige Gewicht, das
uns gestattet wird, scheint der
kaum zu versiegende Fluss unse-
res Geldes in alle nur denkbaren

Kanäle zu sein. Die Rolle der bra-
ven Melkkuh also, die Milch ge-
ben, aber das Maul halten muss. 

Ähnlich verhält es sich mit der
fragilen Abhängigkeit von Strom.
Entgegen jeder Vernunft setzen
wir auf einen Mix von Energie-
quellen, der überaus anfällig ist.
Fehlende Strom-Leitungen sind
dabei nur ein Risikopunkt. Eine
Gesellschaft, ein System, das so
vollständig auf Strom angewiesen
ist, derart zu gefährden, ist entwe-
der hochgradiger Leichtsinn, In-
kompetenz oder – vielleicht – so-

gar Absicht. In so einer Situation
strikt nur noch auf Elektro-Mobi-
lität zu setzen, ist schon ein Hohn.
So eine Art „Russisch Roulette“:
Meist geht es ja gut. Aber viel-
leicht auch nicht.

Die Gaslieferungen aus Russ-
land haben uns viele Jahrzehnte-
lang zuverlässig mit diesem Ener-
gieträger versorgt. Sie durch viel
teurere, ökologisch fragwürdige
Transporte über den Ozean und
den dort herrschenden Wetterrisi-
ken zu ersetzen, kann niemals der
Sicherheit dienen. Und wenn wir

bedenken, mit welchen nachhalti-
gen Umweltzerstörungen Frak-
king-Gas erzeugt wird und wie
lange es auch schon durch die
USA zu den Verschiffungshäfen
transportiert wird, müssten alle
sogenannten „Grünen“ laut ab-
wehrend aufheulen. Schade, ich
habe noch nichts davon gehört.

Wir sollen die 83 Millionen-
Einwohner-Marke gerade durch-
brochen haben. Sind es diese
Menschen nicht wert, dass ihre
Regierung Entscheidungen trifft,
die ihnen Sicherheit gibt? Jetzt

und auch morgen und übermor-
gen? Dazu sollte es gehören, über
alle Möglichkeiten nachzudenken
und nicht nur einseitig die
Elektro-Mobilität zu favorisieren. 

Henry Stephan,
Himbergen
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Nicht mehr aufzuhalten: Die Verlegung der Rohre für Nord Stream 2 wie hier auf Rügen ist in vollem Gang Bild: Imgao

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Deutschland fährt mit Nord Stream 2 am besten Polnisches Getöse
Zu: „Eine Geschichte von Lug und
Trug“ (Nr. 1) und zum Leserbrief:
Auch Ärzte zahlen (Nr. 4)

Es wundert mich, dass noch
kein Aufschrei der Beamten hin-
sichtlich der Pension erfolgte,
weil uns diese quasi nicht zusteht,
da wir nicht in die Rentenkasse
einzahlen.

Es stimmt nur zum Teil, dass
wir (die Beamten) keine Sozialab-
gaben zahlen. Ich habe damals
vom Angestelltenverhältnis in die
Beamtenlaufbahn gewechselt. Als
ich die beiden Gehaltsabrechnun-
gen verglich, fiel mir der Unter-
schied in den Brutto-Gehältern
auf. Die Differenz betrug genau
die Summe der Sozialabgaben.
Dieser Betrag fehlt im Brutto-
Grundgehalt der Beamtenbesol-
dung, weshalb die Pension schon
immer versteuert wird. Leider ist
dieser Betrag vom Bund nicht
zweckgebunden.

Es besteht außerdem ein we-
sentlicher Unterschied zur gesetz-
lichen Rente in der Witwenschaft.
Ich bin seit 2017 Witwe, und da
wir beide Beamte sind/waren,
wurde nach dem Tod meines Part-
ners meine Pension um die Hälfte
gekürzt, da ein bestimmter Betrag
gemäß Paragraf 54 Beamtenbesol-
dungsgesetz nicht überschritten
werden darf. Beide Pensionen
werden mit Steuerklasse 1 und 6
versteuert.

Solange beide Pensionäre le-
ben, mag es dem Beamten im Al-
ter gut gehen, aber wehe ein Ehe-
partner stirbt, dann rückt die Al-
tersarmut in greifbare Nähe. Zu-
dem muss der Beamte mit allen
Medikamenten- und Arztkosten
in Vorkasse gehen, egal wie hoch
die Entgelte sind.

Beamte sind nicht gerade die
Lieblingskinder von Vater Staat.

Marion Stoschek,
Hagen

Zu: Wie „Ostpolen“ zu Polen kam
(Nr. 6)

Vor 100 Jahren begann der Pol-
nisch-Sowjetische Krieg, der mit
der polnischen Annexion nicht-
polnischer Gebiete am 18. März
1921 endete. Die neue Grenze lag
250 Kilometer östlich der Cur-
zon-Linie. Im sogenannten Ostpo-
len lebten allerdings weniger als
zehn Prozent ethnische Polen,
was zu heftigen Konflikten mit
den einheimischen Bevölkerungs-
gruppen führte.

Stalin versäumte es nicht, den
Polen diese Gebiete 1940 wieder
abzunehmen und in die damalige
Sowjetunion einzugliedern. Polen
und Russen mögen sich auch heu-
te nicht, was ganz sicher histori-
sche Ursachen hat. 

Es gab bei diesen Konflikten lei-
der auch größere Massaker, unter
denen die Zivilbevölkerung sehr
zu leiden hatte. Vor diesem
Hintergrund hätte Polen nach
dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges überhaupt keine „Kompensa-
tionen im Westen“ für seine „Ge-
bietsverluste im Osten“ zugestan-
den.

Der brutale Angriffskrieg Pił -
sudskis hatte das Selbstbestim-
mungsrecht unzähliger Weißrus-
sen, Litauer und Ukrainer ver-
letzt. Die Vertreibung deutscher
Bevölkerungsgruppen aus ihren
angestammten ostdeutschen
Siedlungsgebieten ist somit ein-
deutiges Unrecht. 

Umso mehr irritieren heute das
Geschrei von Jarosław Kaczynski
und der Partei Recht und Gerech-
tigkeit (PiS). Es ist an der Zeit, ei-
nem nationalistischen Großpolen
ein kraftvolles Nein entgegenzu-
setzen. Polnische Politiker haben
wenig aus der Geschichte gelernt,
und ihr Engagement für Europa
ist von einer sehr bescheidenen
Art. Hans-Joachim Nehring,

Zu: Nord Stream 2 ist die Nagel-
probe (Nr. 4)

Nach Trumps Willen haben die
EU-Länder, allen voran Deutsch-
land, ihren Mehrbedarf an Erdgas
wegen der Abschaltung von Koh-
lekraftwerken und Kernkraftwer-
ken in den USA zu decken. Dazu
muss Deutschland einen Import-
Flüssiggas-Terminal errichten. 

Das Ziel der Trumpschen USA
ist einfach: Die EU, vor allem
Deutschland, muss bezüglich fos-
siler Energie von den USA abhän-
gig werden, dann werden die

deutschen Automobilkonzerne
gemäß dem Trumpschen Diktat
schon spuren und sich sputen.

Katar, der weltweit größte Ex-
porteur von Flüssigerdgas (LNG),
wird seit 2018 von Saudi-Arabien
und Kuwait, von den Vereinigten
Arabischen Emiraten und von
Ägypten auf vielfältige Weise be-
drängt und blockiert. Saudi-Ara-
bien will unter anderem Katar mit
einem Kanal zur Insel machen.
Bei diesen Manövern hat Trump
seine Hand im Spiel.

Es profitiert aber auch die
Ukraine. Sie bleibt das wichtigste

Transitland von russischem Erd-
gas nach Europa. Aber, was kaum
erwähnt wird, die Ukraine hat so
auch ein Drohpotenzial – in Rich-
tung Russland wie in Richtung
EU. Zwar ist die Ukraine ein ar-
mes Land und somit auf die Ein-
nahmen aus dem Transit angewie-
sen, doch könnte es der politi-
schen Führung – im April sind
Präsidentschaftswahlen in der
Ukraine – in den Sinn kommen,
mit der Drohung den Gastransit
total zu stoppen oder durch eine
stotternde, ungenügende Gasver-
sorgung, die EU gegen Russland

zu mobilisieren, sei es gegen die
„Volksrepubliken Donezk und Lu-
hansk“ oder gegen die Krim. Es ist
ohne weiteres möglich, dass ein
solches Manöver in Absprache
mit Trump stattfindet.

Um den Widerstand gegen
Nord Stream 2 zu brechen, ist die
Bundesregierung in Brüssel 
äußerst robust vorgegangen.
Deutschland fährt am besten,
wenn es dafür sorgt, dass Nord
Stream 2 ohne Verzug fertig ge-
baut und in Betrieb genommen
wird. Jürg Walter Meyer,

Leimen

Arme Beamte

In Sachen Strom spielt Deutschland russisches Roulette
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Jim Macgregor & Gerry Docherty: Der Krieg, der nicht enden durfte • gebunden • 894 Seiten • zahlreiche Abbildungen • Best.-Nr. 974 900 • 29.99 €

� Die beiden schottischen Historiker Jim Macgregor und Gerry Docherty haben in jahrelanger 
unermüdlicher Recherchearbeit auf beiden Seiten des Atlantiks offizielle Dokumente ein-
gesehen; Memoiren, die der Zensur entgangen sind, ausfindig gemacht; Reden vor dem ameri-
kanischen Kongress und dem britischen Parlament herangezogen sowie führende internationale 
Zeitungen und andere Quellen der damaligen Zeit ausgewertet.

Dass Regierungen lügen, gilt heutzutage 
als unbestrittene Tatsache

Kapitel um Kapitel legen die Autoren stichhaltige Be-
weise vor, dass das Kriegsende vorsätzlich und unnöti-
gerweise hinausgezögert wurde, um der Geheimen Elite 
unglaubliche Gewinne zu sichern. Die wahren Strippen-
zieher hinter den Kulissen strichen beispiellose Profite 
ein, während Millionen Soldaten auf den Schlachtfel-
dern ihr Leben ließen und die Bevölkerung Armut und 
Elend erdulden musste. In der offiziellen Geschichts-
schreibung wimmelt es bis heute von krassen Lügen, weil 
Regierungen ihren Bürgern die Wahrheit vorenthalten.

Es wird klar, mit welch menschenverachtender und 
krimineller Energie der Erste Weltkrieg betrieben und 

verlängert wurde und welche Interessen wirklich hinter 
diesem Krieg steckten. Es ergibt sich ein ganz anderes 
Bild, als wir es von der offiziellen Geschichtsschreibung 
gewohnt sind.

»Das beste Buch, das ich je über die Gründe für 
den Ersten Weltkrieg gelesen habe.« 
 Nick Kollerstrom, Bestsellerautor 

»Ein wunderbares Buch und ein sehr mutiger 
und kühner Versuch, althergebrachten Unwahr-
heiten über die Ursprünge des Krieges etwas 
entgegenzusetzen. Seit Jahren ringe ich mit ge-
säuberten ›offiziellen‹ Versionen.«  
 Yvonne McEwen, Universität Edinburgh
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Mancher, der heute in den Wald
geht, tut es nicht wegen der
Romantik, sondern um dort ein
Chaos anzurichten. Respekt vor
der Natur ist inzwischen für viele
zu einem Fremdwort geworden.

Das Elbsandsteingebirge, auch
Sächsische Schweiz genannt, ist
das markanteste und formen-
reichste deutsche Mittelgebirge
überhaupt. Deshalb wurden große
Teile davon im September 1990
zum Nationalpark erklärt, in dem
relativ strenge Regeln gelten, um
den Charakter der Landschaft
und die oftmals sehr fragile Fel-
senwelt zu schützen. Allerdings
gibt es Besucher, welche sich
trotzdem wie die sprichwörtliche
Axt im Walde benehmen.
2018 war ein schlechtes Jahr für

die Sächsische Schweiz, denn
neben extremer Trockenheit litt
die Natur hier auch unter dem
Treiben von allerlei Vandalen.
Einige derselben entzündeten auf
dem Höhepunkt der schlimmsten
Hitzeperiode seit Langem ein
Feuer auf den schwer zugäng-
lichen Bändern 500 Meter elbab-
wärts vom weltberühmten Aus-
sichtspunkt Bastei. Bis Hunderte
Feuerwehrleute aus 15 Ortsfeuer-
wehren den daraus resultieren-
den Waldbrand unter Kontrolle
bekamen, hatte der selbige bereits
15000 Quadratmeter Wald in der
besonders sensiblen Kernzone
des Nationalparks vernichtet. Die
Verursacher wurden jedoch nie
gefasst und bestraft, was analog
für die 14 anderen Waldbrände
des Sommers 2018 im National-
park gilt. 
Ungeschoren davon kam bis-

lang auch eine weitere Gruppe
von Personen, denen viele Natur-

freunde wohl kurzerhand Prügel
verpassen würden, wenn es ihnen
denn gelänge, diese zu schnap-
pen: Grafitti-Sprayer. Es gibt tat-
sächlich Leute, die in die Felsen-
welt der Sächsischen Schweiz zie-
hen, um die pittoresken Sand-
steingebilde mit ihren teilweise
meterhohen „Kunstwerken“ zu

„verzieren“. Bislang traf es unter
anderem den Klettergipfel Mönch
oberhalb des Kurorts Rathen, das
touristisch stark frequentierte
Schrammtor bei Bad Schandau
sowie die ebenfalls vielbesuchte
Gautschgrotte un weit von Hohn-
stein und wiederum auch das
Bastei-Gebiet – wahrscheinlich,
weil da die Fußlahmen unter den
Kriminellen bequem mit dem
Pkw anreisen können.

Apropos Auto: Eine weitere
Unsitte ist es, sein Allradfahrzeug
mit Schlafsäcken, reichlich Alko-
hol und vielleicht auch noch dem
Familienhund zu beladen und
damit über gesperrte Waldwege
bis zu einem einsamen Felsriff zu
rollen, wo dann das nächtliche
„Naturerlebnis“ genossen wird,

während schutzbedürftige seltene
Tiere angesichts der grölenden
und bellenden Eindringlinge in
helle Aufregung geraten.
Noch etwas geistlosere Zeitge-

nossen wollen unbedingt Bilder
von brütenden Wanderfalken
schießen. Das geht natürlich am
besten mit Fotodrohnen. Und so
surren diese technischen Spiel-
zeuge an diversen Felsmassiven
hoch, die sich in extra zum Schutz

der Tiere gesperrten Partien des
Elbsandsteingebirges befinden.
Über die Konsequenzen solcher
Aktionen gibt jetzt eine Statistik
der Zoologen für 2018 Auskunft:
In den 16 registrierten Wanderfal-
ken-Nestern kam es zu insgesamt
neun Brutverlusten. Das heißt, die
Jungvögel starben oder die Eier

wurden gar nicht erst ausgebrü-
tet, weil die Eltern wegen der per-
manenten Störungen die Flucht
ergriffen hatten. Das gilt analog
für die Uhus: Hier überlebten
lediglich zwei Junge, obwohl man
fünf brütende Paare zählte.
Weitere Ärgernisse sind der all-

gegenwärtige Müll der Besucher
sowie das verbotene Verlassen
von markierten Wegen in der
Kernzone. Viele wissen gar nicht,

dass es drei Jahre dauert, bis ein
weggeworfenes Papiertaschen-
tuch verrottet – von Flaschen und
Plastikresten ganz zu schweigen.
Genauso wenig Sensibilität ge -
genüber der Natur zeigen jene,
welche unbedingt neue Wege
erschließen oder alte Pfade und
Stiegen wieder begehbar machen
wollen. Das gilt unter anderem für
die Verfasser von Wanderführern,
die den Absatz ihrer Bücher
dadurch anzukurbeln versuchen,
dass sie nach „Geheimtipps“
suchen, die zwar illegal sind, aber
eben eine bestimmte abenteuerlu-
stige Klientel ansprechen.
All den geschilderten Auswüch-

sen Einhalt zu gebieten ist die
Aufgabe der Angestellten der
Nationalparkwacht beziehungs-
weise „Naturschutzwarte“, wie sie
offiziell heißen. Diese können rein
theoretisch Bußgelder von bis zu
55000 Euro gegen ertappte
Umweltsünder verhängen. 
Jedoch gibt es kaum noch sol-

che Aufpasser, weil der Freistaat
Sachsen vakante Stellen seit eini-
gen Jahren nicht wieder besetzt.
Deshalb wird die Sächsische
Schweiz nun im Sommer von 
14 und im Winter von zehn Natur-
schutzwarten „behütet.“ 
Und höchstwahrscheinlich

sinkt deren gegenwärtige Zahl im
nächsten Jahr noch weiter. Dabei
ist der Nationalpark 93,5 Qua-
dratkilometer groß, extrem un -
übersichtlich und mit einem Wan-
derwegenetz von 400 Kilometern
versehen, auf dem sich pro Jahr
drei Millionen Menschen tum-
meln. Das macht reichlich 8200
Leute am Tag beziehungsweise 
88 Touristen pro Quadratkilome-
ter innerhalb eines Zeitraums von
24 Stunden.  

Dass so lächerlich wenige
Naturparkwächter unterwegs
sind, liegt natürlich nicht an feh-
lenden Bewerbern – davon gäbe
es mehr als genug. Vielmehr muss
der Freistaat Sachsen an sämt-
lichen Ecken und Enden sparen.
Schließlich hat er ja die finanziel-
len Zusatzlasten durch den anhal-
tenden Zustrom von „Flüchtlin-
gen“ zu stemmen: Nach offiziellen
Angaben des Finanzministeriums
in Dresden entstanden alleine
2016 Asylkosten in Höhe von
915,5 Millionen Euro; 2017 sollen
es dann immerhin noch 674,5
Millionen Euro und 2018 rund
650 Millionen gewesen sein. Das

macht insgesamt mehr als zwei
Milliarden Euro – wenn die Zah-
len tatsächlich so stimmen.
Angesichts dieses ungeplanten

Kraftaktes bleibt dann eben auch
der Schutz der Natur auf der
Strecke. Ja, mehr noch: Um die
Staatsfinanzen zu sanieren, wird
sogar zur Motorsäge gegriffen und
kräftig abgeholzt. Vor allem Fich-
ten „sind bares Geld“, gestand der
Naturschutzwart Jan Scheffler
kürzlich im Interview mit den
Machern des Blogs „Campusrau-
schen“. Dabei kann sich die
Nationalparkverwaltung formell
auf die geltende Nationalparkver-
ordnung berufen, in der unter
anderem steht, dass derartige
„forstwirtschaftliche Maßnah-
men“ zulässig sind. 

Wolfgang Kaufmann

Wie die Axt im Walde
Brandstiftungen, Graffiti und ein Haufen von Unrat – Im Elbsandsteingebirge breitet sich der Vandalismus aus

Schmiererei am Elbtal: Graffito an der Bastei oberhalb von Rathen Bild: Kaufmann

Lupi und hellal
Wenn der Flecklmann zweimal klingelt – Fasching in der Oberpfalz

Der Wohlstandsbauch der
50er Jahre hat längst aus-
gedient. Die neue Ge -

neration der Manager in Deutsch-
lands Chefetagen setzt auf einen
Körper, der gut in Form und
damit ein Zeichen für Selbstbe-
herrschung und Willensstärke ist. 
Dabei ist längst nicht alles Gold,

was glänzt. Während eine Studie
der Personalberatung Heidrick &
Struggles zeigt, dass Deutschlands
Manager Sportlichkeit und einen
schlanken Körper als Zeichen für
gesunde Lebensführung und
Fähigkeit im Job extrem hoch
bewerten, belegt eine andere Stu-
die der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Ernst & Young, dass die
Bereitschaft zu unethischem Ver-
halten (zum Beispiel Korruption)
unter deutschen Führungskräften
in den vergangenen Jahren enorm
zugenommen hat – weit mehr als
in anderen EU-Ländern. 
In Zeiten, als die arme Bevölke-

rung mager war, machte es für
den Chef Sinn den gut gewölbten
Bauch spazieren zu Tragen und
damit zu demonstrieren: Ich
gehöre zu der oberen Etage, ich
weiß, wie es geht. Heute dagegen
nimmt der Durchschnittsbürger
Jahr für Jahr zu. So sehr, dass
sogar die Crash-Test-Dummies
der Autoindustrie schon dicker
gestaltet werden, um bei den Här-
tetests noch aussagekräftige Er -
gebnisse zu liefern. 
Der moderne Manager setzt

jetzt mit dem sportlichen Körper
daher ein Zeichen, dass er es bes-
ser weiß als seine Untergebenen.
Er hat das Wissen, was gesund ist
und den Ehrgeiz, das Richtige zu
tun. Selbstbeherrschung und Wil-
lensstärke gehören zu seinen her-
vorragenden Eigenschaften. Er ist

Vorbild, wenn er sich nicht nur
am Wochenende, sondern auch
früh morgens oder spät abends
dem Sport widmet und schlank
und rank im Büro erscheint. 
Der Sport, für den er sich inter-

essiert, darf gerne ausgefallen
sein. Marathon laufen inzwischen
schon Senioren mit über 70. Da
darf es gerne der Extrem-Mara-
thon, der Triathlon oder das Berg-
steigen sein. Ebenfalls hoch im
Kurs stehen aber auch andere
sportliche Extreme. 
Radtouren, am Wochenende

gerne auch mal mit Kind und

Kegel, führen Manager dann im
Urlaub bis 2000 Kilometer weit
nach Südeuropa. Damit kann man
etwas beweisen. Nicht nur sich
selbst, sondern auch den Kollegen
und den Kunden. Und wenn das
Geprotze mit den sportlichen Lei-
stungen nicht reicht, um den Auf-
trag zu bekommen?
Dann ist die Bereitschaft zu

unethischem Verhalten heute ver-
gleichsweise hoch. Wusste der
dickbäuchige Chef mit der Zigar-

re im Mundwinkel noch eine
Niederlage mit einem Schulter-
zucken oder einem Lächeln lässig
wegzustecken, verpassen die vom
Ehrgeiz beseelten Manager der
Moderne gerne einmal den Zeit-
punkt, an dem es heißen sollte:
Lass es gut sein, das Spiel ist aus.
Die Mentalität ist, wie die verbis-
sene Sportlichkeit auch zeigt, auf
das Motto „Geht nicht, gibt’s
nicht“ eingeschworen. 
Schmiergelder gelten überra-

schend oft vor allem bei der jun-
gen Generation der Führungskräf-
te als akzeptable Lösung, um

einen Auftrag zu gewinnen. Be -
trachtet man beide Studien, kann
der Verdacht aufkommen, das
Unrechtsbewusstsein sei bei eini-
gen wohl auf dem Weg zum sport-
lichen Extrem verloren gegangen.
Die Bella Figura, die der Manager
sich mit Askese und sportlicher
Versklavung sichert, ist in einigen
Fällen dann doch eher ein Ablen-
kungsmanöver als Beleg für die
unfehlbaren Manager-Qualitäten. 

Stephanie Sieckmann

Sportlich an die Spitze
Unter Triathlon geht nichts – Fitte Manager stehen für Willensstärke

Einen bodenständigen Fa -
sching, ganz ohne Prinzen-
paar, Elferrat und Garde –

das gibt es noch. Und zwar in
Lupburg im Landkreis Neumarkt
in der Oberpfalz: Seit 50 Jahren
existiert hier der Maschkerer-Ver-
ein und organisiert keine Prunk-,
sondern die Maschkerersitzung,
keinen Faschings-, sondern den
Maschkererumzug. Und es gibt
hier auch keinen Elferrat, sondern
eine Marktgrafschaft.
In Lupburg ist auch der Fleck

oder Flecklmann beheimatet, eine
Figur, die möglicherweise bis in

die Pestzeit zurückreicht. Ebenso
hat in Lupburg das Ausspielen
von Personen eine lange Tradi-
tion. Schließlich waren es die
„Bunten Abende“ des Liederkran-
zes und des Sportvereins in den
1960er Jahren, die Xaver Maier
mit einigen Mitstreitern im Jahr
1968 zur Gründung des LMV
(Lupburger Maschkerer-Verein)
motivierten.
Offizieller Gründungstag war

der 11. November 1968. Das Präsi-

dium bestand aus zwei Präsiden-
ten, dem Geld-, Schreib- und
Laufminister sowie dem Hofmar-
schall. Darüber hinaus gab es
einen Elferrat und das „Fußvolk“.
Und eine vier junge Frauen zäh-
lende Damengarde. 
Als Hauptaufgabe sah der Ver-

ein die Organisation einer Veran-
staltung mit mehreren Ausspiel-
nummern am Unsinnigen Don-
nerstag im Saal eines örtlichen
Gasthofs. Dadurch war man vom
Wetter unabhängig und konnte
ein umfangreicheres Programm
ge stalten. Leider musste die erste

Inszenierung wegen eines Un -
glücksfalles abgesagt werden. 
Doch am Unsinnigen Donners-

tag 1970 stieg die erste Sitzung
des LMV und war bei 250 Sitz-
plätzen ausverkauft. Sie umfasste
neben Begrüßungen durch die
Präsidenten, einer Schunkelrunde
und dem Gardemarsch vier Vor-
träge in der Bütt und vier Sketche,
darunter auch den bis heute
bekannten Dauerbrenner „Kirch-
turm und Burg“.

Seit 1980 gibt es am „Ruaßigen
Freitag“ eine zweite Aufführung.
Im Fasching 1992 entstand der
neue Schlachtruf „Lupi, Lupi und
hellal“. Der neue Hofmarschall
stellte sich mit dem Satz „Lupi,
Lupi und hellal – i bin der neue
Hofmarschall“ vor. Zwei Jahre
später wurden die Gardemädchen
neu eingekleidet, ihr Kostüm an
die Maskerade des Fleck ange-
lehnt. 
Eine prägende Neuerung voll-

zog sich 1995. Die gesamte LMV-
Vorstandschaft erhielt ein neues
Outfit – und neue Tätigkeitsbe-
nennungen: Obermarktgraf (bis-
her Ertser Präsident), Marktgraf
(Zweiter Präsident), Marktkäm-
merer (Geldminister), Markt-
schreiber (Schreibminister),
Marktkurier (Laufminister), Hof-
narr (Hofmarschall), Zeremonien-
meister (Technischer Direktor).
Darüber hinaus unterstützte fort-
an eine fünfköpfige Dienerschaft
(Ausschuss) die Vorstandschaft.
Auch Musik und Gesang gehö-

ren selbstverständlich zur Masch-
kerer-Sitzung. In diesem Kontext
entstand im Jahr 2002 der LMV-
Song „Mir san halt echte Lupbur-
ger Maschkerer“, der in jenem
Jahr – live natürlich – seine
Uraufführung erfuhr und seither
jedes Jahr bei den Sitzungen
(meist zum Finale) zu hören ist.
Beim LMV gibt es auch einen

Orden – eine Abbildung des
Fleckl manns. Verliehen wird die-
ser Orden jedoch ausschließlich
an Vereinsmitglieder für langjäh-
rige Aktivität. Jedes Jahr stellt der
LMV ein dreieinhalbstündiges
Programm auf die Bühne, beide
Aufführungen sind meist schon
lange vorher ausverkauft.

Markus Bauer

Bunte Narretei: Maschkerersitzung mit Flecklgewand Bild: Bauer Auf Kommando zur Höchstleistung: Manager beim Training
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Im Dezember 2017 verurteilteder Zwickauer Amtsrichter Ste-
phan Zantke den angeblich aus
Libyen stammenden und schon
mehrmals straffällig gewordenen
„Flüchtling“ Mohamed F. wegen
wiederholter Sachbeschädigung,
Beleidigung, Körperverletzung
und Widerstands gegen Vollstrek-
kungsbeamte zu einer Freiheits-
strafe von zweieinhalb Jahren oh-
ne Bewährung.
Da der Ange-
klagte während
des Prozesses
ständig über die
„ S ch e i ß d e u t -
schen“ und
„Scheißdeutschland“ herzog,
stellte der Richter ihm schließlich
die mehr als naheliegende Frage:
„Wenn Deutschland so scheiße ist,
warum sind sie dann hier?“ Da
sich zu diesem Zeitpunkt auch
ein Reporter der „Bild“-Zeitung
im Saal befunden hatte, prangte
der Satz am nächsten Tag als
Schlagzeile auf der Titelseite des
Blattes. Das
brachte Zantke
den Spitzna-
men „Knall-
hart-Richter“
ein und inspi-
rierte ihn zu-
gleich dazu,
ein Buch zu
s c h r e i b e n ,
dessen Titel
genauso lautet
wie seine be-
rühmt gewor-
dene Frage an
den „Libyer“.

Allerdings entpuppt sich der
Autor darin als das ganze Gegen-
teil eines rigoros durchgreifen-
den Juristen, der zudem auch
kein Blatt vor den Mund nimmt,
wenn es um kriminelle „Schutz-
suchende“ geht: Zum einen kom-
men diese in dem Buch nur inso-
fern zur Sprache, als Zantke noch
einmal den Fall von Mohamed F.
aufrollt, um sein damaliges Agie-

ren zu rechtferti-
gen, zum ande-
ren argumentiert
der Richter ins-
gesamt doch
eher zahm. Seine

Darstellung neun
anderer, nicht sonderlich spekta-
kulärer Gerichtsverfahren von
lokaler Bedeutung, in denen er
Urteile fällte und die er nun für
den Leser rekonstruiert, atmet
weniger Gnadenlosigkeit als viel-
mehr das heutzutage weit ver-
breitete Verständnis für Straftäter
aller Couleur. 

Wolfgang Kaufmann

Flucht, Vertreibung und Neu-
beginn in der Fremde sind
seit über 70 Jahren durch-

gängig ein Thema in der Literatur.
Sie fanden einen unüberschauba-
ren Niederschlag in zahllosen Er-
lebnisberichten sowie, wenn auch
in weit geringerem Umfang, in
der künstlerischen Form, also in
Romanen, Erzählungen, Novellen
und Lyrik. Beides dient vorrangig
der Vergangenheitsbewältigung,
doch anders und stärker als in
den autobiografischen Berichten
durchdringt bei der künstleri-
schen literarischen Verarbeitung
die subjektive Sicht der Autoren
ihre Werke, was angesichts der
dramatischen Geschehens heißt:
ihre Hoffnungen und Ängste. 
Es ist das Verdienst von Axel

Dornemann, einem hervorragen-
den Kenner der schöngeistigen
Vertreibungsliteratur, mit der fast
800-seitigen Anthologie „Heim-
wehland. Flucht – Vertreibung –
Erinnerung. Ein literarisches Le-
sebuch“ eine beispielgebende
Sammlung von in sich geschlosse-
nen Texten und Romanauszügen
dieses Genres zusammengetragen
zu haben. Als erfahrener Heraus-
geber von Anthologien hat der
ehemalige Lektor und Verlagslei-
ter ein Literaturpanorama zur
Katastrophe der Jahre 1945 bis
1947 mit all ihren Folgeerschei-
nungen bis zur Gegenwart ge-
schaffen, das die Voraussetzungen
erfüllt, ein Standardwerk der Gat-
tung Vertreibungsliteratur zu wer-
den. Zu dem großen inhaltlichen
Komplex wurden Romanauszüge,
Erzählungen, Essays, fiktionale

Tagebücher und Lyrik von mehr
als 60 Schriftstellern zusammen-
gefügt. Berücksichtigt wurden ne-
ben Größen des alten Kanons wie
Willi Kramp, Peter Huchel, Gün-
ter Grass, Edzard Schaper und
Horst Bienek bekannte Schrift-
steller der jüngeren Generation,
darunter Tanja Dückers, Joana Ba-
tor und Olga Tokarczuk. Weiter-
hin sind weniger bekannte sowie
ganz unbekannte Autoren mit ih-
ren nicht minder
eindrucksvollen
Werken vertre-
ten, die ohne die
Recherche des
Autors in den Ar-
chiven verborgen
geblieben wären. 
Im historischen und geografi-

schen Kontext der Anthologie
sind die Vertreibungsgebiete
West- und Ostpreußen, Schlesien,
Pommern, Ostbrandenburg und
das Sudetenland abgedeckt. Aus
diesen Gebieten flohen bei Krieg-
sende 12 bis 14 Millionen Deut-
sche oder wurden von den Rus-
sen überrannt und 1945 bis 1947
gewaltsam vertrieben. Zweiein-
halb Millionen Menschen, vor al-
lem Alte, Frauen und Kinder, fan-
den auf der Flucht den Tod oder
verhungerten in der Nachkriegs-
zeit. 
Aufgrund von inhaltlichen Kri-

terien und gemäß der chronologi-
schen Abfolge wurden sieben Ka-
piteleinheiten zusammengestellt.
Innerhalb jedes Kapitels ergänzen
die Texte einander hinsichtlich
der sehr unterschiedlichen Aus-
prägungen des erlebten Unrechts

und Leids, dem erzählerisch in
prosanahen Texten oder im Ge-
dicht Ausdruck verliehen wird. In
den belletristischen Arbeiten fällt
auch die politische und theologi-
sche Dimension ins Gewicht. Den
Romanauszügen hat der Heraus-
geber jeweils eine kurze Einfüh-
rung vorangestellt. 
In drei Kapiteln sind die The-

menkomplexe „Tanz auf dem Vul-
kan“, „Flucht und Vertreibung“

sowie „Frostiger
Empfang“ der
b e t t e l a r m e n
Flüchtlinge ver-
eint. Viele Kin-
der und Enkel

der Flüchtlinge
und Vertriebenen wuchsen in der
DDR und in der Bundesrepublik
mit den Geschichten ihrer Eltern
und Verwandten aus der Heimat
auf, als wären es ihre eigenen. Mit
der unfreiwilligen Sonderstellung
der Flüchtlings-
kinder ver-
bunden war
oft eine erbar-
m u n g s l o s e
Ausgrenzung.
Davon han-
deln unter an-
derem Texte
im Kapitel
„Schweres Er-
be“. 
In Schlesien

waren es
ebenfalls die
Kinder der
aus „Ostpo-
len“ umgesie-
delten Men-

schen, welche sich mit dem Hass
auf alles Deutsche als Erbe von
Krieg,  Gewalt und Propaganda
auseinandersetzten. Von ihrer
Auseinandersetzung mit der ver-
schwiegenen, aber immanent
vorhandenen deutschen Vergan-
genheit handeln Erzählungen
und Romanauszüge im dritten
Kapitel „Ostwestlicher Bevölke-
rungsaustausch“. Die beiden
letzten Kapitel des Bandes sind
der Reise in die Heimat, Erinne-
rung und Versöhnung sowie der
Lyrik gewidmet. 
Unverzichtbare Beigaben zum

Verständnis der jeweiligen Kon-
stellation sind Kurzbiografien der
Autoren und die ausführlichen
Nachbemerkungen des Heraus-
gebers. Das Publikationsvorha-
ben wurde mit Förderung durch
öffentliche Mittel an der TU
Chemnitz verwirklicht. 

Dagmar Jestrzemski

Alexander Afanasjew ist der
Grimm der russischen Mär-
chen. Er hat Texte aus dem

18. und 19. Jahrhundert veröffent-
licht. Anders als die Gebrüder
Grimm hat er nur zehn Märchen
selbst gesammelt, die meisten
Texte übernahm er aus den Bestän-
den der Kaiserlich-Russischen
Geografischen Gesellschaft. Vom
Schriftsteller Wladimir Iwano-
witsch übernahm er dessen gesam-
te Aufzeichnungen regionaler und
volkssprachlicher Ausdrücke,
Sprichwörter, Redensarten und
Märchen. 
Die vorliegende Auswahl wurde

von Werner von Grimm auf
Grundlage der 1922 in Berlin er-
schienenen russischen Ausgabe
ins Deutsche übersetzt und von
seiner Schülerin Imogene Delisle-
Kuppfer herausgegeben. Im Nach-
wort geht sie auf die Biografien
des Sammlers Afanasjew sowie
des Übersetzers von Grimm ein
und erwähnt erzählerische Be-

sonderheiten der gut 90 russi-
schen Märchen.
Das Taschenbuch ist eine günsti-

ge Variante eines Buches, und das
merkt man. Die Seiten müssen
sehr auseinandergedrückt werden,
damit man auch die Buchstaben in
der Mitte gut lesen kann, worunter
der Buchrücken leidet. Dem Leser
offenbart sich eine
besondere Märchen-
welt mit der Hexe
Baba Jaga, Teufel-
chen, vielen Fabel-
wesen und einem
Erzähler, der in den
deutschen Märchen
gänzlich fehlt. So en-
det beispielsweise
das Märchen „Sie-
ben Semjone“: „Ich
packte sie (die Müt-
ze) und warf sie zu
Boden. Seht – nun
habe ich gar nichts
mehr!“ Dem Leser
wird suggeriert, der

Autor habe die Geschichte selbst
erlebt oder beobachtet. Auch wenn
die russischen Märchen sich, bezo-
gen auf Protagonisten und Sprache
von den deutschen Märchen sehr
unterscheiden, sind sie dennoch
lesenswert, ermöglichen sie doch
einen Zugang zur Seele des russi-
schen Volkes. Ch. Rinser-Schrut 

Ja, wat denn nu?“, würde derBerliner fragen. Da wird einer-
seits in der Krise der EU von
Deutschland wegen seiner poli-

tischen und wirtschaftlichen Stär-
ke eine Führungsrolle erwartet, zu-
gleich aber eine deutsche Domi-
nanz in Europa heftig kritisiert; in
einigen südeuropäischen Ländern
kam schon der Vorwurf einer „Ger-
manisierung Europas“ auf. 
Der an der Universität Mainz

lehrende Politikwissenschaftler
Andreas Rödder hatte vor weni-
gen Jahren ein Buch über die Pro-
bleme der westlichen Industrie-
gesellschaften im 21. Jahrhundert
vorgelegt (siehe PAZ vom 3. Juni
2016). „Wer hat Angst vor
Deutschland?“ überschreibt er
sein neuestes Buch, das zu Recht
im Untertitel „Geschichte eines
europäischen Problems“ heißt.

Rödder spürt in einer ebenso an-
regenden wie kenntnisreichen
Analyse den Stereotypen und
Vorurteilen nach, denen sich
Deutschland seit der Reichsgrün-
dung von 1871 in Europa ausge-
setzt sah, auf die es, auch das
zeigt Rödder, seinerseits mit einer
Art Trotz oder Selbstmitleid rea-
gierte. 
Meinungen über andere Völker

sind keineswegs bloße Spinne-
reien, sondern haben handfeste,
mitunter segensreiche, öfters aber
fatale Auswirkungen auf die prakti-
sche Politik. Vor 1914 wurde
Deutschland einerseits bewundert
wegen seines einzigartigen Ni-
veaus in Bildung und Wissenschaft,
auch wegen seiner großen kultu-
rellen Leistungen. Gleichzeitig
aber wurde seine wachsende wirt-
schaftliche und militärische Stärke

mehr und mehr als Bedrohung
empfunden. Im Ersten Weltkrieg
eskalierten die grobschlächtigen
Meinungen: Die Deutschen waren
Hunnen und Schlächter wehrloser
Frauen und Kinder, umgekehrt die
Engländer Krämerseelen, die Fran-
zosen dekadente Zivilisten, die
Russen asiatische Horden. In der
Zwischenkriegszeit wurden die
Meinungen freundlicher, um dann
nach 1933 erneut in feindselige Ex-
treme umzuschlagen. 
Unter Bundeskanzler Konrad

Adenauer versuchte die junge
Bundesrepublik erfolgreich, wie-
der „Souveränität durch Souverä-
nitätsverzicht“, so der Autor, zu er-
reichen. Das Land gab bereitwillig
viele Hoheitsrechte an europäische
Institutionen ab, was einen Höhe-
punkt unter Bundeskanzler Kohl
erreichte, der halb bereitwillig,

halb von Mitterand gezwungen, die
Währungsunion mit dem Euro ak-
zeptierte und die D-Mark opferte. 
Aber die Schatten der Vergan-

genheit waren nicht verschwun-
den. In der Euro-Schuldenkrise
brachen alte Meinungen über das
„dominante“, das „selbstsüchtige“
und nationalistische Deutschland
wieder auf; umgekehrt steigerte
sich das deutsche Unverständnis
über das Nicht-sparen-können
oder Nicht-sparen-wollen der süd-
europäischen EU-Länder zu Arro-
ganz und Selbstmitleid („wir sind
die Zahlmeister Europas“). Wie da
herauskommen? 
Rödder weiß auch kein Allheil-

mittel, etwas vage schreibt er: „Was
es braucht, sind historisch inspi-
rierte Kreativität, politischer Wille
und kooperative Führung“, um zu
einem Europa zu kommen, das

deutsche Stärke und europäische
Ordnung verbindet.
Was man aus diesem Buch ler-

nen kann: Stereotype und böswilli-
ge Vorurteile entstehen in Windes-
eile; unter-
schwellig hal-
ten sie sich
über Jahrzehn-
te und können
bei jedem be-
liebigen Anlass
erneut virulent
werden und
das Zusam-
menleben der
Völker gefähr-
den. Darum
müsse alles
versucht wer-
den, Eskalatio-
nen zu verhin-
dern, sowohl

durch tolerante Politik als auch –
und das werde heute immer wich-
tiger – durch mehr Besonnenheit
in den „sozialen“ Medien. 

Dirk Klose

Unser Heimatplanet ist 
5,43 Milliarden Jahre alt.
Aber was wissen wir von

ihm? Wie sieht es im Inneren un-
serer Erde aus? Wie entstehen
Erdbeben, Vulkane oder starke
Winde? Diese und viele weitere
Fragen werden in dem Buch von
John Farndon und dem Illustrator
Tim Hutchinson „So funktioniert
unsere Erde“ ausführlich beant-
wortet. Das Werk ist prallvoll mit
Informationen und in 32 Themen
untergliedert .
Los geht es mit den Bereichen

der Erde, Sphären genannt. Fünf
werden unterschieden, der feste
Erdkörper, die Geosphäre, die Was-
serwelt, auch Hydrosphäre ge-
nannt, die Lufthülle, wissenschaft-
lich Atmosphäre, das Reich des Ei-
ses, die Kryosphäre und die leben-
dige Erde, die als Biosphäre be-
zeichnet wird. Diese umfasst alles,
was lebt, also Tiere, Pflanzen, Pilze
und Mikroben. Gleich danach geht
es zum „Tanz der Planeten“. Hier-

mit sind das Sonnensystem, seine
Planeten und der Platz der Erde im
Universum gemeint. 
Zahlreiche Themen zu Mond-

phasen, der Bewegung der Konti-
nente, Vulkanausbrüchen, Höhlen,
dem Wetter und vieles mehr folgen.
Hin und wieder sind Ausklappta-
feln eingefügt, sodass man ange-
sprochene Bereiche ausführlicher
betrachten kann. Auch ein Blick in
tropische Regenwälder wird gebo-
ten. In dem Zu-
sammenhang
erklärt der Au-
tor auch gleich,
wie Pflanzen
mittels Son-
nenlicht Koh-
lenstoffdioxid
aus der Luft
und dem Was-
ser in Zucker
umwande ln .
Dem Leser
wird so eine
b i lder re iche

und verdeutlichende Darstellung
der Fotosynthese geboten. Auf zwei
Doppelseiten stellt der Autor die
Geschichte des Lebens auf der Er-
de dar. Ein Glossar zur Erklärung
der komplizierten oder für Kinder
unbekannten Begriffe schließt das
Werk ab. Ein großartiges Kinder-
buch, das auch Erwachsenen viele
Phänomene unseres Planeten an-
schaulich verdeutlichen kann.

Silvia Friedrich

BÜCHER IM GESPRÄCH

Verschiedene
Formen beleuchtet

Umfangreiche Anthologie der Vertriebenenliteratur Kein Richter Gnadenlos

»Bild« sorgte für
Schlagzeilen

Deutschlands Führungsrolle innerhalb der EU und Kritik an seiner Dominanz

Von »Baba Jaga« und »Teufelchen« Wissenswertes über die Erde

Axel Dornemann:
„He imweh land .
Flucht – Vertrei-
bung – Erinnerung.
Ein literarisches
Lesebuch“, Georg
Olms Verlag, Hil-
desheim 2018, ge-
bunden, 779 Sei-
ten, 38 Euro

Stephan Zantke:
„Wenn Deutsch-
land so scheiße ist,
warum sind sie
dann hier?“ Ein
Strafrichter ur-
teilt“, riva Verlag,
München 2018,
gebunden, 203 Sei-
ten, 16,99 Euro 

Andreas Rödder:
„Wer hat Angst vor
Deutschland? Ge-
schichte eines eu-
ropäischen Pro-
blems“, S. Fischer
Verlag, Frankfurt
am Main 2018, ge-
bunden, 368 Sei-
ten, 20 Euro

John Farndon/Tim
Hutchinson: „So
funktioniert unse-
re Erde“, Gersten-
berg-Verlag, Hil-
desheim 2019, ge-
bunden, 15 Euro

Alexander N.
Afanasjew: „Die
schönsten rus-
sischen Mär-
chen“, Insel
Verlag, Berlin
2018, Taschen-
buch, 381 Sei-
ten, 10 Euro
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MELDUNG MEINUNGEN

Wo gehobelt wird ...
Auf wen die Jagd in Berlin eröffnet ist, wie eine uralte Legende weiterwirkt, und wofür
ein Jude zum »Nazi« erklärt wird / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Das Wort „Jagdschein“ hatte
früher zwei Bedeutungen.
Da ich nicht weiß, ob das

heute immer noch so ist, muss ich
das erläutern. Also einerseits be-
deutete es ganz konventionell das
bescheinigte Recht, bestimmte
Tiere jagen und die dafür notwen-
digen Waffen halten zu dürfen.
Daneben hieß „Jagdschein“ die

amtliche Bestätigung, unzurech-
nungsfähig zu sein. Denn so einer
kann auf Leute losgehen, ohne
wie andere dafür bestraft zu wer-
den. Sobald man ihn belangen
will, braucht er nur das entspre-
chende Gutachten hervorzukra-
men und der Richter entlässt ihn
mitleidig lächelnd mit dem Urteil
„nicht schuldfähig“. 
Nicht wenige von dieser Art

„Jagdschein“-Besitzern sind aber
keineswegs doof, sondern wissen
genau um ihr Privileg und nutzen
es weidlich aus. In Berlin ist eine
schwungvolle Jagdsaison ange-
brochen mit Jägern ohne Zahl. Ih-
re Pirsch gilt den Juden der deut-
schen Hauptstadt.
Juden wie Yorai Feinberg, dem

Betreiber eines israelischen Re-
staurants in Schöneberg. Es ver-
gehe keine Woche ohne antisemi-
tische Übergriffe auf ihn, erzählt
er dem Journalisten Boris Reit-
schuster: verbale Anfeindungen
durchs Telefon, übers Internet
oder direkt vor seinem Lokal,
aber auch körperliche Attacken.
Was tut die Staatsmacht, um

Yorai Feinberg zu schützen? Ein
einziges Mal wurde ein 60-Jähri-
ger belangt, der Feinberg an-
schnauzte: „Ihr werdet alle in den
Gaskammern landen. Alle wieder
zurück in eure blöde Gaskammer.
Keiner will euch hier!“ Das erste
Pech des Judenhassers war, dass
Feinbergs Freundin die Triade auf
Video aufnahm, der Streifen ging
um die Welt. Das zweite Pech für
den Schreihals: Er gilt als „zu-
rechnungsfähig“.
Da haben es Ludwig F. und Usa-

ma Z. besser, sie sind „Jagd-
schein“-Besitzer und dürfen daher
nach Herzens Lust auf den 37-jäh-
rigen Restaurantbetreiber losge-
hen, was sie denn auch ausgiebig
tun. Landen sie vor Gericht, heißt
es „unzurechnungsfähig“. Und auf
geht’s zu neuen Taten!
Ja, da ist sie wieder, die berüch-

tigte deutsche Kuscheljustiz, nicht
wahr? Ach nein, das wäre jetzt zu

kurz gegriffen, unsere Rechtspfle-
ge kann auch energisch durch-
greifen, wie ein Vorfall vor dem
Restaurant eindrucksvoll belegt.  
Usama Z. war mal wieder vor-

beigekommen und hatte gleich ei-
nen ganzen Haufen arabischer
Gesinnungsgenossen mitgebracht,
die Feinberg umzingelten und be-
schimpften. Feinberg berichtet,
später sei ihm vorgeworfen wor-
den, er habe die Beleidigung
„Scheiß-Jude“ mit „selber Scheiß-
Araber“ gekontert. Urteil: Geld-
strafe über 30 Tagessätze. Wofür?
Für den Ausdruck „Scheiß-Jude“?
Na, wo denken Sie hin! Natürlich
für Feinberg wegen seiner mut-
maßlichen Replik. Der andere war
ja „unzurech-
nungsfähig“.
Yorai Feinberg

fragt sich, wie
das alles sein
kann, wo doch
an jeder Ecke
Aufrufe wie „Na-
zis raus“, „Gegen
den Hass“ oder
„Rassisten wer-
den hier nicht bedient“ herumge-
reicht werden. Und liefert die
Antwort selbst: Linke hätten ihn
wegen seines Engagements gegen
Antisemitismus selbst als „Nazi“
beschimpft. Na also: Dem „Kampf
gegen Rechts“ entgeht nichts und
niemand. Da soll sich der Sohn
eines Holocaust-Überlebenden
mal nicht zu sicher fühlen: „#wir
sind mehr!“ und rufen: „Juden ...“,
Verzeihung, „Nazis raus!“
Man muss ja bedenken: der

Usama ist eben Araber, kommt al-
so aus der „Dritten Welt“, die nur
so arm ist, weil „wir“ sie einst zu
Kolonien gemacht haben. Und auf
diesem Kolonialismus beruht un-
ser Wohlstand. Deshalb sind Afri-
kaner und Orientalen unsere Op-
fer und kommen völlig zu Recht
in unser Land, um sich ihren An-
teil an unserem gestohlenen
Reichtum zurückzuholen.
Diese Erzählung kommt Ihnen

sicherlich bekannt vor, und das
nicht zufällig. Sie entstammt näm-
lich einer uralten imperialisti-
schen Legende, wie sie die listi-
gen Herrscher ihren naiven
Untertanen seit jeher erzählen.
Die Legende besagt, dass es den
einfachen Menschen eines Volkes
umso besser geht, je größer und
mächtiger ihr Staat ist. 

Das stimmt zwar gar nicht.
Denn wäre es so, hätte ein briti-
scher Arbeiter um das Jahr 1900
um Lichtjahre reicher sein müs-
sen als sein deutscher Kollege.
Schließlich war das deutsche Ko-
lonialreich im Vergleich zum bri-
tischen winzig klein, bettelarm
und überhaupt erst in der kost-
spieligen Aufbauphase, aus der es
bekanntlich nicht mehr heraus-
kam, ehe es schon wieder vorbei
war. In Wahrheit ging es dem bri-
tischen Arbeiter um 1900 ebenso
dreckig wie dem germanischen
Malocher.
Profitiert vom Kolonialismus

hat fast nur eine klitzekleine
Schar von Europäern und korrup-

ten  a f r ikan i -
schen Stammes-
führern. Aber
eine Legende
muss ja nicht
wahr sein, sie
muss bloß ge-
glaubt werden,
damit sie wirkt.
Das tut sie, und
zwar bis in un-

sere Tage. 
Unter der Parole „Euer Reich-

tum ist unsere Armut“ werden
deutsche und europäische Steuer-
zahler seit Jahrzehnten genötigt,
Milliardensummen als „Entwick -
lungshilfe“ in die „Dritte Welt“ zu
pumpen. Entwickeln tut sich fast
nichts dadurch, die einfachen
Afrikaner sehen auch kaum etwas
von dem Segen.
Profitieren tut allein eine klit-

zekleine Schar von Europäern
und korrupten afrikanischen Poli-
tikern. Auf europäischer Seite wä-
ren dies die zahllosen sogenann-
ten Hilfsorganisationen und
Unternehmen, die Entwicklungs-
aufträge an Land ziehen. In Afrika
stopfen sich gierige Politiker die
Taschen voll. Ghana verfügt über
110 Ministerien und Uganda über
ein Parlament bezahlter Abgeord-
neter, das ein Fußballstadion fül-
len kann.
So erlebt die imperialistische

Legende ihren zweiten Aufguss,
der nicht weniger profitabel ver-
läuft als der erste. Vor 100 oder
200 Jahren war die Legende in
falschen Stolz verpackt, heute
wickelt man sie in säuerliche
Schuldgefühle. Solange sie nie-
mand ihrer Verpackung beraubt,
merkt keiner, dass sie heute ge-

nauso stinkt wie früher. Also zah-
len wir. Damals, weil wir uns mit
dem Vaterland erhöht fühlten und
heute wegen des Gefühls, einer
guten Moral zu huldigen.
Mit den Asylsuchertrecks der

vergangenen Jahre ist den Glücks-
rittern der Imperialismus-Legen-
de ein ganz neues, unsagbar ein-
trägliches Geschäftsfeld hinzuge-
wachsen. Nun können sie als
Schlepper („Flüchtlingsretter“)
oder in der milliardenschweren
Asylindustrie Beträge einheim-
sen, von denen sie zu Zeiten der
langweiligen Entwicklungshilfe
nur träumten. 
Überdies lässt sich die Knete

jetzt viel unkomplizierter abgrei-
fen. Keine umständlichen Anträge
beim Ministerium mehr. Jede po-
pelige Gemeinde haut Geld raus
für Unterbringung, Betreuung,
zahllose Kursangebote und, und,
und. Ein Schlaraffenland!
Damit das am Laufen bleibt,

müssen Usama Z. und seine Ge-
fährten aber unbedingt als Opfer
inszeniert werden („Euer Reich-
tum ...“). Dann, nur dann, kann
man jedem auf die Pfoten klopfen,
der sich daran macht, die faule
Legende auszuwickeln: „Rassist“,
„Neokolonialist“ und natürlich
„Nazi“.
Wenn ein solcher Usama Z.

blanken Judenhass hinausspeit,
wird es allerdings knifflig. Auf so
etwas waren die Legendenbauer
nicht vorbereitet. Deshalb eiern
sie immer noch herum und flüch-
ten sich in Notbehelfe. Den Ju-
denhasser einfach für „unzurech-
nungsfähig“ zu erklären, ist schon
recht elegant. Ein Trauma lässt
sich bei Usama und Co. schnell
(er)finden, wobei die Traumatisie-
rung natürlich nichts mit den
Ideen und Gebräuchen des radi-
kalen Islam zu tun hat, sondern
allein auf uns und unseren Impe-
rialismus zurückgeht. 
Doch wenn das alles nicht

weiterhilft, weil es irgendwann
doch zu fadenscheinig wird und
der Kern der Legende hindurch-
schimmert, dann müssen wir
eben zum äußersten Mittel zu -
rückgreifen. Dann erklären wir
den Sohn eines Juden, der sich ab
dem Alter von vier Jahren weitere
vier Jahre lang vor den NS-Scher-
gen in einem Erdloch im Balti-
kum verstecken musste, eben zum
„Nazi“. Wo gehobelt wird ...

»Scheiß-Jude«
verzeiht das deutsche

Gericht,
»Scheiß-Araber«
natürlich nicht

ZUR PERSON

Intendantin mit
Vergangenheit

Das „Framing Manual“, mit des-
sen Hilfe die ARD die öffentli-

che Diskussion über sich selbst be-
stimmen und so ihre Akzeptanz bei
den Zwangsgebührenzahlern ver-
bessern will (siehe PAZ 7/2019),
schlägt hohe Wellen. Für den „Spie-
gel“ ist die in dem Papier „vorgege-
bene moralische Legitimierung vor
dem Hintergrund des gesetzlich ge-
regelten dualen Rundfunksystems
eine katastrophale Entgleisung“.
Diese wird verständlich, wenn man
sieht, unter wessen Ägide die Stu-
die 2017 in Auftrag gegeben wurde:
Karola Wille, seit 2011 Intendantin
des MDR und seinerzeit turnusmä-
ßig ARD-Vorsitzende. Geboren
1959 in Karl-Marx-Stadt, trat Wille
mit 18 Jahren in die SED ein und
studierte Rechtswissenschaften an
der Universität Jena. Dabei hielt sie
sich stets an das, was Walter Ulb-
richt ihrem Berufsstand vorgege-
ben hatte: „Unsere Juristen müssen
begreifen, dass der Staat und das
von ihm geschaffene Recht dazu
dienen, die Politik von Partei und
Regierung durchzusetzen.“ Dem-

entsprechend
wurden Studien-
bewerber gründ-
lich hinsichtlich
ihres Klassen-
standpunktes so-
wie ihrer Treue
zur Partei- und

Staatsführung überprüft. Während
des Studiums nahmen politisch-
ideologische Inhalte dann auch ei-
nen fast ebenso großen Raum ein
wie die rechtswissenschaftlichen.
Wille erwies sich als ideologisch

zuverlässig und wandte das Recht
als Waffe im Klassenkampf an. Als
Mitarbeiterin des Instituts für Inter-
nationale Studien der Universität
Leipzig hatte sie dann auch vor al-
lem die Politik und Gesellschaft des
Klassenfeindes Bundesrepublik im
Blick. Als Vertreterin des wissen-
schaftlichen Marxismus-Leni-
nismus hatte sie keine Hemmun-
gen, mit Stasi-Offizieren zu-
sammenzuarbeiten und argumen-
tierte in ihren Schriften noch bis in
die Untergangsphase der DDR hin-
ein auffällig „primitiv“, wie der Po-
litikwissenschaftler Eckard Jesse
meint. Schon in ihrer Doktorarbeit
hatte sie über die „Vorzüge des So-
zialismus“ und die „historische
Mission der Arbeiterklasse“ schwa-
droniert. All das hinderte sie nicht
daran, nach 1990 beim verhassten
Klassenfeind Karriere zu machen.
Für Klaus Schroeder vom For-

schungsverbund SED-Staat gehört
Wille zu den „ehemaligen Legiti-
matoren des Unrechtsstaates“. Kein
Wunder also, dass in dem von ihr
beauftragten Papier die Bevormun-
dung und Indoktrinierung der Öf-
fentlichkeit propagiert wird – was
mit dem von der ARD selbst postu-
lierten demokratischen Grundan-
liegen der öffentlich-rechtlichen
Sender nicht in Einklang zu brin-
gen ist. J.H.

Eugen Sorg wirft in der „Ach-
se des Guten“ (14. Februar) an-
lässlich des 30. Jahrestages der
Todesfatwa gegen Salman
Rushdie einen Blick auf den
westlichen Umgang mit Islam
und Christentum:

„Die Gedenkfeiern für die Ter-
roropfer sind eskapistischer
Kitsch. Keine Empörung, keine
Wut auf die ungenannt bleiben-
den Mörder. Nur stumme
Schluchzer, Teddybärchen und
kindliche Trauerzettelchen. Man
mystifiziert, pathologisiert und
stellt sich dumm, um den Trieb-
kern des Terrors nicht ausspre-
chen zu müssen: Islamischer
Dschihad. Die Beteuerung, ,kei-
ne religiösen Gefühle verletzen‘
zu wollen, ist unglaubwürdig.
Bibeltreue Christen, die Homo-
Ehen oder Abtreibungen als
Sünde ablehnen, werden mit
Hohn und Strafanzeigen be-
dacht. Rücksicht auf religiöse
Empfindlichkeiten ist exklusiv
für die Korangläubigen reser-
viert.“

FDP-Fraktionsvize Michael
Theurer wirft der „Deutschen
Umwelthilfe“ in einem Gast-
kommentar für das „Handels-
blatt“ (13. Februar) vor, einseitig
gegen Autofahrer vorzugehen:

„Die Entscheidungsvorlagen
der DUH richten sich ... einseitig
gegen den Autoverkehr. Sie geht
nicht hin, fordert Messungen in
Bahnhöfen oder an Radwegen
und klagt gegen den ÖPNV oder
Fahrradfahrer – obwohl diese
gerade beim Thema Feinstaub
alles andere als unbeteiligt sind.
Selbst die Schweröl-Tanker im
Hamburger Hafen oder Touri-
sten-Ausflugsschiffe in Berlin
kommen ungeschoren davon,
während wenige Meter weiter
Diesel-Autos mit einem Fahrver-
bot belegt werden.“

Die deutsch-syrische Ex-Mus-
limin Laila Mirzo fürchtet in der
„Neuen Zürcher Zeitung“
(16. Februar) um alle Errungen-
schaften der Frauenbewegung:

„Sind wir Frauen wirklich die-
sen weiten und schweren Weg
gegangen, um jetzt vor einer
frauenfeindlichen Religion zu
kuschen? Warum verschließen
so viele ihre Augen vor den
Menschenrechtsverletzungen in
den islamischen Ländern? Bin
ich eine Rassistin, weil ich es
nicht akzeptieren will, dass im
Namen einer Religion auf unse-
ren Grundrechten herumgetre-
ten wird? Ich sage Nein! Reli-
gion ist keine Rasse, Religion ist
eine Haltung, und ich nehme
diese Haltung nicht kritiklos
hin!“

Das Öffentlichwerden einer
„Framing“-Gebrauchsanwei-
sung der ARD (PAZ berichtete)
hat die Legtimität der Staatssen-
der weiter untergraben. Ramin
Peymani fragt auf seinem Blog
„Liberale Warte“ (18. Februar)
nach einem Ärgernis, das sogar
das Vertrauen in den Staat be-
schädigen könnte:

„Der Rundfunkbeitrag wird
nebenbei bemerkt mit einer
Härte beigetrieben, die für man-
chen Straftatbestand wün-
schenswert wäre. Beitragsver-
weigerer sind neben Falschpar-
kern und Steuersäumigen die
am schärfsten verfolgte ,Täter-
gruppe‘ ... Nun soll Recht blei-
ben, was Recht ist, und niemand
kann ernsthaft wollen, dass Ge-
setze nach Gutdünken befolgt
werden. Dass aber andererseits
bei schwersten Verbrechen auch
schon einmal akribisch nach
mildernden Umständen gefahn-
det wird, mag vielen nicht recht
einleuchten.“

Berlin – Alle übrigen Bundestags-
fraktionen haben den Antrag der
AfD, die „Extremismusklausel“
wieder einzuführen, abgelehnt.
Die Klausel fordert von Vereini-
gungen ein Bekenntnis zum
Grundgesetz, ehe sie staatliche
Mittel für den Kampf gegen
Rechtsextremismus erhalten kön-
nen. Die damalige Familienmini-
sterin Kristina Schröder (CDU)
hatte sie eingeführt, 2014 wurde
sie auf Druck der SPD wieder ab-
geschafft. Nun stimmte auch die
CDU/CSU gegen die Klausel. H.H.

Union gegen
eigene Idee
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